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Zukunftspakt bei VW 

Die Schlüsselbranche Automobil steht vor struktu¬ 
rellen Umbrüchen, bei denen die Kapitaleigner von 
VW die Nase vorn haben wollen. 
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Guter Start ins Jahr 

Die Rosa-Luxemburg-Konferenz ist der „Neujahrs¬ 
empfang der bundesdeutschen Linken“. Interview 
mit Stefan Huth, „Junge Welt“. 
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Noch mehr Sicherheit 

Die ganz breite Koalition agitiert für eine weitere Einschränkung von Grundrechten 
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Als Deutschland noch viel unsicherer war: Polizeiauflauf in Hamburg 2010 


D as Jahr 2017 begann hierzulan¬ 
de wie das vorherige endete: Mit 
schlechtem Wetter. Vor allem 
aber mit Debatten über die „innere 
Sicherheit“ und einen „starken Staat“ 
In ihrer Neujahrsansprache hatte Bun¬ 
deskanzlerin Merkel - mit Augenauf¬ 
schlag - zu Hilfe und Mitmenschlich¬ 
keit aufgerufen. Zugleich versprach 
sie: „Unser Staat tut alles, um seinen 
Bürgern Sicherheit in Freiheit zu ge¬ 
währleisten.“ 

Gleich nach dem Anschlag auf den 
Weihnachtsmarkt am Berliner Breit¬ 
scheidplatz hatten vor allem Politiker 
der CSU, aber auch der CDU die De¬ 
batte um die „innere Sicherheit“ an¬ 
geheizt und zugleich eine weitere Ver¬ 
schärfung des Asylrechts gefordert. 
Die CSU-Bundestagsgruppe wird 
nun auf ihrer Klausurtagung - die¬ 
ses Jahr in Kloster Seeon in Oberbay¬ 
ern - ihre Positionen untermauern. Sie 
berät und beschließt ein Positionspa¬ 
pier „Sicherheit für unsere Freiheit“, 
in dem eine weitere Einschränkung 
von Freiheits- und anderen Grund¬ 
rechten verlangt wird. Dazu gehören 
Forderungen zur weiteren Verschär¬ 


fung des Asylrechts, zur Ausweitung 
von Videoüberwachung im öffentli¬ 
chen Raum sowie zur Vorratsdaten¬ 
speicherung. Und gewiss auch die 
„Obergrenze“. Vor allem die CSU sei 
es, wie Gerda Hasselfeldt, die Landes¬ 
gruppenchefin der CSU, am vergange¬ 
nen Wochenende erklärte, die „die Si¬ 
cherheitsdebatte nach dem Anschlag 
in Berlin bestimmt und vorangetrie¬ 
ben“ habe. Und der „Passauer Neuen 
Presse“ erklärte sie zum Jahresauftakt: 
„Das Ziel muss größtmögliche Sicher¬ 
heit für unsere Bürgerinnen und Bür¬ 
ger sein. Dem sollte alles untergeord¬ 
net werden. Datenschutz darf nicht 
zum Täterschutz werden.“ 

Bundesinnenminister Thomas de 
Maiziere (CDU) stellte bereits am 
2. Januar ein ganzes Maßnahmenpaket 
vor. Denn er sieht Deutschland mit ei¬ 
ner „Führungsrolle“ konfrontiert, die 
„mit der Ordnung bei uns, in unserem 
Lande“ beginne. Das ist wohl deutlich 
genug. Und darum geht es in erster 
Linie. Auch deshalb will er vor allem 
die Kompetenzen des Bundes stärken 
und fordert, den Verfassungsschutz 
komplett unter die Verantwortung des 


Bundes zu übernehmen. Er möchte zu¬ 
dem die Bundespolizei stärken. 

Zu den vorgestellten Maßnahmen 
gehört die Forderung, abgelehnte Asyl¬ 
bewerber, die als Gefahr für die öffent¬ 
liche Sicherheit gelten, in Abschiebe¬ 
haft zu nehmen. Dazu gibt es bereits 
einen Gesetzentwurf. Der Minister for¬ 
dert laut „FAZ“ die Zuständigkeit für 
die Abschiebung abgelehnter Asylbe¬ 
werber erheblich auszuweiten und dem 
Bund mehr Kompetenzen zu übertra¬ 
gen. Er schlägt die Einrichtung von 
„Bundesausreisezentren“ vor, die den 
Ländern „eine Verantwortungsüberga¬ 
be“ für die letzten Tage oder Wochen 
des Aufenthalts von Ausreisepflichti¬ 
gen ermöglichen sollten. De Maiziere 
verlangt eine „nationale Kraftanstren¬ 
gung“ bei der Abschiebung. 

Auch die SPD reagierte am Jah¬ 
resanfang schnell. Ihr Vorsitzender 
Sigmar Gabriel meint in einem Posi¬ 
tionspapier „Zeit für mehr Sicherheit 
in Zeiten wachsender Unsicherheit“ es 
gehe aber nicht um „innere Sicherheit“, 
„sondern um innere Freiheit. Sicher¬ 
heit ist das Unterpfand der Freiheit“. 
Kein Wort zu den tatsächlichen Ur¬ 


sachen der Terroranschläge. Stattdes- 
sen will auch er im Inland Grundrech¬ 
te einschränken: Mehr Freiheit durch 
mehr Videoüberwachung öffentlicher 
Räume - als hätte das je Terroran- 
schläge verhindert -, die Verhängung 
von Abschiebehaft für ausreisepflich¬ 
tige Gefährder und die Vereinheitli¬ 
chung aller Datensysteme der Sicher¬ 
heitsbehörden. Zugleich soll aber der 
„Zusammenhalt“ und die innere Stabi¬ 
lität der Gesellschaft gefördert werden. 
Konkrete Vorschläge zur Unterstüt¬ 
zung der Jugendsozialarbeit, zur Un¬ 
terstützung der Familien, für bessere 
Integrationsmaßnahmen usw. fehlen. 

Gabriel sandte auch ein deutliches 
Signal in Richtung Parteilinke: Sie sol¬ 
le Gesetzesverschärfungen nicht aus 
ideologischen Gründen blockieren. Er 
wisse, dass im linken Spektrum schnell 
die Sorge auftauche, dies sei der Weg in 
einen autoritären Staat, der am Ende 
die Freiheitsrechte aller Bürgerinnen 
und Bürger beschneide. Aber, da gibt 
sich Gabriel ganz sicher: Der demokra¬ 
tische Rechtsstaat der Bundesrepublik 
schütze vor solchen Entwicklungen. 

Nina Hager 


Falscher Friedensfürst 

Der türkische Präsident Erdogan schwört sein Land auf langen „Unabhängigkeitskrieg“ ein 


Präsident Recep Tayyip Erdogan hat 
nach Bekunden der Bundesregierung 
die Türkei zur „zentralen Aktions¬ 
plattform“ für islamistische Terror¬ 
gruppen im Nahen Osten ausgebaut. 
Die vom türkischen Staatschef unter¬ 
stützten Dschihadistenbanden sind 
seit gut fünf Jahren dabei, das Nach¬ 
barland Syrien zu destabilisieren und 
mit Krieg zu verheeren, jetzt wenden 
sie sich gegen ihren langjährigen För¬ 
derer. Zum Jahreswechsel hat sich 
das Kalifat des „Islamischen Staates“ 
mit einem Massaker in einer Istanbu¬ 
ler Edeldisko blutig zu Wort gemel¬ 
det und der laizistischen Türkei den 
Krieg erklärt. 

Erdogan selbst will die Türkei in 
einen „neuen Unabhängigkeitskrieg“ 
führen. „Die nationale Einheit, terri¬ 
toriale Integrität, Institutionen, Wirt¬ 
schaft, Außenpolitik, kurz alle unsere 
Elemente, die uns als Staat aufrecht 


erhalten, werden scharf angegriffen“, 
behauptete der Staatschef in seiner 
Botschaft für das Jahr 2017. „Terror¬ 
organisationen sind nur die sichtba¬ 
ren Gesichter und Werkzeuge dieses 
Kampfes. Wir kämpfen im Wesentli¬ 
chen gegen die Mächte hinter diesen 
Organisationen.“ Wer die dunklen 
Mächte sein sollen, verriet Erdogan 
nicht. Doch man kann sich an fünf 
Fingern abzählen, dass er die Bewe¬ 
gung des Predigers Fethullah Gülen 
meint, deren Chef im US-amerika¬ 
nischen Exil lebt und von der türki¬ 
schen Führung für den Putschversuch 
im vergangenen Sommer verantwort¬ 
lich gemacht wird. Der Militärcoup 
sei „der abscheulichste Terrorangriff“ 
in der Geschichte der Republik gewe¬ 
sen. „Der Türkei ist es gelungen, aus 
dieser Katastrophe eine neue Aufer¬ 
stehung und einen Neuanfang zu ma¬ 
chen.“ 


International wird hier und da Kri¬ 
tik an Erdogans autoritärem Kurs for¬ 
muliert, ernsthafte Konsequenzen hat 
er jedoch nicht zu fürchten. Im Gegen¬ 
teil: Die NATO steht weiter stramm 
an der Seite des Gewaltherrschers und 
unterstützt dessen Krieg gegen die 
Kurden im Südosten sowie im Nach¬ 
barland Syrien. Die Bundesregierung 
kann nach eigenem Bekunden nicht 
ausschließen, dass die türkische Ar¬ 
mee für ihre Angriffe Aufklärungsda¬ 
ten der „Tornado“-Jets der Bundes¬ 
wehr nutzt, die offiziell als Teil der US- 
geführten Anti-IS-Allianz im Einsatz 
sind. Und nach dem IS-Terrorakt am 
Bosporus reichten die USA, die EU 
und die Bundesregierung dem Terror¬ 
paten die Hand. 

Dank Moskauer Initiative mutiert 
Erdogan, Anheizer im Syrien-Krieg, 
partiell zum Friedensfürsten. Russ¬ 
land und die Türkei erwirkten Ende 


Dezember eine Feuerpause in ganz 
Syrien - die von den islamistischen 
Gewaltextremisten von IS, Nusra- 
Front und Ahrar Al-Sham gehalte¬ 
nen Gebiete ausgenommen. Noch im 
Januar sollen im kasachischen Asta- 
na Gespräche zwischen Vertretern 
der syrischen Regierung von Präsi¬ 
dent Baschar Al-Assad und deren 
Gegnern stattfinden - sofern letztere 
aus den NATO-Staaten nicht länger 
zum Fernbleiben vom Verhandlungs¬ 
tisch und zur weiteren Kriegführung 
ermuntert werden. Die Zusammen¬ 
kunft wird von Russland und Erdo¬ 
gans Türkei ausgerichtet, die über 
Jahre auf den gewaltsamen Regime- 
Change in Damaskus hingearbeitet 
hatte. Wie aus Moskau verlautete, 
sind auch Ägypten, Saudi-Arabien, 
Kuwait und Katar eingeladen, sich 
an den Vorbereitungen zum Treffen 
in Astana zu beteiligen. Auch der Iran 


Thema der Woche 


Änderung der Spielregeln 

Wie es aussieht, will die künftige US-Regie- 
rung die hohen Außenhandelsdefizite zumin¬ 
dest reduzieren. Dazu soll ein Infrastruktur¬ 
programm angeschoben werden, „Regulie¬ 
rungen“ und Energiekosten sollen fallen. 
Aber ebenso soll das Rüstungsbudget weiter 
erhöht werden, gleichzeitig sollen Einkom¬ 
mens- und Unternehmenssteuern drastisch 
gesenkt werden. Von einer neuen Runde im 
globalen Rennen um die niedrigsten Steuer¬ 
sätze darf also ausgegangen werden. 
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LLL-Wochenende 2017 

Frieden 

Arbeit 

Solidarität 

Unter diese Losung stellt die DKP 
ihre Beiträge zum Luxemburg-Lieb- 
knecht-Lenin-Wochenende am 14. 
und 15. Januar 2017 in Berlin. 

Cafe K 

Am Samstag, dem 14. Januar laden 
DKP und UZ im Rahmen der Rosa- 
Luxemburg-Konferenz der „jungen 
Welt“ ins Cafe K ein. 10.00 Uhr bis 
22.00 Uhr, Merkur Hotel MOA, Ber¬ 
lin Moabit, Stephanstraße 41. 

Beiträge der SDAJ 

Workshop gegen den Krieg, 

11.00 Uhr. 

Podium „Rechtsruck stoppen“, 

14.00 Uhr. 

LLL-Treffen der DKP 

Mit Patrik Köbele (Vorsitzender der 
DKP), Robert Griffiths (Generalsekre¬ 
tär der Kommunistischen Partei Bri¬ 
tanniens) und Achim Bigus. 

LL-Demonstration 

Am Sonntag, dem 15. Januar um 
10.00 Uhr am Frankfurter Tor. 


weitere Infos: news.dkp.de 



sei zur Lösung des Konflikts ein wich¬ 
tiger Partner. Zudem solle die neue 
US-Regierung unter dem künftigen 
Präsidenten Donald Trump, der am 
20. Januar vereidigt wird, ein „wich¬ 
tiger Teilnehmer“ sein. Damit wären 
die wichtigsten internationalen Ak¬ 
teure des Syrien aufgenötigten Krie¬ 
ges am Tisch. 

Noch unklar ist, welche Zuge¬ 
ständnisse Erdogan für sein Einlen¬ 
ken herausgeschlagen hat. Für sein 
Vorgehen gegen die Kurden hat er 
offensichtlich Carte blanche. Bei frü¬ 
herer Gelegenheit hatte der Staats¬ 
chef seinen Großmachtambitionen in 
der Region freien Lauf gelassen und 
betont, dass das irakische Mossul und 
das syrische Aleppo dem türkischen 
Volk gehörten. Erdogans „neuer Un¬ 
abhängigkeitskrieg“ ist noch lange 
nicht entschieden. 

Rüdiger Göbel 
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Anton Schlecker bald vor Gericht? 


„Vermögensgegenstände beiseite geschafft“ 



Die Machenschaften des feinen „Herrn“ aus Ehingen öffentlich kritisiert: Protestkundgebung gegen Anton Schlecker am 
7. August 2009 im südhessischen Groß-Bieberau 


Desaströses Ergebnis 

Nur etwa 900 der ehemaligen 
2614 Ex-Opelanern in Bochum 
haben bisher einen neuen Job 
gefunden. Nun stehen etwa ein¬ 
tausend ehemalige Opelaner vor 
der Arbeitslosigkeit, die übrigen 
sind mittlerweile im Ruhestand. 
Aufgrund dieser desaströsen 
Vermittlungsergebnisse steht die 
Transfergesellschaft in der Kritik. 

Forderungspaket 
von sechs Prozent 

Am 18. Januar beginnt die Tarif¬ 
runde des öffentlichen Dienstes 
der Länder. Die Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes haben 
ein Forderungspaket mit einem 
Gesamtvolumen von sechs Pro¬ 
zent geschnürt. Dabei geht es um 
die 2017 startende Tarifrunde für 
rund eine Million Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst der Länder - 
davon allein 200 000 angestellte 
Lehrkräfte. 

10 Euro für 
Gebäudereiniger 

Ab dem 1. Januar 2017 erhalten 
die als Gebäudereinigerinnen 
und Gebäudereiniger Beschäftig¬ 
ten der Branche in der untersten 
Lohngruppe endlich glatte zehn 
Euro in der Stunde. „Es ist für 
uns ein großer Schritt, für den wir 
lange gekämpft haben,“ sagte IG 
BAU-Bundesvorstandsmitglied 
Ulrike Laux. Die Forderungen 
der IG BAU für die kommende 
Tarifrunde im Gebäudereiniger- 
Handwerk werden im Frühjahr 
2017 beschlossen. Ein Termin 
für die Auftaktverhandlung steht 
noch nicht fest. 

Wahlmodell ausweiten 

Nach dem Tarifabschluss mit der 
DB AG zur Einkommensrunde 
2016 zieht die Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG) 
eine positive Bilanz. „Unser 
EVG-Wahlmodell findet gro¬ 
ße Zustimmung. Seit dem Tarif¬ 
abschluss hat sich die Zahl der 
Mitgliedsanträge, die uns online 
erreichen, vervierfacht“, stellte 
der EVG-Vorsitzende Alexander 
Kirchner fest. 

Kirchner kündigte an, dass 
die EVG ihr Wahlmodell nun in 
ihrem gesamten Organisations¬ 
gebiet durchsetzen wolle. „Auch 
in den Busbetrieben und bei den 
privaten Eisenbahnunterneh¬ 
men, in denen wir Tarifverträge 
abschließen, sollen unsere Mit¬ 
glieder künftig wählen können, 
ob sie einen Teil der vereinbarten 
Tariferhöhung lieber als Urlaub 
oder Arbeitszeitverkürzung ha¬ 
ben wollen“, so Kirchner. 


W ie fühlte sich der feine 
„Herr“ aus Ehingen, An¬ 
ton Schlecker, persönlich 
angegriffen und beleidigt, weil er 
beispielsweise im Betriebsräte-Info 
„Handeln“ des Fachbereichs Han¬ 
del der ver.di Bezirk Südhessen Nr. 
8 vom 24. August 2009 asozialer Ma¬ 
chenschaften bezichtigt und ihm vor¬ 
geworfen wurde, „seine nicht zim¬ 
perlichen regionalen ,Wachhunde 4 
zu entsprechendem Verhalten“ anzu¬ 
weisen? Dies geschah im Zusammen¬ 
hang mit der Eröffnung eines neuen 
Schlecker-XL-Marktes im südhessi¬ 
schen Groß-Bieberau und einer dort 
von ver.di veranstalteten Protest¬ 
kundgebung gegen die organisierte 
Tarifflucht von Anton Schlecker. 

Der ehemalige „König unter den 
Drogeriemarktbetreibern“, wie ihn 
das „manager magazin“ in seiner dies¬ 
jährigen Dezemberausgabe bezeich¬ 
net, sah die Vorwürfe als geeignet 
an, ihn „in seiner Ehre zu verletzen“. 
Sie richteten sich gegen den „sozia¬ 
len Geltungswert“ Anton Schleckers, 
„da ihm hiermit die Fähigkeit aber¬ 
kannt werde, seinen Beruf und sei¬ 
ne Verantwortung als Unternehmer 
wahrzunehmen“. Zudem handele es 
sich bei der Unterstellung asozialer 
Machenschaften „offensichtlich um 
Beleidigungen 44 . Das gelte auch „für 
das in Anführungszeichen gesetzte 
,Herr 4 , das offensichtlich eine Her¬ 
abwürdigung bedeuten“ solle, weil es 
„den personalen Geltungswert“ An¬ 
ton Schleckers angreife; denn es be¬ 
deute, „dass der Gemeinte den Titel 
nicht verdiene“. 

Deshalb ließ er gegen ver.di auf 
Erlass einer einstweiligen Verfügung 
zur Unterlassung solcher „Behaup¬ 
tungen“ klagen und beantragte ein 
„Ordnungsgeld bis zu EUR 250 000, 
ersatzweise ... Ordnungshaft bis zu 
sechs Monaten“. Anton Schleckers 
Rechtsstreit gegen die angebliche 
„Ehrverletzung“ ging damals vom 
Arbeitsgericht Ludwigsburg zum 
Landgericht, dann zum Oberlandes¬ 
gericht in Stuttgart, um schließlich 
beim Arbeitsgericht Stuttgart zu lan¬ 
den. Dort fiel das Urteil am 10. März 
2010. In ihrer Entscheidung wiesen 
die Richter die Klage zurück, weil sie 
in den angegriffenen Äußerungen des 
Infos „Handeln 44 keine „unzulässige 
Schmähkritik“, sondern Werturtei¬ 
le sahen, die „vom Grundrecht der 
Meinungsfreiheit gedeckt“ seien. Das 
betreffe auch das „Herr“ in Anfüh¬ 
rungszeichen, da ver.di in ihrer Ver¬ 
öffentlichung „Personalabbau und 
Tarifflucht als Verstoß gegen die gu¬ 


ten Sitten“ bezeichnet „und in diesem 
Zusammenhang dem verantwort¬ 
lichen Unternehmer“ vorgehalten 
habe, „dass er - daran gemessen - zu 
Unrecht einen guten Ruf in der Ge¬ 
sellschaft“ genieße. Das Setzen der 
Anführungszeichen drücke aus, dass 
er „seinen guten Ruf ruiniere, wenn 
er so weitermache“. Anscheinend hat¬ 
te der „ehrenwerte“ Anton Schlecker 
schon lange vor der von ihm zu ver¬ 
antwortenden Insolvenz das Märchen 
vom angeblich „ehrbaren Kaufmann“ 
durch sein Verhalten nicht nur „ent¬ 
zaubert“, sondern mit beiden Füßen 
„in den Dreck 44 getreten. 

Deshalb ließen ihn die deutlichen 
Hinweise seitens ver.di und des Ar¬ 
beitsgerichts Stuttgart erwartungsge¬ 
mäß „kalt“, ohne dass er sich vor oder 
in der 2012 eröffneten Insolvenz ir¬ 
gendwie erkennbar „gebessert 44 hät¬ 
te. „Der Mann lebt bis heute leider in 
einer anderen Welt“, soll ein „Kenner 
der Familie“ dem „manager magazin“ 
erzählt haben. Diese „andere“ Welt 
war für ihn damals wohl jene des flie¬ 
ßenden Übergangs von Recht zu Un¬ 


recht sowie eines fragwürdigen Füh¬ 
rungsstils durch straffe Befehle und 
verpflichtenden Gehorsam, der in 
den Verkaufsregionen nicht selten in 
tagtägliches Bespitzeln, Schikanieren 
und Demütigen der Verkäuferinnen 
mündete. 

Die im April 2016 durch die Staats¬ 
anwaltschaft Stuttgart erhobene Kla¬ 
ge gegen Anton Schlecker betrifft al¬ 
lerdings nicht das in dessen Unterneh¬ 
men gezielt entwickelte und bewusst 
„verfeinerte“ üble Verhalten von Füh¬ 
rungskräften gegenüber den Beschäf¬ 
tigten. Die Richter werden sich offen¬ 
bar dem Vorwurf gegen ihn widmen, 
er habe „trotz drohender Zahlungsun¬ 
fähigkeit in 36 Fällen Vermögenswerte 
beiseite geschafft, die wirtschaftliche 
Lage des Unternehmens im Abschluss 
der Geschäftsjahre 2009 und 2010 un¬ 
richtig wiedergegeben sowie vor dem 
Insolvenzgericht falsche Angaben ge¬ 
macht und diese dann auch noch an 
Eides statt versichert“ („manager ma¬ 
gazin“). 

Wie die offenbar am 6. März 2017 
vor dem Landgericht Stuttgart zu ver¬ 


handelnde Anklage Anton Schleckers 
auch begründet sein wird, die ehema¬ 
ligen Beschäftigten und Betriebsräte 
werden das Verfahren sicher mit größ¬ 
ter Aufmerksamkeit verfolgen. Denn 
der auf seine „Ehre“ wie seinen „so¬ 
zialen Geltungswert“ so bedachte fei¬ 
ne „Herr“ aus Ehingen schuldet ihnen 
nach einem Sozialplan, der durch die 
Insolvenz „ausgehebelt“ wurde, nicht 
nur Abfindungen in dreistelliger Mil- 
lionenhöhe; allein im Bezirk Darm¬ 
stadt mit etwa 110 Beschäftigten lag 
die Gesamtsumme bei etwa 1,7 Mil¬ 
lionen Euro. Schlimmer ist für viele 
auch heute noch, dass Anton Schle¬ 
cker ihre Nerven und auch ihre Wür¬ 
de „auf dem Gewissen“ hat. Doch da¬ 
für gibt’s bekanntlich (bislang) keine 
Strafe. Deshalb darf es nicht verwun¬ 
dern, wenn der Gerichtssaal in Stutt¬ 
gart bei den Verhandlungen „aus al¬ 
len Nähten platzt“, weil allein schon 
die Anklage des Ex-“Königs“ für nicht 
wenige ehemalige Beschäftigte eine 
längst (über)fällige Genugtuung dar- 
stellt. 

Horst Gobrecht 


Unsere Oligarchen 


Henkel half Hitler an die Macht 


Wer die Wäsche mit Persil wäscht, 
macht dabei ganz nebenbei die Hen¬ 
kels reicher; auch mit Pattex klebt man 
für Henkel mit; und eine Schwarzkopf- 
Haarpflege treibt die Henkel-Dividen¬ 
de hoch. 

Wie viele der heutigen Großkon¬ 
zerne wurde Henkel nach der Schaf¬ 
fung des Deutschen Reiches unter 
preußischem Stiefel gegründet. Seit 
1878 sitzt Henkel in Düsseldorf, Stand¬ 
ort damals auch von Mannesmann 
und Rheinmetall. 1907 kommt Per¬ 
sil auf den Markt. Im 1. Weltkrieg ist 
Henkel schon so wichtig, dass Kriegs¬ 
gefangene zugewiesen und ausgebeu¬ 
tet werden. Henkel kommt gut durch 
Inflation und Weltwirtschaftskrise. 
Der Enkel des Firmengründers, Jost 
Henkel, wollte mehr - und setzte auf 
Hitler. Den stellte er als Präsident am 
26.1.1932 seinem elitären Industrie- 
Club vor. Hitlers Auftritt in Henkels 
Club gilt als Durchbruch zur Macht¬ 
übertragung 1933. Der Düsseldorfer 
Kommunist Jupp Angenfort führte 
dazu aus: „Hitler legte in einer Rede 
seine Konzeption vor. Er versprach, 


den Marxismus auszurotten, die Ge¬ 
werkschaften zu zerschlagen, die Par¬ 
teien zu verbieten und demokratische 
Wahlen abzuschaffen. Er versprach, 
die Reichswehr auszubauen, aufzu¬ 
rüsten und ,Lebensraum im Osten 4 
zu erobern. Industrielle und Bankiers 
dankten, wie Presse und Augenzeu¬ 
gen berichteten, mit lang anhalten¬ 
dem Dauerbeifall. Von nun an flössen 
riesige Spenden an die Nazipartei. Es 
müsste im Industrie-Club eine Ta¬ 
fel angebracht werden mit dem Text: 
,Hier bekam Hitler von Großindus¬ 
triellen und Bankiers Beifall und Geld, 
hier wurden die Weichen zum Krieg 
gestellt 4 Unter den Arbeiterinnen und 
Arbeitern, die vor dem Industrie-Club 
protestierten, war auch die Kommu¬ 
nistin Maria Wächter. Anwesend beim 
Protest am 26. Januar vor dem Indus¬ 
trie-Club war auch Werner Stertzen¬ 
bach. Als die Nazis an die Macht ge¬ 
schoben worden waren, wurde Maria 
Wächter wegen ihres Widerstandes 
gegen die Nazidiktatur für fünf Jahre 
ins Zuchthaus geworfen. Der Jude und 
Kommunist Werner Stertzenbach kam 


ins Konzentrationslager. Jost Henkel 
aber, der Persil-Boss, der Hitler zum 
Industrie-Club eingeladen hatte, wur¬ 
de Wehrwirtschaftsführer. 

Mit Faschismus und Krieg wurden 
die Henkels reich. Wehrmachtsliefe¬ 
rant und Ausplünderung besetzter Ge¬ 
biete, Arisierung und Ausbeutung von 
Zwangsarbeitern - das war das Rezept. 
Ursprünglich auf der Schwerverbre¬ 
cherliste der Alliierten, wurden sie in 
der britischen Zone rasch wieder ein¬ 
gesetzt; es gab ja Pläne der Westmächte 
weiterzumachen gegen die Sowjetuni¬ 
on. Im Januar 1947 hatten die Henkels 
ihre „Persilscheine“. Mit der Währungs¬ 
reform 1948 konnten die Kriegsgewin¬ 
ne realisiert werden. Steuerprivilegier¬ 
te Dr. Jost-Henkel-Stiftung, Großes 
Bundesverdienstkreuz, Präsidium des 
Unternehmerverbands VCI, Präsident 
des Deutschen Tennisbunds - ein fast 
normaler Wiederaufstieg eines Terro¬ 
risten in Nadelstreifen. 

Systematisch baute Henkel seine 
Stellung in den Märkten zunächst in 
Deutschland, dann in den USA und Asi¬ 
en aus. Heute ist Henkel bei „Wasch- 


und Reinigungsmitteln“ Nr. 3 auf dem 
Weltmarkt, Nr. 1 bei Klebstoffen und in 
Segmenten des Geschäftsfelds „Schön¬ 
heitspflegeprodukte“ - und, wie bei 
einem Monopol üblich, mehrfach in 
Kartellverfahren verurteilt. Einer der 
bekanntesten „Henkelmänner“ in der 
Politik ist seit den 1970er Jahren Kurt 
Biedenkopf (CDU), der sich später als 
„König von Sachsen“ aufspielen durfte. 

Wie selbstverständlich ging nach 
der Einverleibung der DDR das 1945 
enteignete Henkel-Werk in Genthin 
wieder an Henkel. Im VEB Waschmit¬ 
telwerk Genthin hatten 1700 Beschäf¬ 
tigte mit der Marke „Spee“ nicht nur 
die DDR versorgt. Henkel reduzierte 
auf 300 Beschäftigte und gab schließ¬ 
lich 2009 den Standort auf, nahm aber 
die Marke „Spee“ mit nach Düsseldorf. 

Im Geschäftsjahr 2015 erzielte 
das Unternehmen einen Umsatz von 
rund 18,1 Mrd. Euro und ein betrieb¬ 
liches Ergebnis von etwa 2,6 Mrd. 
Euro. Von den 49 450 Beschäftigten 
sind mehr als 80 Prozent (41 100) au¬ 
ßerhalb Deutschlands beschäftigt. Der 
Umsatz ist seit 2005 um 51 Prozent ge¬ 


stiegen, die Beschäftigten haben um 4 
Prozent abgenommen. Dass dennoch 
die Gegenwehr schwach bleibt, dafür 
sorgt u.a. Henkel-Aufsichtsrat Micha¬ 
el Vassiliadis, sozialpartnerschaftlicher 
Vorsitzender der IG BCE und Vorsit¬ 
zender der Stiftung „Neue Verantwor¬ 
tung“, die eng mit der Münchner „Si¬ 
cherheitskonferenz“ verbunden ist. 
Verbindungsmann zur Hochfinanz ist 
Paul Achleitner, Aufsichtsratsvorsit¬ 
zender der Deutschen Bank, und zur 
Großchemie Werner Wenning, Ex-Chef 
und Aufsichtsratsvorsitzender des IG 
Farben-Nachfolger-Konzerns Bayer. 

Die mehr als 100 Mitglieder des 
Henkel-Clan halten rund 61 Prozent 
der Firmenanteile. Aus dem Vermögen 
von 28 Milliarden Euro im Jahr 2014 
wurden 2015 rund 30 Milliarden. Von 
Simone Bagel-Trah, der Ur-Ur-Enkelin 
des Firmengründers, wird der Clan in 
der fünften Generation zusammen ge¬ 
halten. Als „ein fein austariertes Sys¬ 
tem von Macht und Verantwortung“ 
wird der Kriegsverbrecherkonzern be¬ 
zeichnet. 

Richard Corell und Stephan Müller 
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Häuserkampf - Seit 1 an Seit 1 

Der „Zukunftspakt“ soll 3,7 Milliarden Euro jährlich für VW bringen 


mit dem 


Kapital 



D er Markenvorstand von VW, Her¬ 
bert Diess, verkündet, wozu der so 
genannte Zukunftspakt gedacht 
ist: „Die Operative Umsatzrendite soll 
von zuletzt zwei Prozent 2015 auf vier 
Prozent bis 2020 verdoppelt werden. Bis 
2025 soll sie weiter auf sechs Prozent 
steigen. Nach 2025 wird eine weitere 
Verbesserung über diese Marke hinaus 
angestrebt. Ein wesentlicher Schritt hin 
zu einer zukunftssichernden Rentabili¬ 
tät ist der am 18. November vorgestellte 
,Zukunftspakt 4 . Konkret soll er bis zum 
Jahr 2020 zu einem positiven Ergebnisef¬ 
fekt in Höhe von 3,7 Mrd. Euro jährlich 
führen; davon entfallen 3,0 Mrd. Euro 
auf die deutschen Standorte. 44 

Dafür werden bestehende 30 000 
Arbeitsplätze vernichtet, Leiharbeiter 
verlieren ihre Jobs und in einzelnen Be¬ 
reichen kann die Arbeitszeit auf 40 Stun¬ 
den steigen. So sollen die Beschäftigten 
die Produktivität bis 2020 um 25 Prozent 
steigern. Die Beschäftigten, ihre Be¬ 
triebsräte und Gewerkschaft haben die 
Erpressung geschluckt, weil der Marken¬ 
vorstand vertraglich vereinbart hat, „Zu¬ 
kunftsautos 44 (E-Mobilität) in Deutsch¬ 
land zu bauen. Durch Wertschöpfung 
wie z.B. einem Batteriewerk, „anderen 
Zukunftsbereichen wie Digitalisierung, 
autonomes Fahren und Mobilitätsdienst¬ 
leistungen entsteht auf Druck des Be¬ 
triebsrates zusätzliche Beschäftigung. 44 
Insgesamt seien es „9000 neue zukunfts¬ 
trächtige Arbeitsplätze 44 . Es werde eine 
Qualifizierungsoffensive geben, kein 
deutscher Standort werde geschlossen 
und betriebsbedingte Kündigungen der 
Stammbelegschaft seien bis 2025 ausge¬ 
schlossen. Die Arbeitsplatzvernichtung 
wird „sozialverträglich 44 über Altersteil¬ 
zeit organisiert. 

Damit lassen sich die Beschäftigten 
der Marke VW in einen Häuserkampf 
um ihre Arbeitsplätze treiben, bei dem 
die Kolleginnen anderer Konzerne zu 
Gegnern und das Kapital sich als schein¬ 
barer Bündnispartner anbietet. Aber die 
Konzernherren, denen die Beschäftigten 
in den ersten neun Monaten des Jahres 
ein operatives Ergebnis von 8,7 Mrd. 
Euro erarbeiteten, sind keine Verbün¬ 
deten sondern Klassengegner, die sich 
an der Ausbeutung der Beschäftigten 
bereichern. 

Die Schlüsselbranche Automobil 
steht vor strukturellen und technologi¬ 
schen Umbrüchen, bei denen die Kapi¬ 
taleigner des größten Automobilherstel¬ 
lers Europas die Nase vorn haben wol¬ 
len. Bei der Elektromobilität wollen sie 
bis 2025 Weltmarktführer werden, eine 
Million Elektroautos verkaufen und bis 
2030 auch insgesamt wieder der größte 
Autohersteller weltweit werden. Nach¬ 
dem der Schwindel mit den Abgasma¬ 
nipulationen aufgeflogen ist, Umrüs¬ 


Warnstreik vor dem VW Werk in Zwickau 

tung, Ersatz und Milliarden Euro Straf¬ 
zahlungen fällig werden, versuchen sich 
die Konzernherren, an den Beschäftig¬ 
ten schadlos zu halten und notwendi¬ 
ges Geld dafür und für den Umbau auf 
dem Rücken und aus den Taschen der 
Beschäftigten zu erzwingen. Weder die 
Millionen Euro für die Boni-Zahlungen 
der Vorstände, noch die 60 Mrd. Euro, 
die in der jüngeren Vergangenheit an die 
Aktionäre ausgezahlt wurden, noch die 
Milliarden der Anteilseigner, darunter 
die Familie Piech/Porsche, mit 35,4 Mrd. 
Euro Stiftungsvermögen, die reichste Fa¬ 
milie Österreichs, werden angetastet. 

Solange die VW-Stamm-Beschäftig- 
ten dem Kapital bei dessen Konkurrenz¬ 
kampf um weltweite Absatzmärkte, billi¬ 
ge Produktionskosten und dem struktu¬ 
rellen und technologischen Umbau des 
Konzerns nützlich sind, solange wer¬ 
den sie als scheinbar gleichberechtigte 
Bündnispartner behandelt. Werden sie 
für die Mehrwertschöpfung nicht mehr 
gebraucht, ja sind sie weiterem Profit 
hinderlich, werden sie ihre Arbeitsplät¬ 
ze und ihr Einkommen ebenso verlie¬ 
ren, wie andere Beschäftigte auch, die 
glaubten, auf Augenhöhe mit dem Ka¬ 
pital verhandeln zu können. Zu Recht 
schreibt die „Süddeutsche Zeitung 44 als 
Kommentar zum Zukunftspakt „Neun 
Jahre ohne Angst - und dann? 44 

Der Kampf um Absatzmärkte inner¬ 
halb der weltweiten Automobilindustrie 
ist gnadenlos. 


Die Überproduktion grinst uns nicht 
nur im Hafen von Köper entgegen, wo 
kilometerlang Autos auf ihre Verschif¬ 
fung in andere Kontinente warten, son¬ 
dern auch auf den Megaparkplätzen der 
Händler und Hersteller. Gigantische 
Rabattschlachten, beträchtliche Eigen¬ 
zulassungen von Herstellern und Händ¬ 
lern und die aus Steuergeld bezahlten 
Abwrackprämien sind weitere Indizien 
der Überproduktionskrise. Zehntausen¬ 
de Arbeitsplätze wurden vernichtet, die 
Produktivität immer höher getrieben. 
Die enormen Mengen gebundenen Ka¬ 
pitals der hochtechnologisierten Auto- 
Betriebe schreien nach immer höherer 
Auslastung. Diese kann jedoch nicht 
mehr auf dem Markt realisiert werden. 

Dabei geht es gesellschaftspolitisch 
nicht nur um die Weichenstellung wofür 
Geld investiert wird, sondern vor allem 
um die Beschäftigung. 

Fragwürdige E-Autos 

Die Angst um die Arbeitsplätze scheint 
die VW-Beschäftigten vergessen zu las¬ 
sen, dass wir in einer Klassengesellschaft 
leben. Statt mit den Kolleginnen der an¬ 
deren Autokonzerne, anderer Industrien 
(z.B. Bahnproduktion) und Dienstleis¬ 
tungen einen Kampf um drastische Ar¬ 
beitszeitverkürzung bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich gegen die Macht 
der Konzernherren zu organisieren, ma¬ 
chen sie sich objektiv zu Gegnern ihrer 
Kolleginnen anderer Autokonzerne, um 


die Arbeitsplätze in „ihrem 44 Konzern zu 
retten. Das noch halbwegs laufende Ge¬ 
schäftsmodell Auto hat aber mittel- bis 
langfristig ausgedient. 

Eine langfristige Beschäftigungssi¬ 
cherung muss berücksichtigen, dass die 
Produktion von Autos nicht unendlich 
ausgeweitet werden kann. In den entwi¬ 
ckelten Industrieländern wird die Auto¬ 
mobildichte schon bald objektive Gren¬ 
zen erreichen und zu Verkehrsinfarkten 
führen, wo in dem vorhandenen Stra¬ 
ßennetz der Verkehr nicht mehr fließen 
kann. Und jeder weiß, dass das Klima kol¬ 
labiert, wenn Länder wie China oder In¬ 
dien ein dem Westen vergleichbares Ni¬ 
veau der Automobilisierung erreichten. 

E-Autos verhindern am Ort ihres 
Einsatzes C0 2 -Emissionen. An den 
Orten ihrer Herstellung und der För¬ 
derung notwendiger Ressourcen ist 
der C0 2 -Ausstoß enorm. Fritz Indra, 
bekannter Motorenentwickler, erläu¬ 
tert in der VDI-Zeitschrift, seriöse Be¬ 
rechnungen belegten eindeutig, dass 
das Elektroauto in Deutschland eine 
1,6-mal so schlechte C0 2 -Bilanz hat 
wie ein vergleichbares Fahrzeug mit 
modernem Verbrennungsmotor. 

Auch in Zukunft werde ein Großteil 
des Stroms aus kalorischen Kraftwer¬ 
ken mit hohem C0 2 -Ausstoß kommen. 
„Dann entsteht das C0 2 eben nicht im 
Auto, sondern im Kraftwerk. Das Elek¬ 
troauto leistet somit keinen Beitrag 
zum Umweltschutz. 44 


Auch der IG Metall-Bevollmäch¬ 
tige von Salzgitter-Peine, Wolfgang 
Räschke erläutert: „Zumal die C0 2 - 
Bilanz von E-Fahrzeugen derzeit im¬ 
mer noch schlechter ist als die von Au¬ 
tos mit Dieselmotor. Es stimmt einfach 
nicht, dass E-Mobilität automatisch 
sauber ist. 44 

Wir brauchen eine neue gesellschaft¬ 
lich kontrollierte sozial/ökologische 
Mobilitäts- und Beschäftigungspolitik, 
wollen wir unseren Planeten nicht um¬ 
bringen. Gesellschaftliche Beteiligung 
am Eigentum mit erweiterter Mitbe¬ 
stimmung, Mitentscheidung und demo¬ 
kratische Kontrolle durch Beschäftigte, 
Gewerkschaften, Umweltverbände und 
Menschen der Region sind zu erkämp¬ 
fen. Regionale Räte entwickeln und ent¬ 
scheiden in einem ersten Schritt gemein¬ 
sam über konkrete Wege zur Konversion 
eines Automobilkonzerns z.B. in einen 
ökologisch orientierten Dienstleister 
für öffentliche Mobilität. Gefragt sind 
integrierte Mobilitätskonzepte, in de¬ 
nen die Gewichtung zwischen öffent¬ 
lichem und privatem Verkehr verscho¬ 
ben und Bahn, Straßenbahnen, Bussen, 
Fußgängern und Fahrrädern Vorrang 
vor dem Autoverkehr eingeräumt wird. 
Das muss nicht zu steigender Arbeitslo¬ 
sigkeit führen. Die weitere Vernichtung 
der Umwelt muss gestoppt, vorhandene 
Schäden repariert werden. Erneuerbare 
Energie muss sowohl die Verbrennung 
fossiler Rohstoffe als auch die Atom¬ 
energie ersetzen. Die hochqualifizier¬ 
ten Beschäftigten von Autokonzernen 
wie z.B. VW könnten im Zusammen¬ 
wirken mit Beschäftigten anderer High¬ 
tech-Betriebe entscheidende Beiträge in 
Forschung, Entwicklung und Produktion 
leisten. Die Deutsche Automobilindus¬ 
trie investiert rund 39 Milliarden Euro 
in Forschung und Entwicklung. Sie für 
sinnvolle sozial nützliche und ökolo¬ 
gische Produktkonversion nutzbar zu 
machen, wäre eine langfristig beschäf¬ 
tigungsichernde Strategie der Beschäf¬ 
tigten und ihrer Verbündeten. Ohne 
die Machtfrage zu stellen, wird die Um¬ 
stellung im öffentlichen Interesse nicht 
möglich sein. 

Ansonsten bleibt die Befürchtung, 
die Braut VW soll auf Kosten der Be¬ 
schäftigten „schön 44 gemacht werden. 
Das „schwarze Schaf 44 der Konzern- 
Dynastie, Ernst Piech, Bruder von Ex- 
Aufsichtsratschef Ferdinand Piech, for¬ 
muliert das etwas anders. Er sieht „den 
Industriegiganten gar als Übernahme¬ 
ziel für Investoren aus China 44 Im „Ma¬ 
nager Magazin 44 wird er mit der aus 
seinem Mund sonderbar klingenden 
Selbstverständlichkeit zitiert: „Die ha¬ 
ben ihre Milliarden schon zusammen, 
um den Konzern zu kaufen 44 . 

Anne Rieger 


Anhaltende Überproduktion 

Zu den Konjunkturerwartungen für 2017 


Mit dem neuen Jahr gibt es auch neue 
Konjunkturprognosen. Das britische 
Wirtschaftsmagazin „The Economist 44 
geht gleich vom Schlimmsten aus und 
vergleicht die aktuelle Situation mit 
1917 und dem Vorabend der Oktober¬ 
revolution, die die liberale Weltordnung 
zerstört und zu Stalin und Hitler geführt 
habe. Der „Wirtschaftsweise 44 Lars Feld 
fordert, protektionistische Maßnahmen 
abzuwehren und „für offene Märkte 
und Weltoffenheit 44 einzutreten. Mar¬ 
cel Fratzscher vom Deutschen Institut 
für Wirtschaftsforschung (DIW) meint, 
eine „weitere Renationalisierung und 
ein Anstieg des Protektionismus müsse 
verhindert werden. 44 Und auch Gustav 
Horn vom Institut für Makroökonomik 
und Konjunkturforschung (IMK) meint, 
„Brexit und Trumpismus verhießen welt¬ 
wirtschaftlich nichts Gutes für 2017“ des¬ 
halb müssten sich Deutschland und Eu¬ 
ropa mit mehr Investitionen schützen. 
Was ist der Hintergrund dieser Alarm¬ 
stimmung? Die Überproduktionskri¬ 
se hält an. Dies ist am weiterhin nied¬ 
rigen Ölpreis abzulesen, der nur bei ei¬ 


ner deutlichen Produktionssteigerung 
steigen würde. Auch die Rabattschlacht 
in der Automobilindustrie weist auf 
schrumpfende Märkte hin. Die anhal¬ 
tende Schwäche ist auch an der Arbeits¬ 
losigkeit beziehungsweise Unterbe¬ 
schäftigung zu erkennen. Allein in den 
USA haben sich schätzungsweise sieben 
Millionen erwerbsfähige Männer vom 
Arbeitsmarkt abgewendet, weil sie kei¬ 
ne Arbeit finden. In Deutschland sinkt 
zwar die offizielle, zugleich steigt aber die 
Unterbeschäftigung, also die tatsächliche 
Arbeitslosigkeit, die auch die krank ge¬ 
meldeten und in einer Maßnahme be¬ 
findlichen Arbeitslosen erfasst. Die ILO 
geht für 2017 von einer weltweit weiter 
steigenden Arbeitslosigkeit aus. Es ist die 
erste Krise nach 1945, nach der die Ar¬ 
beitslosigkeit nach der Erholung nicht 
sank, sondern weiter anstieg. 

Mit dem Rückgang des Wachstums der 
Produktion geht auch ein Rückgang des 
Welthandels einher, der seit 2009 nur 
noch um 2,7 Prozent durchschnittlich 
pro Jahr wächst, vor der Krise waren es 
5,7%. Die Konkurrenz um die Märk¬ 


te verschärft sich, die Wirtschaftskriege 
nehmen zu und deshalb auch die protek¬ 
tionistischen Maßnahmen, die den größ¬ 
ten Teil am Kuchen sichern sollen. 

Die Prognosen für das Wachstum der 
deutschen Wirtschaft für 2017 schwan¬ 
ken zwischen 1,2 und 1,8 Prozent. Das ist 
nicht besonders viel und außerdem auch 
noch sehr unsicher. Die Umfrage des In¬ 
stituts für Weltwirtschaft (IW) unter 48 
Verbänden hat deshalb für 2017 eher 
ein schwaches Ergebnis gebracht. Ins¬ 
besondere Automobilindustrie und Fi¬ 
nanzwirtschaft fürchten einen Abwärts¬ 
trend. In den letzten Quartalen hing das 
Wachstum vom staatlichen und privaten 
Konsum ab, die Exporte schwächelten 
und die Investitionen in Maschinen und 
Fuhrpark waren rückläufig. Der Maschi¬ 
nenbau tritt seit fünf Jahren auf der Stel¬ 
le und rechnet für 2017 auch nur mit ei¬ 
nem Wachstum von 1 Prozent. Das ist ein 
klarer Ausdruck von Stagnation und dem 
möglichen Eintreten einer Rezession. 
Von der Eurozone ist keine große Nach¬ 
frage zu erhoffen, wichtige Volkswirt¬ 
schaften wie Italien sind weiter in der 


Rezession. Italiens Industrie ist seit 2007 
um 25 Prozent eingebrochen und hat sich 
davon nicht erholt. 

Auch in den USA, der größten Volks¬ 
wirtschaft der Welt sind die Investitionen 
deutlich gesunken. Mit den Ankündigun¬ 
gen des künftigen Präsidenten Donald 
Trump für staatliche Investitionen und 
Steuersenkungen ist zwar die Stimmung 
gestiegen. Dennoch dürften nur 1,5 Pro¬ 
zent Wachstum für 2016 herauskommen, 
die langsamste jährliche Steigerung seit 
2012 und das geringste BIP-Wachstum 
pro Kopf seit 2009. Und auch in den 
USA kam das Wachstum vor allem von 
den privaten Haushalten, die Unterneh¬ 
mensinvestitionen trugen nichts zum 
Wachstum bei, die Gewinne wurden 
stattdessen in Finanzgeschäfte gesteckt, 
da für Produktionsinvestitionen die Ab¬ 
satzerwartungen zu unsicher sind. Die 
Gewinne kamen durch niedrige Löhne 
und geringe Investitionen zustande, nicht 
aber durch Expansion der Produktion. 
Im letzten Quartal stiegen die Aufträge 
in der deutschen und amerikanischen In¬ 
dustrie zwar, dies dürfte aber nur einen 


kurzfristigen Effekt haben. Die Progno¬ 
sen für das Weltwirtschaftswachstum ge¬ 
hen von zwischen 2 und 3,3 Prozent aus, 
nach 3 Prozent in den letzten Jahren. Das 
ist deutlich unter dem Niveau von 2007, 
als es bei 5,7 Prozent lag. 

An dieser Situation ändern auch die 
bisherigen wirtschafts- und finanzpoli¬ 
tischen Maßnahmen nichts. Milliarden 
wurden in die Geldmärkte gepumpt, und 
dennoch bleibt das Problem bestehen. 
Das Kapital kann die Produktivkräfte 
und die volle Arbeitskraft der Bevöl¬ 
kerung nicht ausnutzen. Der Druck auf 
Löhne, Arbeitszeit und soziale Rechte 
wird zunehmen, um die Profite zu erhö¬ 
hen. 

Nach der Weltwirtschaftskrise nach 1929 
brachte erst die Umstellung auf Rüstung 
und Krieg die Erholung für das Kapital. 
Die Steigerung der Rüstungsausgaben 
ist in den wichtigsten imperialistischen 
Ländern bereits angekündigt. Wann und 
wie eine Bereinigung der Überprodukti¬ 
on stattfinden wird, ist nicht genau vor¬ 
herzusagen, nur dass sie stattfinden wird. 

Philipp Kissel 
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Versagt? 

Drei Tage nach dem Anschlag war 
der mutmaßliche Attentäter tot: 
Anis Amri starb am frühen Mor¬ 
gen des 23. Dezember in Mailand 
bei einem Schusswechsel mit zwei 
Polizisten. 

Der Anschlag hätte möglicher¬ 
weise verhindert werden können, 
hieß es danach. „Viele Behörden 
wussten, dass Anis Amri gefährlich 
war. Er wurde durchleuchtet, über¬ 
wacht, festgenommen, freigelassen“, 
schrieb der „Spiegel“. 

Haben Staat und Behörden ver¬ 
sagt? Das meint jedenfalls nicht nur 
der FDP-Chef Lindner. Begründete 
Kritik kommt auch von den Grünen 
und aus der Partei „Die Linke“. Ver¬ 
treter der Linkspartei erinnern an 
den Umgang mit der NSU-Mörder- 
bande. Doch der Bundesinnenmi¬ 
nister wehrt sich gegen solche Vor¬ 
würfe. Thomas de Maiziere (CDU) 
erklärte, die Sicherheitsbehörden in 
Deutschland würden „grundsätzlich 
sehr gute Arbeit“ leisten. Sie hätten 
schon einige Anschläge verhindert. 
Zugleich sagte er eine gründliche 
Prüfung möglicher Pannen im Fall 
Amri zu. Der gesamte Handlungs¬ 
ablauf werde eingehend darauf¬ 
hin untersucht, „ob an irgendeiner 
Stelle Fehler passiert sind oder ob 
es an gesetzlichen Regelungen ge¬ 
fehlt hat“. „Das betrifft nicht nur die 
Sicherheitsbehörden, sondern auch 
beispielsweise die Ausländerbehör¬ 
den und die Justiz.“ 

Racial Profiling 

Nach der diesjährigen Silvester¬ 
nacht in Köln wird der dortigen 
Polizei vorgeworfen, gezielt Men¬ 
schen mit dunkleren Haaren und 
dunklerer Hautfarbe kontrolliert 
und abgewiesen zu haben. Vor al¬ 
lem wurde über eine Nachricht, 
die die nordrhein-westfälische Po¬ 
lizei acht Minuten nach dem Jah¬ 
reswechsel über ihren offiziellen 
Twitter-Kanal verbreitet hatte, de¬ 
battiert. Sie benutzte dabei die Be¬ 
zeichnung „Nafris“. Nicht nur Si¬ 
mone Peters von den Grünen, die 
später der Polizei ein umsichtiges 
Vorgehen attestierte, sondern auch 
andere Grünenpolitiker sowie Poli¬ 
tiker der Linkspartei schlossen sich 
der Kritik an: Die Bezeichnung sei 
herab würdigend und würde Nord¬ 
afrikaner unterschiedslos diskrimi¬ 
nieren. CDU, AfD, aber such der 
SPD-Vorsitzende Gabriel vertei¬ 
digten die Polizei. Die öffentliche 
Verwendung der polizeiinternen 
Abkürzung tue ihm leid, hatte da¬ 
gegen der Kölner Polizeipräsident 
Jürgen Mathies erklärt. 

Vorder Klausur 

Die CSU fordert - noch vor der 
Klausur der Bundestagsgruppe 
vom 4. bis 6. Januar - eine Anhe¬ 
bung der Grenze für den Spitzen¬ 
steuersatz von aktuell 54000 auf 
60 000 Euro. Zudem solle der So¬ 
lidaritätszuschlag abgeschafft und 
der Einkommensteuertarif an die 
Preisentwicklung angepasst werden. 

Steuererhöhungen werden für 
die nächste Legislaturperiode ge¬ 
nerell abgelehnt, die Steuerquote 
sollte bei maximal 23 Prozent ein¬ 
gefroren werden. In dem Papier, das 
auf der Klausurtagung beschlossen 
werden soll, wird eine umfassende 
Steuerreform für die Zeit nach der 
Bundestagswahl 2017 verlangt. 

230 000 Kitaplätze 
fehlen 

Nach einer Studie des deutschen 
Instituts für Wirtschaft fehlen bun¬ 
desweit fast 230 000 Betreuungs¬ 
plätze in Kitas oder bei einer Tages¬ 
mutter für Kinder unter drei Jahren. 
Die Bildungspolitische Sprecherin 
der Linksfraktion, Rosemarie Hein, 
stellt fest, dass noch nicht einmal die 
Ausbauziele für August 2013 er¬ 
reicht worden sind. Um die Betreu¬ 
ung zu garantieren, fehlen 76000 
ausgebildete Fachkräfte. Obwohl 
die Eltern einen Rechtsanspruch 
darauf haben, gibt es damit für je¬ 
des zehnte Kind unter drei Jahren 
keinen Betreuungsplatz. 


Neujahrsoffensive 

Alle sind da: Die Rosa-Luxemburg-Konferenz der Jungen Welt“ 


UZ: Vor ein paar Jahren hat die „ taz “ 
geschrieben: „Die Rosa-Luxemburg- 
Konferenz ist eine Art politischer Pa¬ 
rallelkosmos zu der Welt da draußen.“ 
Ist die das? 

Stefan Huth: Das glatte Gegenteil ist 
richtig. Die Rosa-Luxemburg-Kon¬ 
ferenz hat sich inzwischen als Neu¬ 
jahrsempfang der bundesdeutschen 
Linken etabliert. Wir haben hier Leu¬ 
te, die auf der fortschrittlichen Seite 
politisch aktiv sind, aus verschiede¬ 
nen Spektren repräsentativ versam¬ 
melt. Zu der Veranstaltung kommen 
regelmäßig mehr als 2 500 Besucher, 
im Prinzip die Leserschaft der „jun¬ 
gen Welt“. Sie ist gleichsam eine Aus¬ 
gabe der Zeitung in Konferenzform. 
Wir sind Veranstalter der RLK, aber 
sie wird von einer Art Bündnis aus 
über 30 Organisationen und Publika¬ 
tionen unterstützt - ich würde schon 
behaupten, dass es da eine deutliche 
Bodenhaftung gibt. 

UZ: Ein breiter Querschnitt - was ver¬ 
bindet diese Menschen? 

Stefan Huth: Die Konferenz spricht 
Leute an, die an gesellschaftlicher 
Veränderung interessiert sind, denen 
nicht gefällt, wie die Wirtschaft, wie 
das politische Leben hier organisiert 
ist, die dem Auftrieb der Rechten et¬ 
was entgegensetzen wollen, die also 
auch nach Organisationsformen, nach 
Gedankenaustausch suchen, die an in¬ 
haltlichem Streit und Auseinanderset¬ 
zung interessiert sind. Die Konferenz 
versucht immer, den politischen Blick 
der Besucherinnen und Besucher zu 
weiten, neue Horizonte zu öffnen jen¬ 
seits des kapitalistischen Elends. 

Deswegen haben wir das Motto 
der Konferenz auch quasi zweigeteilt 
und um den Zusatz „Sozialistische Al¬ 
ternativen erkämpfen“ erweitert. Zu¬ 
nächst war so etwas im Gespräch wie: 
„Den rechten Vormarsch stoppen“. 
Wir haben das ergänzt, weil wir nicht 
nur reagieren wollen, sondern Alter¬ 
nativen aufzeigen, Mut machen, Kraft 
geben für das Jahr und die politischen 
Kämpfe, die anstehen. Die werden ja 
keineswegs leichter. 

UZ: Der erste Teil des Konferenzmot¬ 
tos heißt: „ Gegen rechts ist nicht ge¬ 
nug“. Was fehlt daran? 

Stefan Huth: Wir wollen zeigen, dass 
es anders geht, dass es schon mal an¬ 
ders ging. Wir haben immer auch Pro¬ 
grammpunkte, die an inzwischen zer¬ 
störte sozialistische Gesellschaftsord¬ 
nungen anknüpfen, die deren Erbe 
hochhalten und zeigen, was davon es 
auch für künftige Sozialismusanläufe 
zu bewahren gilt. Von einer solchen 
Zukunft sind wir leider weit entfernt, 
wir gehen von den Niederungen der 
Kämpfe aus, in denen wir uns befin¬ 
den. Aber diese Auseinandersetzun¬ 
gen können wir nicht auf Abwehr¬ 
kämpfe reduzieren. Die Parole „Den 
rechten Vormarsch stoppen“ wäre 
auch bei den Grünen, der SPD, im li¬ 


beralen bürgerlichen Lager konsens¬ 
fähig. Aber wir wollen einen Schritt 
weitergehen, gleichsam zu utopischem 
Denken jenseits der Begrenzungen 
des Alltags hinaus ermutigen. 

UZ: Was ist schlecht an einem Konsens 
gegen Rechts? 

Stefan Huth: Daran ist nichts schlecht. 
Aber der spezifische Ansatz der „jun¬ 
gen Welt“ ist gerade, weitergehende 
Fragen aufzuwerfen. Auch auf der 
Konferenz werden wir uns mit Bünd¬ 


nispolitik befassen: Bei der Podiums¬ 
diskussion - an der ja auch der DKP- 
Vorsitzende Patrik Köbele teilnehmen 
wird - wird es um die Frage eines sol¬ 
chen Konsenses gehen: Um die Mög¬ 
lichkeiten, Grenzen und Gefahren ei¬ 
ner „rot-rot-grünen“ Regierung auf 
Bundesebene, von der ja jetzt alleror¬ 
ten die Rede ist. 

Und natürlich geht es auf der Kon¬ 
ferenz auch um praktische nächste 
Schritte: So sprechen wir über den 
Protest gegen die sogenannte Sicher¬ 
heitskonferenz in München am 18. Fe¬ 
bruar und den gegen den G20-Gip- 
fel in Hamburg am 8. Juli. Diese Ak¬ 
tionen finden auf Grundlage breiter 
Bündnisse statt- die wollen wir als 
Zeitung befördern. Im linken Spek¬ 
trum steht die „Junge Welt“ auch für 
einen pluralen Ansatz, der natürlich 
seine Grenzen hat. 

UZ: Einer der Referenten, die ihr ein¬ 
geladen habt, wird nicht teilnehmen 
können: Selahattin Demirtas sitzt im 
Gefängnis des Erdogan-Regimes. Was 
heißt das für die Konferenz? 

Stefan Huth: Wir geben zum Wochen¬ 
ende der Konferenz und der LLL-De- 
mo - das ist eine unserer auflagen¬ 
stärksten Ausgaben im Jahr - eine 
Beilage heraus mit dem Schwerpunkt: 
Kampf für die Freilassung der politi¬ 
schen Gefangenen in der Türkei und 
in anderen Ländern wie den USA, 


Spanien oder Brasilien. Darin wird 
es auch einen Beitrag eines führen¬ 
den HDP-Genossen geben, der die 
Lage der Opposition unter Erdogans 
Terrorregime skizziert. Wir haben die 
Zusage von Demirtas, dass er sich mit 
einem Statement an die Konferenz¬ 
teilnehmer wenden wird - in wel¬ 
cher Form kann ich noch nicht ver¬ 
raten. Die Konferenz wird insofern 
auch eine Manifestation der Solida¬ 
rität mit den politischen Gefangenen 
sein - vor allem, aber nicht nur in der 
Türkei. 


UZ :Auch ein Vertreter der kolumbia¬ 
nischen Guerilla FARC soll sprechen. 
Steht schon fest, wer das sein wird? 

Stefan Huth: Ja, aber das kann ich 
noch nicht sagen. 

UZ: Die Konferenz findet zum ersten 
Mal im Mercure Hotel MOA statt. Was 
ändert sich durch den neuen Ort? 

Stefan Huth: Das ist ein großes Kon¬ 
ferenzhotel in Berlin-Moabit mit ei¬ 
ner entsprechend professionellen 
Logistik, die natürlich ihren Preis 
hat. Wir müssen ja im Rahmen der 


Veranstaltung rund 80 Stände unter¬ 
bringen, das ist ein kleiner Basar von 
allem, was es so gibt an linker Bewe¬ 
gung, Verlagen und Organisationen. 
Wir stellen auch eine Simultanüber¬ 
setzung bereit. Das alles ist eine gro¬ 
ße Herausforderung für eine kleine 
Zeitung wie die „junge Welt“ - und 
auch mit einem hohen ökonomischen 
Risiko verbunden. 

Im Ablauf der Konferenz wird der 
Block der Referate stärker durch klei¬ 
ne Gesprächs- und Kulturbeiträge un¬ 
terbrochen sein - und damit zugleich 
ein wenig politischen Revuecharakter 
haben, allerdings auf hohem inhaltli¬ 
chen Niveau. Ich denke, das wird eine 
Konferenz, die Mut machen kann für 
das neue Jahr und seine Herausforde¬ 
rungen. Nicht zuletzt, weil sie die gan¬ 
ze Vielfalt linker Aktivität bündelt wie 
in einem Brennglas. 

UZ: Im Oktober habt ihr bekannt ge¬ 
macht, dass die Existenz der „Jungen 
Welt“gefährdet ist, weil ihr einen Fehl¬ 
betrag von fast einer Million Euro hat¬ 
tet. Wie ist es möglich, dass ihr trotz¬ 
dem wieder so eine Konferenz veran¬ 
staltet? 

Stefan Huth: Wir haben zum Glück 
viele Unterstützer. Einerseits bringt 
uns das alles an die Grenze unserer 
Kräfte, andererseits können wir aus 
der Konferenz Kraft schöpfen - auch 
ökonomisch. Selbst wenn wir die RLK 
mit einem Defizit von ein paar tau¬ 
send Euro abschließen sollten, was in 
den vergangenen Jahren nicht immer 
der Fall war: Am Ende ist es immer 
eine gute Investition gewesen, schließ¬ 
lich gewinnen wir dadurch größere 
Bekanntheit, neue Kontakte und am 
Ende auch neue Leser, Abos und Mit¬ 
glieder der j W-Genossenschaft. 

UZ: Ihr reagiert auf eure finanziellen 
Probleme damit, dass ihr Geld in die 
Hand nehmt, um einen neuen, größe¬ 
ren Raum für die Konferenz zu finan¬ 
zieren. 

Stefan Huth: Ja, selbstverständlich. 
Wir müssen in die Offensive kommen, 
dazu gehört auch so etwas. 

Interview: Olaf Matthes 


XXII. Internationale Rosa-Luxemburg-Konferenz: 

„Gegen rechts ist nicht genug - 
sozialistische Alternativen erkämpfen“ 

Die stellvertretende Direktorin der kubanischen Zeitung „Granma“ berichtet 
über den Aufbau des Sozialismus in Kuba, die italienische Band Banda Bas- 
sotti stellt einen Film über ihre internationalen Solidaritätsaktionen vor, ein 
brasilianischer Abgeordneter spricht über den „Aufbau einer neuen Linken“. 
Ab 18.00 Uhr diskutieren Bernd Riexinger (Vorsitzender der Linkspartei), Aitak 
Barani (Zusammen e.V.), Ellen Brombacher (Kommunistische Plattform in der 
Linkspartei) und Patrik Köbele (Vorsitzenderder DKP) über die Frage:„Nach der 
Bundestagswahl 2017: NATO führt Krieg - die Linke regiert?“ 

Die DKP lädt im Rahmen der Konferenz ins „Cafe K“ ein. 
14. Januar 2017, ab 11.00 Uhr, Berlin 

Das vollständige Programm unter: rosa-luxemburg-konferenz.de 



Mehrheit der Deutschen für mehr Krieg 

Umfrage unterstützt aggressive Außen- und Militärpolitik 


Nach dem Anschlag in Berlin und 
vor allem unter nachdem massiv Ter¬ 
ror-Hysterie geschürt wurde, sind die 
meisten Bürger für eine stärkere Be¬ 
teiligung Deutschlands am Krieg, der in 
Syrien und im Irak vermeintlich gegen 
die Terrororganisation „Islamischer 
Staat“ (IS) geführt wird. 

In einer Umfrage des Meinungsfor¬ 
schungsinstituts „YouGov“ sprachen 
sich demnach 53 Prozent der Befrag¬ 
ten für ein „stärkeres Engagement“ 
aus, nur 30 Prozent dagegen. Jeder 
Dritte (33 Prozent) sei dafür, dass die 
deutsche Bundeswehr auch Stellun¬ 
gen des „IS“ in Syrien und im Irak 


bombardiert. 48 Prozent sind dage¬ 
gen. 

Vor einem Jahr - kurz nach den An¬ 
schlägen in Paris - waren „nur“ 37 Pro¬ 
zent der Meinung, Deutschland müsse 
mehr im „Kampf gegen den IS“ tun, 
46 Prozent waren dagegen. Die deut¬ 
sche Beteiligung am „Kampf gegen den 
IS“ habe sich „seitdem nicht wesent¬ 
lich verändert“, schreibt die Deutsche 
Presse-Agentur. Allerdings meldete die 
dpa letzte Woche auch, dass die deut¬ 
sche Armee die Luftangriffe im Irak 
und in Syrien im letzten Jahr mit 692 
„Tornado“-Aufklärungsflügen unter¬ 
stützt habe. Der Einsatz der deutschen 


Luftwaffe hatte am 8. Januar 2016 be¬ 
gonnen. Derzeit sind sechs „Tornados“ 
auf dem NATO-Stützpunkt in Incirlik 
in der Türkei stationiert. Ein Einsatz¬ 
flug dauert durchschnittlich drei Stun¬ 
den. Für wie viele Bombardements in 
Syrien und im Irak die von den „Torna¬ 
dos“ gesammelten Daten genutzt wur¬ 
den und wie viele Kämpfer und Zivi¬ 
listen dabei ums Leben kamen, sei laut 
dpa nicht bekannt. 

315 Mal kam zudem das zusammen 
mit den „Tornados“ im türkischen In¬ 
cirlik stationierte deutsche Tankflug¬ 
zeug zum Einsatz. Insgesamt waren die 
deutschen Flugzeuge 3 651 Stunden in 


der Luft. Bundeswehrsoldaten gehör¬ 
ten außerdem bei mindestens zehn NA¬ 
TO-Aufklärungsflügen zur Besatzung 
von „Awacs“-Flugzeugen. Diese Zah¬ 
len nannte das Einsatzführungskom¬ 
mando der Bundeswehr. 

Deutschland ist Teil der von den 
USA geführten „internationalen Ko¬ 
alition gegen den IS“ und unterstützt 
die Luftangriffe auf mutmaßliche 
„IS“-Stellungen seit einem Jahr mit 
„Tornado“-Aufklärungsjets und ei¬ 
nem Tankflugzeug. Die deutsche Bun¬ 
deswehr bildet kurdische Peschmerga- 
Kämpfer im Nordirak aus und liefert 
ihnen in großem Stil Waffen. ZLV 
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Riexingers dritter Plan 

EU und Euro-Austritt: Setzt die Linkspartei wieder auf „Plan A“? 



Plan-B-Prominenz: Oskar Lafontaine (r.) und Jean-Luc Melenchon (Mitte), Vorsitzender der französi¬ 
schen Parti de Gauche. 


W as haben Oskar Lafontaine 
in Deutschland und Jean- 
Luc Melenchon in Frank¬ 
reich gemeinsam? Sie sind prominen¬ 
te Vertreter einer Strömung innerhalb 
der linken und grünen Parteien Eu¬ 
ropas, die derzeit eine „Renaissance“ 
erlebt, wie selbst Kritiker zugestehen. 
Gemeint ist die „Plan B“-Initiative, 
deren Kern insbesondere skandinavi¬ 
sche und südeuropäische Parteien bil¬ 
den und die einen „Plan A,‘ also eine 
soziale und demokratische Reform von 
EU und Euro, nicht mehr für möglich 
halten. 

Wie kommen die auf sowas? Das ist 
einfach erklärt. Wollte man zum Bei¬ 
spiel die Rolle der schier allmächtigen 
Europäischen Zentralbank verändern, 
so müsste die in den EU-Verträgen 
festgelegte Wirtschafts- und Wäh¬ 
rungsordnung grundlegend neu gestal¬ 
tet werden. Das wäre aber nur mög¬ 
lich, wenn sich alle 28 Mitgliedsstaaten 
einvernehmlich darauf einigten. Man 
stelle sich das vor: Die Staats- und Re¬ 
gierungschefs kämen im Europäischen 
Rat zusammen und beschlössen ohne 
Gegenstimme eine soziale und demo¬ 
kratische Reform der Währungsunion, 
die die Investitionsbedingungen und 
die Wettbewerbsfähigkeit insbesonde¬ 
re des deutschen Finanzkapitals erheb¬ 
lich einschränken würde. 

Man muss kein Marxist sein um zu 
sehen, dass dieses fiktive Szenario das 
direkte Gegenteil von dem ist, was wir 
in der jüngeren Vergangenheit erlebt 
haben. Viel wahrscheinlicher ist anzu¬ 
nehmen, dass sich das politische Kräf¬ 
teverhältnis nicht in ganz Europa zu¬ 
gleich, sondern in einzelnen Ländern 
verändert. Den progressiven Kräften 
in diesen Ländern bleiben dann nach 
Stand der Dinge zwei Alternativen: 
Entweder den rasanten Abstieg der 
griechischen Syriza von einer sozialen 
Protestpartei zur Mehrheitsbeschaf¬ 
ferin für Troika-Auflagen nachzuah¬ 
men - oder aus dem Euro auszustei¬ 
gen, zumindest in Perspektive. 

Die deutsche Partei „Die Linke“ 
stand in dieser Debatte bislang auf¬ 
fällig abseits, was nicht verwunderlich 
ist, wenn man sich die Position ihres 
Ko-Vor sitzenden Bernd Riexinger an¬ 


schaut. Dieser argu¬ 
mentierte im Neuen 
Deutschland vom 
29. Oktober vehe¬ 
ment gegen einen 
linken EU-Austritt. 

Es sei eine Illusion, 
dass das gegenwär¬ 
tige Kräfteverhält¬ 
nis - gemeint ist 
sowohl die Position 
der Staaten inner¬ 
halb der kapitalis¬ 
tischen Weltwirt¬ 
schaft als auch das 
Kräfteverhältnis 
zwischen Kapital 
und Arbeit auf dem 
Weltmarkt - primär 
an der Bruchstel¬ 
le des Währungs¬ 
systems verändert 
werden könne. Die 
Euro-Kritiker be¬ 
schritten damit ei¬ 
nen „gefährlichen 
Irrweg“, so Rie¬ 
xinger, denn „ein¬ 
deutig rechts do¬ 
minierte Austritts¬ 
kampagnen“ - wie zum Beispiel in 
Großbritannien - „lassen sich nicht 
links besetzen“. Statt der National¬ 
staaten gehöre „die Klassenfrage in 
den Vordergrund“, womit Riexinger 
sagen will, linke Parteien sollten statt 
einem linken Exit eine radikale Um¬ 
verteilung des Reichtums auf Kosten 
der Superreichen, Vermögenden und 
Banken, kurz: eine radikale Transfor¬ 
mation der EU fordern. 

Nun steht die Sache aber so, dass 
Klassenfragen nicht auf rein ökono¬ 
mische Verteilungsfragen reduziert 
werden können. Am Beispiel Groß¬ 
britanniens: Viele der Menschen, die 
für den Brexit gestimmt haben, haben 
das aus Angst um ihre Jobs getan, aus 
Sorge um öffentliche Dienstleistungen 
und ihre demokratische Souveränität, 
schätzte der Generalsekretär der KP 
Britanniens Robert Griffiths unlängst 
ein. „Sie spüren, dass Globalisierung, 
Privatisierung und freie Märkte, die 
von multinationalen Konzernen do¬ 
miniert werden, nicht im Interesse der 


arbeitenden Menschen und ihrer Fami¬ 
lien durchgesetzt werden“. Und es sei 
eine traurige Tatsache, dass ein großer 
Teil der politischen Linken die Arbei¬ 
terklasse und die Menschen in der Bre- 
xit-Kampagne aufgegeben habe. 

Unabhängig vom Wollen und Wün¬ 
schen der Menschen wäre es nun tat¬ 
sächlich fahrlässig, sich allein aus der 
Lösung der Währungsfrage „größere 
Verteilungsspielräume für eine sozi¬ 
ale Politik“ (Riexinger) zu erhoffen. 
Solche Spielräume werden durch das 
Kräfteverhältnis zwischen Kapital und 
Arbeit geprägt, nicht im globalen Rah¬ 
men, wie Riexinger behauptet, sondern 
in allererster Linie im nationalen Rah¬ 
men. 

Und trotzdem stecken in Währungs¬ 
fragen auch Klassenfragen. Während 
der Eurokrise wurde die sogenannte 
„interne Abwertung“ durchweg prakti¬ 
ziert, d.h eine drastische Lohnsenkung 
quer durch die ganze Volkswirtschaft 
inklusive dramatischer wirtschaftli¬ 
cher und sozialer Konsequenzen. Das 


schützt das ausländische Finanzkapi¬ 
tal vor Verlusten, birgt weniger Risiko 
für das inländische Finanzkapital und 
wälzt die Kosten auf die Arbeiterklas¬ 
se ab. Die Abwertung einer nationa¬ 
len Währung lässt die Löhne hingegen 
zunächst unangetastet, sie verteuert 
aber Güter- und Kapitalimporte. Sie 
verschiebt damit das Verlustrisiko 
von der Arbeiterklasse zum Finanzka¬ 
pital. Es ist daher kein Wunder, dass 
bürgerliche Medien diesen legitimen 
wirtschaftspolitischen Mechanismus 
mitunter als „Wiederkehr des Nationa¬ 
lismus“ brandmarken. Riexinger stößt 
mit seiner Argumentation in dasselbe 
Horn. Man kann sich des Eindrucks 
nicht erwehren, dass sein Programm 
derzeit vor allem darin besteht, einen 
„Plan B“ zu verhindern. Denn sein 
„Plan C“ der Verschiebung des globa¬ 
len Kräfteverhältnisses zwischen Kapi¬ 
tal und Arbeit, ist so unangreifbar wie 
metaphysisch. Es ist fraglich, ob dabei 
etwas Anderes als ein neuer „Plan A‘ 
herauskommt. Pablo Graubner 


Weder vergessen noch vergangen 

Landtag bedauert Berufsverbote - Kerem Schamberger eingestellt 


„Nehmen wir zum Beispiel Udo Pau¬ 
lus aus Hildesheim.“ Der Lehrer ist 
einer der offiziell 130 Menschen, die 
das Land Niedersachsen nach dem 
Radikalenerlass mit Berufsverbot be¬ 
legt hat. „Seine Kandidatur zur Kom¬ 


munalwahl für die Liste der DKP 
hat dazu geführt, dass der Pädagoge 
im Herbst 1984 einen zehntägigen 
Prozess vor der Disziplinarkammer 
Hannover über sich ergehen lassen 
musste.“ Solche Geschichten erzäh¬ 


len sonst nur die üblichen linken Ver¬ 
dächtigen. Die Berufsverbotsopfer, 
die in Niedersachsen bis heute ihre 
Rehabilitierung fordern, haben eine 
Ausstellung über ihre Berufsverbote 
deshalb „Vergessene Geschichte“ ge¬ 
nannt. Von dem Berufsverbot für das 
DKP-Mitglied Udo Paulus erzählt 
kein Altlinker auf einer Infoveranstal¬ 
tung sondern der SPD-Abgeordnete 
Bernd Lynack vor dem niedersäch¬ 
sischen Landtag. Am 15. Dezember 
hat das Parlament einen Antrag zur 
Aufarbeitung des Radikalenerlasses 
beschlossen. „Ein unrühmliches Kapi¬ 
tel in der Geschichte Niedersachsens“, 
heißt es im Beschluss. 

Cornelia Booß-Ziegling, die seit 
1975 Berufsverbot hat, sagt: „Der Be¬ 
schluss bedeutet eine tiefe Befriedi¬ 
gung für die Betroffenen und eine erste 
Maßnahme zu ihrer vollständigen Re¬ 
habilitierung.“ In seiner Entschließung 
„bedauert“ der Landtag die Berufs¬ 
verbote und „stellt fest, dass politisch 
motivierte Berufsverbote, Bespitze¬ 
lungen und Verdächtigungen nie wie¬ 
der Instrumente des demokratischen 
Rechtsstaates sein dürfen.“ Die Lan¬ 
desregierung soll - so der Beschluss - 
eine Beauftragte „zur Aufarbeitung der 
Schicksale der von niedersächsischen 
Berufsverboten betroffenen Personen 
und der Möglichkeiten ihrer politi¬ 
schen und gesellschaftlichen Rehabi¬ 
litierung“ einsetzen und die Schick¬ 
sale der Betroffenen aufarbeiten. Ur¬ 
sprünglich hatten die Fraktionen der 
rot-grünen Koalition, die in Nieder¬ 


sachsen regiert, eine Kommission für 
diese Aufgabe einsetzen wollen. Um 
die Zustimmung der Opposition aus 
CDU und FDP zu gewinnen, stellten 
sie diese Forderung zurück. CDU und 
FDP finden den Antrag „einseitig“, der 
FDP-Landesvorsitzende Stefan Birk- 
ner sagt, die „wehrhafte Demokratie“ 
müsse solche Berufsverbote hinneh¬ 
men. Sie lehnen den Antrag der Re¬ 
gierungsfraktionen ab. 

Der Lehrer Rolf Günther, den sein 
Schulleiter im Februar 1976 aus dem 
Unterricht geholt hatte, um ihm mit¬ 
zuteilen, dass er nicht an der Schule 
bleiben kann, sagt heute im Interview 
mit der „TAZ“: „Ich bin froh, das sich 
die Fraktionen von SPD und Grünen 
im Landtag entschuldigt haben, das ist 
mir wichtig, das befriedet.“ Erst Anfang 
der 90er Jahre konnte er sich in den 
Schuldienst einklagen, bis dahin fuhr 
er LKW oder gab Kurse an der VHS, 
16 Jahre hatte er Berufsverbot. 

Drei Monate waren es bei Kerem 
Schamberger. Der Nachwuchswissen¬ 
schaftler sollte im Oktober am Institut 
der Kommunikationswissenschaften 
der Münchener Uni eingestellt werden. 
Weil er DKP-Mitglied ist, war die Uni 
nach bayrischem Recht verpflichtet, 
eine Stellungnahme des Verfassungs¬ 
schutzes einzuholen. Verfassungsschutz 
und Personaldezernat der Uni verzö¬ 
gerten die Einstellung. Öffentlicher 
Druck und der Rückhalt des Instituts 
führten dazu, dass Schamberger zum 
ersten Januar eingestellt wurde. 

om 



Fordern ihre Rehabilitierung - und ein Ende der Berufsverbote: Niedersächsische 
Opfer von Berufsverboten, v.l.n.r.: Rolf Günther, Cornelia Booß-Ziegling, Rolf 
Schönjürgen Reuter,Matthias Wietzer. 


„Teilschuld“ 

Bei einem Nazi-Angriff auf dem 
Kornmarkt in Bautzen (Sachsen) 
wurden am 30. Dezember nach 
Angaben der Linkspartei mehrere 
Mitglieder der Parteijugendorga¬ 
nisation teils schwer verletzt. Die 
Polizei behauptet, die linken Ju¬ 
gendlichen hätten eine Teilschuld 
an den Übergriffen. Seit Monaten 
sind linke Jugendliche in Baut¬ 
zen Anfeindungen und Angriffen 
von Rechten ausgesetzt. Der letz¬ 
te - gezielte - Angriff ist nur die 
Spitze des Eisbergs, so der Landes¬ 
sprecher der Partei „Die Linke“in 
Sachsen, Thomas Dudzak. 

In der Nacht zuvor war im säch¬ 
sischen Borna ein Wahlkampfbus 
der Linkspartei angezündet wor¬ 
den. 

Rechte Anschläge 

Seit Mitte Dezember reißt in Ber¬ 
lin-Neukölln die Serie nächtlicher 
Übergriffe nicht ab. Experten ver¬ 
weisen auf eine Liste, die im Som¬ 
mer von Neuköllner Nazis veröf¬ 
fentlicht wurde. Die jüngsten An¬ 
schläge Ende Dezember galten 
Privatwohnungen. An sechs Neu¬ 
köllner und einem Kreuzberger 
Haus fanden sich rote Schriftzüge, 
stets nach dem gleichen Muster. 
Nach dem Namen des Bewohners 
stand die Beleidigung „Rote Sau“ 
oder „Drecksau“. 13 Attacken gab es 
innerhalb von zwei Wochen, schrieb 
die „TAZ“ am 29. Dezember. 

Bund lässt NRW- 
Landräte abblitzen 

Mehrere nordrhein-westfälische 
Kommunen sind beim Bund mit 
ihrem Hilferuf wegen finanzieller 
Engpässe gescheitert. Für die Uni¬ 
onsbundestagsfraktion wies de¬ 
ren haushaltspolitischer Sprecher, 
Eckhardt Rehberg, die Forderung 
zurück, die von 2018 an geplante 
Fünf-Milliarden-Entlastung auf die¬ 
ses Jahr vorzuverlegen. „Selten hat 
eine Bundesregierung eine so kom¬ 
munalfreundliche Politik betrieben 
wie die Jetzige“, schrieb Rehberg 
den betroffenen Landräten. 

Spenden für die AfD 

Die Rechtsaußenpartei AfD hat 
in den letzten Wochen des Jahres 
2016 knapp 2,3 Millionen Euro an 
Spenden eingesammelt. Die Partei 
übertraf damit ihre selbst gesetz¬ 
te Zielmarke von zwei Millionen. 
Nach dem Spendenaufruf der Par¬ 
teispitze Anfang November hätten 
33 120 Menschen Geld überwiesen, 
teilte die Partei mit. Etwa 90 Pro¬ 
zent der Summe sei durch Beträ¬ 
ge zwischen 5 und 90 Euro zusam¬ 
mengekommen. 

Taubers Kampf gegen 
„Fake News“ 

Der CDU-Generalsekretär Peter 
Tauber sieht Facebook und ande¬ 
re Internetkonzerne in der Pflicht, 
gegen „Fake News“ vorzugehen, 
schreibt er in einem Beitrag für 
„Zeit online“ unter der Überschrift 
„Ehrlichkeit ist eine bürgerliche 
Tugend“. Soziale Netzwerke soll¬ 
ten „Nutzern mehr Möglichkeiten 
geben, schneller, einfacher und ef¬ 
fektiver gegen die Urheber von 
Falschinformationen vorzugehen“. 

Wie das aussehen kann, macht 
Facebook vor: Kerem Schamberger 
berichtet über seinen Facebook- 
Account regelmäßig über die Re¬ 
pressionen des Erdogan-Regimes 
und die Gegenwehr der kurdischen 
Bewegung. Türkische Nationalis¬ 
ten reagieren mit Drohnachrich¬ 
ten und Beschwerden. Nun hat Fa¬ 
cebook seinen Account gesperrt - 
zum vierten mal in diesem Jahr. 

Im Dezember berichtete die „Süd¬ 
deutsche Zeitung“, wie Facebook 
gegen angeblich falsche oder sons¬ 
tige ungehörige Posts vorgeht: Der 
Konzern hat die Bertelsmann-Toch¬ 
ter Arvato beauftragt, nach gehei¬ 
men Regeln Beiträge zu löschen 
und Profile zu sperren. Die lässt in 
Berliner Büros 600 Mitarbeiter für 
Billiglöhne Facebook-Beiträge sich¬ 
ten. 
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Gegen „Sparpolitik“ 

Portugals Regierungschef Antonio 
Costa sieht das Land auf einem gu¬ 
ten Weg zur wirtschaftlichen Erho¬ 
lung. „Wir haben bewiesen, dass 
es möglich ist, mit einer gelocker¬ 
ten Sparpolitik in der EU zu über¬ 
leben“, sagte er dem „Spiegel“. Im 
dritten Quartal 2016 sei Portugals 
Wirtschaft in der gesamten Euro¬ 
zone mit am stärksten gewachsen. 
Zudem habe das Land das niedrigs¬ 
te Haushaltsdefizit in 42 Jahren er¬ 
reicht. „Wir haben vor allem eine 
Wende in der Wirtschaftspolitik 
eingeleitet“, erklärte Costa, der seit 
einem Jahr eine Minderheitsregie¬ 
rung führt, die von der Portugiesi¬ 
schen Kommunistischen Partei to¬ 
leriert wird. 

Gespräche über Zypern 

Griechen und griechische Zyprer 
haben ihre Haltung vor dem Beginn 
neuer Zyperngespräche im Januar 
abgestimmt. Dazu kam der griechi¬ 
sche Regierungschef, Alexis Tsipras, 
mit dem zyprischen Präsidenten, Ni- 
kos Anastasiades, in Athen zusam¬ 
men. Im Januar sollen neue Zy¬ 
perngespräche mit den türkischen 
Zyprern und mit der Türkei unter 
UNO-Schirmherrschaft in Genf 
stattfinden. 

Gemeinsames Ziel sei die Wie¬ 
dervereinigung Zyperns ohne frem¬ 
de Garantien und Besatzungstrup¬ 
pen, sagte der zyprische Regierungs¬ 
sprecher, Nikos Christodoulides, 
nach dem Treffen. Angestrebt wird 
ein föderaler Staat mit zwei politisch 
gleichberechtigten Bundesländern. 

Zunächst sind in Genf am 9. Ja¬ 
nuar dreitägige Beratungen zwi¬ 
schen den türkischen und grie¬ 
chischen Zyprern geplant. Am 
12. Januar soll es dann zu einer 
multilateralen Konferenz kommen, 
an der neben den Zyprern auch die 
Garantiemächte Türkei und Grie¬ 
chenland und die ehemalige Ko¬ 
lonialmacht Großbritannien sowie 
Vertreter internationaler Organisa¬ 
tionen teilnehmen sollen. 

Kein erstes AKW 

Die vietnamesische Regierung hat 
Pläne zum Bau eines ersten Atom¬ 
kraftwerks aufgegeben. Das Projekt 
sollte in der südlichen Provinz Ninh 
Thuan gebaut werden, es bestehe 
aber laut vietnamesischer Medien¬ 
berichte kein Bedarf an dort produ¬ 
ziertem Strom. 

Der Bau war 2009 genehmigt 
worden und sollte 2014 mit Unter¬ 
stützung Russlands beginnen. Nach 
der Reaktor-Katastrophe von Fuku- 
shima im Jahr 2011 wurde das Bau¬ 
projekt jedoch zunächst verschoben. 

KPÖ gibt ab 

2016 wurden von der Grazer Vize¬ 
bürgermeisterin Elke Kahr sowie 
den Landtagsabgeordneten der KPÖ 
Steiermark, Claudia Klimt-Weithaler 
und Werner Murgg, insgesamt über 
100 000 Euro zur Unterstützung von 
in Not geratenen Menschen gespen¬ 
det. Mit dem Geld haben die Man¬ 
datsträger 517 Personen in Notlagen 
unter die Arme gegriffen. 

Für sich selbst behält Kahr 1 900 
Euro monatlich. „Als Vizebürger¬ 
meisterin bekomme ich etwas mehr 
als mein Bezug als Stadträtin ausge¬ 
macht hat. Diesen Mehrbetrag gebe 
ich natürlich weiter“, sagte Kahr. In 
ihrem Büro wird immer nach Lö¬ 
sungen für die Betroffenen gesucht. 
„Wir schicken niemanden ohne 
Hoffnung weg“, betont die Grazer 
Vizebürgermeisterin. 

Elke Kahr wies darauf hin, dass 
viele Initiativen der KPÖ durch 
den daraus entstandenen Austausch 
über die Probleme der Betroffenen 
entstanden sind. Als Beispiele führ¬ 
te sie die Einführung der Sozialcard, 
den erst kürzlich geschaffenen städ¬ 
tischen Fonds für unbürokratische 
Unterstützung bei Schulveranstal¬ 
tungen, den Kautionsfonds sowie 
die Wohnungssicherungsstelle an. 

Seit 1998 haben die Abgeordne¬ 
ten der KPÖ Steiermark insgesamt 
1,8 Mio. Euro an 13 557 Familien 
und Personen ausbezahlt. 


Israels Siedlungspolitik ist illegal 

UN-Sicherheitsrat verurteilt Landraub im Westjordanland. Netanjahu-Regierung reagiert 
wütend und ignorant. 



John Kerry beim Handschlag mit Benjamin Netanyahu in Tel Aviv am 23. Juli 2014, 


W as für eine Bescherung für die 
Rechtsregierung in Tel Aviv! 
Kurz vor dem christlichen 
Weihnachten und dem jüdischen Cha- 
nukka-Fest hat sich der UN-Sicherheits¬ 
rat auf das Völkerrecht besonnen. Die 
israelische Siedlungspolitik in den be¬ 
setzten Gebieten Palästinas einschließ¬ 
lich Ost-Jerusalem ist ein Verstoß ge¬ 
gen internationales Recht und ein gro¬ 
ßes Hindernis auf dem Weg zu einem 
dauerhaften und umfassenden Frieden 
im Nahen Osten, heißt es in Resolution 
2334, die am 23. Dezember vom höchs¬ 
ten Gremium der Vereinten Nationen 
angenommen worden ist. Bis zuletzt 
hatte die israelische Regierung von Mi¬ 
nisterpräsident Benjamin Netanjahu 
versucht, das Votum zu verhindern. Für 
den Beschluss stimmten die Vetomäch¬ 
te Frankreich, Großbritannien, Russland 
und die Volksrepublik China sowie die 
nichtständigen Sicherheitsratsmitglieder 
Angola, Ägypten, Japan, Malaysia, Neu¬ 
seeland, Senegal, Spanien, die Ukraine, 
Uruguay und Venezuela. Die Vetomacht 
USA enthielt sich der Stimme. 

Das völkerrechtlich zugrundeliegen¬ 
de Prinzip ist einfach und unstrittig: Be¬ 
satzer dürfen keine eigene Zivilbevöl¬ 
kerung in okkupiertes Territorium um¬ 
siedeln. In UN-Resolution 2334 heißt es 
denn auch, die israelischen Siedlungen 
im Westjordanland haben keine Rechts¬ 
gültigkeit. Israel vertritt dagegen die 
Auffassung, das im Sechstagekrieg 1967 
eroberte Gebiet Judäa und Samaria sei 
zuvor kein Staat gewesen. Die dort er¬ 
richteten Siedlungen seien kein Frie¬ 
denshindernis. 

Tatsächlich verwandeln die illegal 
errichteten Städte und Gemeinden das 
Land der Palästinenser in einen Flicken¬ 
teppich. Der israelischen Friedensgrup¬ 
pe Peace Now zufolge leben im West¬ 
jordanland und Ost-Jerusalem mittler¬ 
weile rund 590 000 israelische Siedler 
inmitten von rund drei Millionen Paläs¬ 
tinensern. Seit Unterzeichnung der so¬ 
genannten israelisch-palästinensischen 
Friedensverträge im Jahr 1993 hat sich 
die Zahl der Siedler verdreifacht. Laut 
Menschenrechtsorganisation Betselem 
gibt es im Westjordanland mittlerweile 
125 Siedlungen. Hinzu kommen etwa 
100 von der israelischen Regierung of¬ 
fiziell nicht genehmigte „wilde Siedlun¬ 
gen“. Allesamt sind sie illegal. 

Statt dem Völkerrecht zu folgen und 
den Siedlungsbau zu stoppen, schränkte 
die israelische Rechtsregierung in einer 
ersten Reaktion auf die UN-Resoluti¬ 


on ihre Beziehungen zu zehn Ländern 
ein, die für den Beschluss gestimmt 
haben. Die Anweisung betrifft unter 
anderem Kontakte mit ausländischen 
Botschaften in Israel sowie gegensei¬ 
tige Reisen und Besuche. In Angola 
wurde ein Hilfsprogramm gestoppt, im 
westafrikanischen Senegal Pressebe¬ 
richten zufolge gleich alle israelischen 
Hilfsprogramme. Ein zum Jahreswech¬ 
sel geplanter Israel-Besuch des ukrai¬ 
nischen Ministerpräsidenten Wolodi- 
mir Groisman wurde ebenso abgesagt 
wie ein geplanter Besuch des senegale¬ 
sischen Außenministers. Auch ein Tref¬ 
fen Netanjahus mit der britischen Pre¬ 
mierministerin Theresa May am Rande 
des Weltwirtschaftsforums in Davos im 
Januar soll gecancelt worden sein. Der 
Beschluss sei „schändlich und anti-isra¬ 
elisch“, wetterte der israelische Premier. 
Dem scheidenden US-Präsidenten warf 
er vor, hinter den Kulissen die Resoluti¬ 
on selbst inszeniert zu haben. Mit Blick 
auf den kommenden US-Präsidenten 
Donald Trump gibt sich Netanjahu zu¬ 
versichtlich: „Es wird dauern, aber diese 
Entscheidung wird annulliert werden.“ 
Bis es soweit ist, sollen die israelischen 
Zahlungen an die Vereinten Nationen 
auf den Prüfstand. 


Der israelische Verteidigungsminis¬ 
ter Avigdor Lieberman ordnete laut Ar¬ 
meeradio einen Stopp der zivilen Zu¬ 
sammenarbeit mit den Palästinensern 
an. Erziehungsminister Naftali Bennett 
rief dazu auf, Israel müsse sich von der 
Idee eines unabhängigen palästinen¬ 
sischen Staates verabschieden. Weite 
Teile des Westjordanlandes sollten an¬ 
nektiert werden, so Bennett. In einem 
ersten Schritt könnte die Siedlerstadt 
Maale Adumim dem Staat Israel ein¬ 
verleibt werden. Jerusalem sei „ewige 
Hauptstadt“ Israels, so der Rechtsau¬ 
ßen. „Kein Volk kann in seinem eigenen 
Land als Eroberer gelten.“ Die Resolu¬ 
tion des Weltsicherheitsrats werde letzt¬ 
endlich im „Mülleimer der Geschichte“ 
enden. 

Eine Sicht, die vom Schweizer „ Ta- 
ges-Anzeiger“ geteilt wird: „Der nun 
verabschiedeten UN-Resolution zum 
Trotz dürfte der Siedlungsbau in den 
kommenden Jahren einen ungehinder¬ 
ten Aufschwung erleben. Die Zweistaa¬ 
tenlösung wird damit Schritt für Schritt, 
Haus für Haus, begraben. Die USA mö¬ 
gen dann vielleicht nach Trump mit ei¬ 
nem anderen Präsidenten wieder eine 
andere Politik verfolgen. Israel aber ver¬ 
baut sich gerade buchstäblich die Chan¬ 


ce, irgendwann in Frieden mit seinen 
Nachbarn leben zu können. Trotz UN- 
Resolution dürfte der Siedlungsbau in 
den nächsten Jahren einen Aufschwung 
erleben.“ 

Konsequenterweise will Israel auch 
nicht an einer Nahost-Konferenz Mit¬ 
te Januar in Paris teilnehmen. Vertei¬ 
digungsminister Lieberman fuhr gegen 
die französische Friedensinitiative ver¬ 
bal schweres Geschütz gegen die Zu¬ 
sammenkunft von Vertretern aus rund 
70 Staaten auf. „Es handelt sich nicht um 
eine Friedenskonferenz, sondern um ein 
Tribunal gegen den Staat Israel“, sagte er 
vor Abgeordneten seiner Partei „Unser 
Haus Israel“. Und weiter: „Das ist eine 
moderne Version des Dreyfus-Prozesses 
mit dem Staat Israel und dem jüdischen 
Volk auf der Anklagebank.“ Die Konfe¬ 
renz verfolge das Ziel, Israels Sicherheit 
und seinem „guten Namen“ zu schaden, 
so Lieberman. Einen „guten Namen“ 
hat Israel freilich nur bei jenen, die die 
jahrzehntelange Besatzungspolitik tole¬ 
rieren. Auch die jüngste UN-Resolution 
hat für Israel keine unmittelbar negati¬ 
ven Konsequenzen. Die Fortführung des 
illegalen Siedlungsbau bleibt weiter frei 
von internationalen Sanktionen. 

Rüdiger Göbel 


Schöne Volksallianz 

Zu den Vorwahlen der vorgeblich Linken in Frankreich 


Der Parti Socialiste (PS) inszeniert sei¬ 
ne Vorwahlen. Bereits seit Monaten ver¬ 
sucht der Chef des PS, Cambadelis, alle 
„Linken“ in einer „Schönen Volksalli¬ 
anz“ (Belle Alliance Populaire) um die 
PS-Führung in den Vorwahlen am 22. 
und 29. Januar zu vereinigen: Die regie¬ 
rungsfreundlichen Grünen, die dem PS 
nahen Reform-Gewerkschaften und be¬ 
kannte Einzelpersonen. Es gilt die Fort¬ 
setzung des neoliberalen Kurses des PS 
zu garantieren. Die Präsidentschaftswah¬ 
len - im französischen Präsidialregime 
ein Machtposten - beeinflussen auch 
die am 11. und 18. Juni stattfindenden 
Parlamentswahlen. Als Option gilt: Das 
Parlament kann durch den Präsidenten 
aufgelöst werden. 

Der französische Präsident Hollande 
tritt aus der Schusslinie. Zur Regierungs¬ 
neubildung führte die Kandidatur Ma¬ 
nuel Valls ‘ Neuer Premier wurde Innen¬ 
minister Cazeneuve. Er hat seine rechts¬ 
radikalen Lorbeeren zuletzt bei der 
rabiaten Unterdrückung der Gewerk¬ 
schaftsstreiks im letzten Jahr verdient. 
Schon bei ersten Ansprachen erklärte 
er die Aufrechterhaltung des Ausnah¬ 
mezustandes bis Juli 2017 und die kon¬ 
sequente Weiterführung der Austeritäts- 
politik - also die Fortführung der Politik 
der Regierung Valls. Am 13. Dezember 


sprachen ihm die bisher als „Frondeure“ 
(Aufsässige) gehandelten PS-Mitglie- 
der ihr Vertrauen aus. Damit führten sie 
sämtliche ihrer demokratisch verbräm¬ 
ten Vorschläge zur Konsolidierung der 
Republik ad acta. Und zogen einigen an¬ 
bändelnden Größen der Französischen 
Kommunistischen Partei (PCF) den 
Zahn, es könnte eventuell Gemeinsam¬ 
keiten geben. 

So dürfen nun in der „Schönen 
Volksallianz“ sieben Regierungsnahe 
(vier ehemalige Minister der Regie¬ 
rungspartei PS) kandidieren: Valls, Ar¬ 
mand Montebourg, Vincent Peillon und 
Benoit Hamon sowie drei Verbündete 
der „Radikalen Linkspartei“ und sich 
zentristisch, laizistisch und liberal nen¬ 
nende Grüne, die ihre zu linkslastigen 
Parteien verlassen hatten. Die Kandida¬ 
ten dreier Bewegungen wurden wegen 
angeblich zu später Registrierung nicht 
zugelassen (wegen keynesianischer Vor¬ 
stellungen). 

Aufgegeben werden musste die Ver- 
einnahmung von Jean-Luc Melenchon 
und der Kommunisten des PCF. Letzte¬ 
re haben dem neuen Premier nicht das 
Vertrauen ausgesprochen. Wunschkan¬ 
didat des Kapitals ist und bleibt Manuel 
Valls - solange die Wähler sich nicht aus¬ 
drücklich für eine rechtslastige oder ex¬ 


trem rechte Person aussprechen. Bereits 
vor 100 Jahren hat die Sozialdemokratie 
den sozialen Frieden mit dem Kapital 
geschlossen. Nunmehr aber gleicht sie 
sich im antisozialen Handeln den rech¬ 
ten, teilweise selbst den extrem rechten 
Kreisen nahezu an. 

Die Zielstellung ist klar: Höchste 
Profite für das Kapital - höchste Profite 
für jeden politischen „Leistungsträger“, 
Kapitalismus als einzig mögliche Gesell¬ 
schaftsform. Eben das wird ständig in 
den Medien propagiert. Die Arbeitenden 
als notwendiger Teil des Systems brau¬ 
chen politische Führung, denn wenn die 
Rechten mit Frangois Fillon an der Spit¬ 
ze nicht die Mehrheit der Bevölkerung 
erreichen (4 Mio. bei der Vorwahl von 
etwa 35 Mio. Wählern insgesamt), muss 
eine „linke“ Spitze her. Der rechtsextre¬ 
me FN ist zurzeit noch keine Alternative. 

Der Aufbau einer „linken“ Spitze mit 
allen Mitteln der Propaganda ist umso 
dringender, je mehr Wähler zur einzigen 
Alternative greifen: „La France insou- 
mise“ [„Das nicht unterworfene Frank¬ 
reich“] mit Jean-Luc Melenchon an der 
Spitze. Der PCF ist ihr Bündnispartner - 
für alle Fälle aber bleibt die Notstands¬ 
regierung. 

Einer der sieben Kandidaten der 
„Schönen Volksallianz“ erklärt das Fias¬ 


ko der Hollande-Politik mit der seit 2008 
anhaltenden Krise, die ihr keine Chan¬ 
ce gelassen habe. Mit ihrem „pragmati¬ 
schen Flügel“ habe sie keine „globale Vi¬ 
sion auf lange Sicht“ gehabt. Er bemüht 
den Nationalen Widerstandsrat (NWR, 
der zur Befreiung Frankreichs vom Fa¬ 
schismus führte) als Modell der Vereini¬ 
gung von Rechten und Linken, um dem 
Mangel an Vertrauen in die Politik zu 
begegnen. Bei Valls nennt sich das eine 
„entschlossene und entgegenkommende 
Republik“. Und immer, wenn die Argu¬ 
mente ausgehen, den drastischen Plänen 
des rechten Fillon zur Rettung des Kapi¬ 
tals eigentlich nichts anderes entgegen¬ 
gesetzt werden kann - die Wirtschafts¬ 
pläne der „linken“ Kandidaten sind 
ähnlich -, wird der „idealistische Flügel“ 
der selbsternannten Linken bemüht. Der 
diskutiert Modernisierungs- und Digita¬ 
lisierungspläne für die Wirtschaft, die al¬ 
les richten sollen. 

Die „globale Vision“, die „entschlos¬ 
sene Republik“ wie auch das Wiederauf¬ 
leben eines Nationalen Widerstandsrates 
unter einer Notstandsregierung - die sich 
nach politischen Aussagen und tatsäch¬ 
lichem Agieren im Krieg befindet - sind 
im gegenwärtigen globalpolitischen Kon¬ 
sens als Programm zu sehen. 

Alexandra Liebig 
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Wiederaufbau unter Beschuss 

Die Volksrepubliken des Donbass 



Zerstörtes Wohngebäude in der Lugansker Volksrepublik 


A lle Versuche, die Regierung der 
Ukraine zu einem Waffenstill¬ 
stand zu bewegen, blieben im 
letzten Jahr erfolglos - im Gegenteil, die 
Angriffe der ukrainischen Streitkräfte 
auf die an der Front liegenden Orte in 
den Volksrepubliken - Donezker Volks¬ 
republik, DVR und Lugansker Volksre¬ 
publik, LVR - haben deutlich zugenom¬ 
men. Diese Angriffe haben das Ziel, die 
Infrastruktur zu schädigen. 

Eine in der Kontaktgruppe, die 
aus der Ukraine, der OSZE und Russ¬ 
land besteht, vereinbarte Feuerpause 
ab dem 24. Dezember 2016 ist von der 
ukrainischen Armee weitgehend igno¬ 
riert worden. Mehrfach gab es erfolg¬ 
lose Versuche der ukrainischen Armee, 
die Verteidigungslinien der Volksre¬ 
publiken zu durchbrechen. So starben 
z.B. im Jahr 2016 in der DVR durch 
die ukrainische Aggression 214 Solda¬ 
ten der Republik und 235 Zivilisten. 
Aus den eher autarken Einheiten der 
Volksmilizen sind in beiden Volksrepub¬ 
liken inzwischen gut organisierte reguläre 
Armeen geschaffen worden, die das nicht 
von Kiew besetzte Territorium der Volks¬ 
republiken wirksam verteidigen können. 

Während die russischen Vertreter des 
„Gemeinsamen Zentrums zur Kontrolle 
und Koordination“ die Verletzungen der 
Minsker Vereinbarungen seitens der uk¬ 
rainischen Streitkräfte dokumentieren, 
scheinen Teile der OSZE-Beobachter- 
mission wenig gewillt, dies zur Kenntnis 
zu nehmen. Dies führt immer wieder zu 
Unmut in der Bevölkerung der Repub¬ 
liken. 

Minsker Verhandlungen 

Da die Ukraine direkte Verhandlungen 
mit den Bevollmächtigten der Volksrepu¬ 
bliken vermeidet, um der Welt und dem 
eigenen Volk eine russische Besatzung zu 
suggerieren, treten die Minsker Verhand¬ 
lungen seit vielen Monaten auf der Stelle. 

Die Minsker Untergruppe zu öko¬ 
nomischen Fragen hat seit August nicht 
mehr getagt, da die Ukraine sich wei¬ 
gert, mit den Vertretern der Volks¬ 
republiken zu verhandeln. Seit dem 
1. Dezember hat die Ukraine die Was¬ 
serlieferungen vom ukrainischen Ge¬ 
biet in die LVR praktisch eingestellt, 
was dort zu großen Problemen führt, 
trotz der Erschließung eigener Quellen. 
Auch die Untergruppe zu politischen 
Fragen, wo es u. a. um den verfassungs¬ 
rechtlichen Status des Donbass geht, wird 
von der Ukraine de facto boykottiert. 


Beim Gefangenenaustausch kommt es 
aufgrund der Blockadehaltung der Uk¬ 
raine kaum zu Fortschritten. Die Ukraine 
hält dabei weitaus mehr Menschen fest 
als die Volksrepubliken. Diese hatten be¬ 
reits mehrfach, als Zeichen guten Willens, 
einseitig Gefangene an die ukrainische 
Seite übergeben. 

Wiederaufbau 

In beiden Volksrepubliken gibt es Pro¬ 
gramme zum Wiederaufbau. In der 
DVR wurden im Lauf des Jahres 436 
soziale Objekte (Krankenhäuser, Bil- 
dungs- und Kultureinrichtungen, Infra¬ 
struktur) und 897 kommunale Wohn¬ 
häuser wieder aufgebaut, in der LVR sind 
es 275 bzw. 432. Was noch zu tun ist, ist 
daran ersichtlich, dass etwa in der DVR 
durch die ukrainische Aggression mehr 
als 25 000 Objekte beschädigt wurden. 
Und die Zerstörung geht weiter. In der 
DVR kamen allein 2016 weitere 708 be¬ 
schädigte Objekte hinzu. Für die LVR 
liegen hierzu noch keine genauen Zah¬ 
len vor. 

Im Jahr 2016 hat eine Reihe Indus¬ 
triebetriebe ihre Arbeit wieder aufge¬ 
nommen. Viele Betriebe wurden aufge¬ 
geben, teilweise schon vor dem Krieg. 
Nach Zahlen aus der DVR sind dies 
Tausende. Eine ganze Reihe größerer 
Betriebe ist inzwischen unter staatliche 
Leitung gestellt worden oder sie werden 
als Staatsbetriebe wieder aufgebaut. Ein 
weiteres Problem sind große ukrainische 
Betriebe, die weiter produzieren und 
Löhne zahlen, sich jedoch weigern, dies 
auf Rechtsgrundlage der DVR zu tun. Sie 
zahlen keine Steuern an die Volksrepu¬ 
bliken. Solche Betriebe werden derzeit 
nicht nationalisiert, weil dies zum Verlust 
dringend benötigter Arbeitsplätze führen 
würde, der Absatz für die dort hergestell¬ 
ten Produkte wäre nicht mehr gesichert. 
Dies liegt nicht nur an der Wirtschafts¬ 
blockade durch die Ukraine, sondern 
auch an Exporthindernissen durch die 
fehlende offizielle Anerkennung durch 
die Russische Föderation. Inzwischen 
können wenigstens Finanztransaktio¬ 
nen und verschiedene Exporte über die 
Republik Südossetien abgewickelt wer¬ 
den. Diese hat die Volksrepubliken of¬ 
fiziell anerkannt und bereits zahlreiche 
Staatsverträge mit ihnen geschlossen. 
Zahlen aus der DVR vom August 2016 
besagen, dass der Umsatz von Industrie¬ 
produkten 31 Prozent und die Anzahl der 
Beschäftigten 61 Prozent des Vorkriegs¬ 
niveaus erreicht hat. Die Planungen in 


der DVR für das Jahr 2017, sowohl für 
die Produktion als auch in der Sozial- 
und Bildungspolitik, sind weitreichend. 

Über die Situation in der LVR sind we¬ 
niger Informationen öffentlich zugäng¬ 
lich, aber auch hier wird daran gearbei¬ 
tet, wichtige Betriebe wieder zu eröffnen. 
Zudem sind in der LVR die Gewerkschaf¬ 
ten an vielen Entscheidungen beteiligt. 
Die Lage ist in der LVR schwieriger als 
in der DVR, auch deshalb, weil es dort 
offensichtlich nicht gelungen ist, gegen 
die weit verbreitete Korruption wirk¬ 
sam vorzugehen. Dies führt zu heftigen 
innenpolitischen Auseinandersetzun¬ 
gen und mindert den Rückhalt in der 
Bevölkerung, der geringer ist als in der 
DVR. Zurück in die Ukraine möchte 
aber Umfragen zufolge auch in der LVR 
fast niemand mehr. Zu groß ist das Leid, 
das Krieg und Hass gebracht haben. 
In beiden Republiken ist die Lebensmit¬ 
telversorgung gesichert, Tarife für kom¬ 
munale Dienste liegen unter denen der 
Ukraine, Renten und Sozialunterstüt¬ 
zung werden, wenn auch auf niedrigem 
Niveau, stabil ausgezahlt. Das Bildungs¬ 
system funktioniert und ist in seiner 
Qualität dem russischen angepasst wor¬ 
den, so dass den Absolventen ein Studi¬ 
um in der Russischen Föderation mög¬ 
lich ist. Großer Wert wird auf die umfas¬ 
sende Versorgung und Förderung von 
Kindern und Jugendlichen gelegt. Das 


Schulessen wird konsequent subventio¬ 
niert. Das Gesundheitswesen ist genauso 
wie der Wiederaufbau der Infrastruktur 
noch stark auf russische humanitäre Hil¬ 
fe angewiesen. 

Gesellschaftliche Organisationen 
bündeln das Engagement der Bürger 
und kümmern sich um verschiedene As¬ 
pekte des sozialen Lebens, überwachen 
die Preisgestaltung, unterstützen die Bil- 
dungs- und Erziehungsarbeit. 

Perspektiven 

Die ukrainische Aggression und die Ver¬ 
weigerung des in „Minsk-2“ vorgesehe¬ 
nen Dialogs mit den Volksrepubliken 
machen einen Erfolg der Minsker Ver¬ 
handlungen immer unwahrscheinlicher. 
Ob sich daran bei einem Scheitern der 
derzeitigen ukrainischen Regierung et¬ 
was ändern kann, ob es eine Änderung 
der US-Politik in diesem Bereich geben 
wird - all dies ist derzeit nicht vorherseh¬ 
bar. 

Die Russische Föderation, die an den 
Minsker Verhandlungen als Garan¬ 
tiestaat unmittelbar beteiligt ist, hält 
an „Minsk-2“ fest, macht dabei aber 
deutlich, dass es an diesem Abkom¬ 
men keine Änderungen im Sinne der 
ukrainischen Regierung geben kann. 
Dies führt von Seiten der Russischen Fö¬ 
deration allerdings auch dazu, dass eine 
offizielle Anerkennung der Volksrepub¬ 


liken bisher nicht erfolgt ist. Angesichts 
der sich weiter zuspitzenden Situation 
wäre das aber ein dringend notwendiger 
Schritt, der von den russischen Kommu¬ 
nisten von der KPRF schon seit den Re¬ 
ferenden im Mai 2014 gefordert wurde 
und jetzt verstärkt auf die politische Ta¬ 
gesordnung gesetzt wird. 

In der Donezker Volksrepublik wurde 
von der Kommunistischen Partei der 
DVR mit dieser Forderung Anfang De¬ 
zember eine Unterschriftensammlung für 
einen Aufruf an die russische Staatsduma 
gestartet. Bisher konnten 10 000 Unter¬ 
schriften gesammelt werden. Auch durch 
die Führungen von DVR und LVR wird 
diese Frage inzwischen deutlich thema¬ 
tisiert. 

Die Volksrepubliken haben von Anfang 
an klar gemacht, dass das Minsker Ab¬ 
kommen nicht zu einer politischen Re¬ 
integration in die Ukraine, wie sie heute 
ist, führen kann. Tatsächlich sehen die 
Vereinbarungen eine sehr weitgehen¬ 
de Autonomie mit eigenen bewaffneten 
Kräften des Donbass vor. Die Volksre¬ 
publiken fordern, dass dies für die ge¬ 
samten Gebiete der ehemaligen Oblas¬ 
te Donezk und Lugansk gelten muss, 
auch für die Teile, die derzeit von den 
ukrainischen Streitkräften besetzt sind. 
Dies jedoch ist für die ukrainische Seite 
im Grunde genommen unannehmbar. 

Renate Koppe 


Nicht mehr von Bedeutung 

Rifondazione Comunista und die Folgen einer opportunistischen Politik 


25 Jahre nach ihrer Gründung steht der 
Partito della Rifondazione Comunista 
(PRC) vor dem Scherbenhaufen einer 
verfehlten Politik. Nach der Umwand¬ 
lung der Italienische Kommunistischen 
Partei (IKP) in eine sozialdemokrati¬ 
sche Linkspartei (Partito Democratico 
della Sinistra - PDS) durch die Revisio¬ 
nisten auf dem Parteitag im Januar/Fe¬ 
bruar 1991 war der PRC von Gegnern 
dieser Mutation am 12. Dezember 1991 
gegründet worden. 

Bei der Suche nach den Ursachen für 
das Scheitern des PRC stößt man auf die 
von Lenin hinterlassene Binsenweisheit, 
dass eine kommunistische Partei zum 
Scheitern verurteilt ist, wenn sie nicht 
mit dem Opportunismus bricht. Dieser 
Bruch war bei der Gründung des PRC 
nicht erfolgt und geschah auch danach 
nicht. Hier kurz die wichtigsten Etappen 
dieses Weges, den viele Kommunisten als 
hoffnungsvollen Neubeginn sahen. 

Der Gründungsparteitag wählte 
Sergio Garavini, einen Gewerkschafts¬ 
führer der IKP-nahen CGIL, zum Se¬ 
kretär und das frühere IKP-Politbüro- 
mitglied Armando Cossutta zum Vorsit¬ 
zenden. 1994 wurde Garavini von Fausto 
Bertinotti abgelöst, ebenfalls langjähri¬ 
ger CGIL-Funktionär und zunächst Mit¬ 
glied des PDS. Garavini hatte versucht, 
den PRC als kommunistische Strömung 


in den PDS einzubringen. Nachdem der 
Versuch scheiterte, trat er mit einigen 
Parlamentariern zum PDS über. Spä¬ 
testens diese Abspaltung hätte Anlass 
sein müssen, mit dem aus der IKP über¬ 
kommenen Opportunismus einen klaren 
Bruch zu vollziehen. Doch der Bruch un¬ 
terblieb. 

1996 siegte Mitte-Links über die fa¬ 
schistisch-rassistische Allianz Berlusco¬ 
nis. Die 8 Prozent Stimmen, die der PRC 
erhalten hatte, waren ausschlaggebend 
und wurden für eine Regierungsbildung 
benötigt. Der PRC trat nicht in die Re¬ 
gierung ein, sondern gab nur parlamen¬ 
tarische Unterstützung. Angesichts ei¬ 
ner erneut drohenden faschistoiden Re¬ 
gierung unter Berlusconi schien das ein 
gerechtfertigter Schritt. Als Premier Ro¬ 
mano Prodi den Sozialabbau fortsetzte 
und an der NATO-Aggression gegen Ju¬ 
goslawien teilnahm, beendete der PRC 
im Herbst 1998 auf Druck der Basis die¬ 
se parlamentarische Unterstützung. Ar¬ 
mando Cossutta verließ daraufhin mit 
einer Gruppe Parlamentarier den PRC 
und gründete mit seiner Spalter-Fraktion 
den Partito dei Comunisti Italiani (Par¬ 
tei der Kommunisten Italiens - PdCI). 
Dieser trat nach dem Rücktritt Prodis 
in das von dem PDS-Vorsitzenden Mas- 
simo DAlema geführte Kabinett ein. 
Der PRC verlor bei dieser Abspaltung 


etwa ein Fünftel seiner inzwischen rund 
130 000 Mitglieder. 

Ein Bruch mit dem Opportunismus 
unterblieb auch dieses Mal. Die Folge 
war in der Substanz die Absage an den 
Marxismus-Leninismus auf dem Partei¬ 
tag 2002. U.a. wurde die Leninsche Im¬ 
perialismus-Analyse als „unangemessen 
zur Interpretation der Form der Herr¬ 
schaft des neuen Kapitalismus“ bezeich¬ 
net und Antonio Gramsci, Theoretiker 
der Hegemonie der Arbeiterklasse, als 
aktuell nicht mehr von Bedeutung ge¬ 
sehen. Opportunistischer Höhepunkt 
war der Verzicht auf die führende Rolle 
der Arbeiterklasse, die der - ihrem po¬ 
litischen Charakter nach kleinbürgerli¬ 
chen -Antiglobalisierungsbewegung zu¬ 
geschrieben wurde. 

Gegen die opportunistischen Be¬ 
schlüsse votierte eine kommunistische 
Strömung, die bei den Abstimmungen 
zwischen 27 und 40 Prozent erhielt. 
Ihr gelang auch, ein linkes Aktionspro¬ 
gramm durchzusetzen, das auf eine sozi¬ 
alistische Perspektive abstellte. Solcher 
Widerstand verdeckte gegenüber der 
Basis in gewisser Weise den revisionis¬ 
tischen Kurs und nährte die Illusion, es 
werde gelingen, die Opportunisten zu 
stoppen. 

Nach einem Wahlsieg von Mitte- 
Links im Bündnis mit PRC und PdCI 


2006 über die seit 2001 wieder regie¬ 
rende Allianz Berlusconis traten beide 
KPen in das erneut von Prodi geführ¬ 
te Kabinett ein, Bertinotti wurde Par¬ 
lamentspräsident. Beide KPen akzep¬ 
tierten den weiteren Sozialabbau und 
stimmten für die Fortsetzung des Mi¬ 
litäreinsatzes in Afghanistan. Die Strö¬ 
mung „Progetto Comunista“ verließ 
daraufhin den PRC und gründete 2007 
zusammen mit dem Philosophieprofes¬ 
sor Marco Ferrando, einem Vorstands¬ 
mitglied der trotzkistischen Vierten In¬ 
ternationale, einen Partito Comunista 
dei Lavoratori (Kommunistische Ar¬ 
beiterpartei - PCL), womit eine dritte 
KP entstand. Der opportunistische Kurs 
des PRC und PdCI beförderte 2008 den 
Sturz der Prodi-Regierung durch die ex¬ 
treme Rechte. 

2004 trat der PRC der Europäischen 
Linkspartei (EL) bei. Bertinotti über¬ 
nahm bis 2007 deren Vorsitz. Zu den 
vorgezogenen Parlamentswahlen 2008 
bildete er mit Grünen und weiteren Lin¬ 
ken eine „Regenbogen“ (Arco Baleno) 
genannte Wahlkoalition, die er als „eine 
neue Linke, die allen offen steht“, propa¬ 
gierte. Arco Baleno fiel mit 3,1 Prozent 
unter die Vier Prozent-Sperrklausel. Da¬ 
mit waren Kommunisten und Sozialisten 
erstmals seit 1945 nicht mehr im Parla¬ 
ment vertreten und bleiben es bis heute. 


Der frühere Turiner Stahlarbeiter 
Paolo Ferrero wurde 2008 zum Nach¬ 
folger Bertinottis gewählt. Der ebenfalls 
kandidierende Nichi Vendola unterlag, 
verließ daraufhin den PRC und gründete 
2010 mit PRC-Mitgliedern und verschie¬ 
denen Linken eine Linkspartei, die „Si¬ 
nistra per Ecologia e Liberta“ (Linke für 
Umwelt und Freiheit - SEL). Er hatte 
2005 als Mitte-Links-Kandidat die Wahl 
zum Präsidenten der Region Apulien ge¬ 
wonnen und war 2010 im Amt bestätigt 
worden. 

2015 folgten über 1 500 Kommunis¬ 
ten aus Mitgliedern des PRC, PdCI und 
Parteilosen einem Appell, auf der Ba¬ 
sis von Lenin und Gramsci einen Bruch 
mit dem Opportunismus einzuleiten 
und langfristig wieder eine einheitli¬ 
che kommunistische Partei zu schaffen. 
Während sich der PdCI diesem Aufruf 
anschloss, lehnt die Führungsgruppe um 
Ferrero im PRC diesen Weg ab. Ferre¬ 
ro ließ sich im Dezember 2016 zum Vi¬ 
zepräsidenten der EL wählen und wird 
damit Stellvertreter Gregor Gysis. Zur 
Hervorhebung seiner kommunistischen 
Identität führt der PdCI seit Juni 2016 
den alten Namen PCI (IKP). Im PRC 
scheint alles daraufhin zu deuten, dass 
sein Ende auf dem Altar des Opportu¬ 
nismus besiegelt wird. 

Gerhard Feldbauer 
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100 Jahre nach der Oktoberrevolution 


von Konzerninteressen und benötigt auch kei¬ 
nen Selektionsdruck. „Die Herrschaft des Kapi¬ 
tals ist die Ursache für Kriege und Krisen, für 
Umweltzerstörung, Unterentwicklung und Aus¬ 
beutung in aller Welt. Sie garantiert den Reichen 
ihren Reichtum und hält die Armen in Armut“ 
(Zukunftspapier). Alles von unserer Gesundheit 
bis hin zu Freizeiteinrichtungen ist oder soll nach 
Maßgabe des Profits ausgerichtet werden. Priva¬ 
tisierungen im Gesundheitswesen, immer stärke¬ 
rer Leistungsdruck oder die Forderungen nach 
einem immer höheren Renteneintrittsalter sind 
nur wenige Beispiele von vielen. Die Verwirkli¬ 
chung unserer Rechte und Bedürfnisse - sei es in 
der Schule, am Arbeitsplatz oder in unserer Frei¬ 
zeit - stößt überall auf ein Hindernis: Die Herr¬ 
schaft des Monopolkapitals. 


Wir können. 


W er eine Ausbildung in der Metall- und 
Elektroindustrie in Deutschland macht 
hat im Anschluss relativ gute Chancen 
auf eine Übernahme und damit auf einen Arbeits¬ 
platz. Dieser Erfolg, erkämpft von den Kollegin¬ 
nen und Kollegen gemeinsam mit der IG Metall, 
hat allerdings diverse Lücken und Hintertüren für 
die Unternehmer, durch die sie die Übernahmere¬ 
gelung umgehen können. Dennoch: In allen ande¬ 
ren Bereichen sieht es schlechter aus. Leiharbeit 
und Werkverträge betreffen vor allem junge Be¬ 
schäftigte. Befristete Arbeitsverträge sind eher die 
Ausnahme als die Regel. Dennoch: Immerhin hat 
man noch einen Job. Aktuell fehlen circa 300 000 
Ausbildungsplätze und etwa die gleiche Anzahl 
Studienplätze, um alle Bewerberinnen zu versor¬ 
gen. Wer leer ausgeht, findet sich meist in irgend¬ 
welchen „Maßnahmen“ der Arbeitsagentur wieder 
oder versucht mit einem Bundesfreiwilligendienst 
oder einem Freiwilligen Sozialen Jahr die Zeit zu 
überbrücken - mit einem Stundenlohn von in der 
Regel unter zwei Euro. 

Immer gegen uns 

Gegen alle diese größeren und kleineren Unge¬ 
rechtigkeiten gibt es Widerstand. Immer wieder 
gelingt es auch zumindest Teilforderungen ge¬ 
gen den Widerstand von Regierung und Kapital 
durchzusetzen. In der Charite in Berlin konnte ein 


Tarifvertrag durchgesetzt werden, der zwar den 
Personalmangel nicht behebt, aber immerhin für 
etwas Entlastung der Kolleginnen und Kollegen 
sorgt. Nach den Bildungsstreiks wurden in fast al¬ 
len Bundesländern die Studiengebühren wieder 
abgeschafft und der jüngste Tarifabschluss bei 
der Bahn zeigt, dass Arbeitszeitverkürzung mög¬ 
lich ist. Diese kleinen Verbesserungen, so richtig 
der Kampf für sie ist, lösen das Grundproblem 
nicht. „Solange die Kapitalisten die Macht haben, 
ist keines der Rechte sicher, das sich die Arbei¬ 
terbewegung in ihrer Geschichte erkämpft hat“, 
schreibt die Sozialistische Deutsche Arbeiterju¬ 
gend (SDAJ) in ihrem Zukunftspapier. Denn je¬ 
der Erfolg für uns, bedeutet weniger Profit für die 
Kapitalisten, bedeutet ihre Schwächung im inter¬ 
nationalen Konkurrenzkampf, ist für die Regie¬ 
rung eine Gefahr für den Erfolg des „Standort 
Deutschland“. Und so ist alles was wir heute errei¬ 
chen, schon morgen wieder bedroht. Oder genau¬ 
er: Alles, was in Zeiten der „sozialen Marktwirt¬ 
schaft“ der 70er und 80er erkämpft werden konn¬ 
te, steht heute auf der Abschussliste des Kapitals. 

Unsere Grundrechte 

Dabei wäre heute ein menschenwürdiges Leben 
für alle längst umsetzbar. Es müsste keinen Aus¬ 
bildungsplatzmangel geben und auch keine Ar¬ 
beitslosigkeit. Bildung könnte unabhängig sein 


Die Veränderbarkeit der Welt 

Die Oktoberrevolution hat dieses Hindernis besei¬ 
tigt. Das ist, unabhängig davon, wie man bestimmte 
Abschnitte der Geschichte der Sowjetunion be¬ 
werten mag, ihre tatsächlich welthistorische Be¬ 
deutung. Sie hat bewiesen, dass es eine sozialisti¬ 
sche Gesellschaft geben kann. Eine Gesellschaft 
ohne Kapitalisten, ohne Arbeitslosigkeit und Fa¬ 
schisten, dafür aber mit Alphabetisierung, plan¬ 
mäßiger wirtschaftlicher Entwicklung anhand der 
Bedürfnisse der gesamten Gesellschaft und aktiver 
Friedenspolitik. Sie beweist, dass der Satz „Man 
kann ja nichts machen/verändern“ in allen seinen 
Spielarten falsch ist. Auch nach 100 Jahren zeigt 
dien Revolution von 1917 deutlich: Man kann. Wir 
können. Und genau das ist der Grund, warum die 
regierenden Parteien, die Unternehmerverbände, 
die Medienkonzerne und alle anderen Beschützer 
der bestehenden Eigentumsverhältnisse sie auch 
heute noch fürchten. Jann Meier 


Imperialismus 


futschem 
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Patrik Köbeles Gedanken zum Jahreswechsel 

Sozialismus oder Barbarei 


M it einem wunderschönen Logo 
haben wir das neue Jahr be¬ 
grüßt. Die Friedenstaube um¬ 
rahmt von Hammer und Sichel, darunter 
der Schriftzug „Drushba - Freundschaft 4 . 4 
Wir beginnen das 100. Jubiläumsjahr 
der Oktoberrevolution. Mir - Frieden, 
Arbeiter und Bauern gemeinsam, für 
Land, Brot und Arbeit, Schluss mit der 
Ausbeutung, Freundschaft und Solida¬ 
rität aller Ausgebeuteten national und 
international, das waren Prinzipien der 
Revolution. Das erste Dekret der revo¬ 
lutionären russischen Regierung war das 
Dekret über den Frieden. Die Oktober¬ 
revolution leitete eine neue Epoche in 
der Geschichte der Menschheit ein, die 
Epoche des Übergangs vom Kapitalis¬ 
mus zum Sozialismus. 

„Träumer 44 höre ich manche sagen. 
„Hast du 89/90 vergessen? 44 Vielleicht 
mancher auch etwas hämisch: „Übergang 
vom Kapitalismus zum Sozialismus und 
zurück. 44 Habe ich nicht vergessen. Ist die 
Welt seit 89/90 friedlicher geworden? Im 


Gegenteil. Überall Kriege. Die Gefahr 
einer flächendeckenden Eskalation ist 
riesig, NATO und deutsche Truppen ste¬ 
hen an der russischen Grenze, der US- 
Imperialismus intensiviert sein Säbelge¬ 
rassel gegenüber der VR China. 

Die Welt ist nicht gerechter geworden 
seit 89/90. Das Mittelmeer ist ein riesiger 
Friedhof. Die letzte offizielle Zahl, die ich 
für 2016 hörte, ging von über 5000 auf 
der Flucht Ertrunkenen aus. Die EU jagt 
die Schleuser, also die kleinen Profiteure, 
der von EU, NATO und US-Imperialis- 
mus verursachten Katastrophe. 

Die Ausbeutung ist schlimmer gewor¬ 
den seit 89/90. In der Peripherie der EU, 
vor allem im Süden, haben immer mehr 
Menschen zu wenig zum Leben und nur 


noch ein Teil davon zu viel zum Ster¬ 
ben. Sozialsysteme werden zerschlagen, 
das öffentliche Eigentum den Monopo¬ 
len und Banken zum Fraß vorgeworfen. 
Nicht um mit den Einnahmen Menschen 
zu retten, sondern um Zinsen für Kre¬ 
dite zu zahlen, die aufgenommen wur¬ 
den, um Zinsen für Kredite zu zahlen. 
Jeder Buchhalter weiß, wo es Soll gibt, 
gibt es Haben. „Wärst du nicht reich, wär 
ich nicht arm 44 haben leider noch zu we¬ 
nige verstanden. Erst recht in unserem 
Land. Der Armutsbericht: zensiert und 
trotzdem schockierend. In meiner Hei¬ 
matstadt Essen Stadtteile, in denen ich 
selbst lebe, mit einem Anteil von Kin¬ 
dern in Armut bis über 70 Prozent - ein 
Verbrechen. 


Hast ja Recht, höre ich, aber die Re¬ 
volution steht trotzdem nicht auf der Ta¬ 
gesordnung, objektiv vielleicht, aber der 
subjektive Faktor, die Menschen. Das 
stimmt. Trotzdem sollten wir an die revo¬ 
lutionäre Linke, die Bolschewiki denken. 
Die Jahre vor der Oktoberrevolution 
waren gekennzeichnet von der bis dahin 
tiefsten Niederlage der Arbeiterbewe¬ 
gung. Der erste imperialistische Welt¬ 
krieg konnte nicht verhindert werden, 
auch weil Teile der Arbeiterbewegung 
sich auf die Seite „ihrer 44 Herrschenden, 
„ihres 44 Monopolkapitals, „ihres 44 Imperi¬ 
alismus geschlagen hatten. Auch damals 
hatte man sie mit „Humanität 44 gelockt. 

Die Bolschewiki, Karl und Rosa, ver¬ 
fielen sie in Depression? Keineswegs. Es 


lohnt sich von den Bolschewiki, von Karl 
und Rosa, von Fidel, Ernst Thälmann 
und vielen tausend anderen zu lernen, 
wenn wir in dieses Jahr gehen. Nutzen 
wir die Unterschriftensammlung für un¬ 
sere Kandidaturen, um mit den Men¬ 
schen zu reden über die Ursachen von 
Krieg, Flucht und Armut, über die Ver¬ 
ursacher von Krieg, Flucht und Armut 
und über unsere Alternativen. Nutzen 
wir den Jahresauftakt in Berlin, die Ro- 
sa-Luxemburg-Konferenz der „jungen 
weit 44 und die LL-Demo, nutzen wir den 
Bundestagswahlkampf und machen wir 
die DKP bekannt - 100 Prozent Anti¬ 
kriegspartei, 100 Prozent gegen Sozial- 
und Demokratieabbau, 100 Prozent für 
Solidarität. Bereiten wir so unsere Veran¬ 
staltung zum 100. Jahrestag der Oktober¬ 
revolution am 21. Oktober in Berlin vor, 
die wir gemeinsam mit dem „Rotfuchs 44 
und der SDAJ durchführen werden. 

Die Alternative der Epoche heißt 
„Sozialismus oder Barbarei 44 . Kämpfen 
wir für das Erste. 



Mit einer Großdemonstration und Militärparade hat Kuba am Montag in Havanna den Tag der der Revolutionären 
Streitkräfte gefeiert. Ursprünglich war die Feier zum 6o. Jahrestag der Landung der„Granma << , mit der der Guerillakrieg 
zum Sturz des Diktators Batista und zur Befreiung des Landes begann, für den 2. Dezember 2016 geplant, wegen derTrauer 
nach dem Tod von Fidel Castro aber um einen Monat verschoben worden. 


Manfred Ziegler zum Waffenstillstand in Syrien 


Ohne die USA 


Bis zuletzt hatten die USA am Regime- 
Change in Syrien festgehalten. Eine 
„Politische Lösung 44 hieß für sie Sturz 
von Assad mit allen Mitteln. Und so¬ 
lange „Assad 44 nicht in Verhandlungen 
gestürzt werden konnte, wurden - und 
werden - die Dschihadisten weiter auf¬ 
gerüstet. Mit der Befreiung Aleppos ist 
diese Politik vorerst an ihre Grenze ge¬ 
stoßen. Die USA wurden nicht einmal 
mehr zu den aktuellen Verhandlungen 
über die Zukunft Syriens eingeladen. 

Auch Erdogans Großmachtpolitik 
fand ihre Grenzen. Der türkische Ein¬ 
fluss im Norden Syriens und des Irak, von 
Aleppo bis Mossul sollte gestärkt wer¬ 
den: Stattdessen stärkten die USA die 
kurdische YPG und mehr denn je sieht 
die türkische Regierung die Gefahr ei¬ 
nes kurdischen Staates im Norden Sy¬ 
riens erwachsen. Das steht im Zentrum 
der Beweggründe für die türkische Re¬ 
gierung, sich am Aufbau eines Waffen¬ 
stillstandes in Syrien zu beteiligen. 

Die russische Regierung verstand 
sehr genau, welche Kräfte im Land und 
vom Ausland aus tätig waren. Mit einer 
konsequenten Politik gegen den gewalt¬ 


samen Regime-Change und für eine po¬ 
litische Lösung stärkte die russische Au¬ 
ßenpolitik nicht nur die syrische Regie¬ 
rung, sondern auch ihre eigene Position 
im Nahen Osten. 

Und erst das direkte militärische Ein¬ 
greifen Russlands ermöglichte die dann 
allerdings ergebnislosen Gespräche in 
Genf. Der erfolgreiche Kampf zur Be¬ 
freiung Aleppos ebnete schließlich den 
Weg für einen neuen Lösungsansatz: 
Waffenstillstand und direkte Verhand¬ 
lungen zwischen Regierung und Oppo¬ 
sition - ohne die USA. 

Der Waffenstillstand wird überwacht 
von Russland und der Türkei - da konn¬ 
ten selbst die westlichen Vetomächte in 
den UN nicht mehr Nein sagen: Eine 
neue UN-Resolution, die im Wesentli¬ 
chen von Russland formuliert wurde, 
unterstützt diesen Ansatz. In Astana 
sollen Verhandlungen über eine politi¬ 
sche Lösung folgen. Viel wird davon ab- 
hängen, wie die Zusammensetzung der 
Verhandlungsparteien aussehen wird. 
Der Regime-Change durch die USA fällt 
aus - und der Waffenstillstand hilft end¬ 
lich dem geschundenen Land. 


Pfeifen im Wald 


Lucas Zeise zum Tod von Hans Tietmeyer 


Vom starken und schlanken Staat der Kanzlerin • Kolumne von 
Georg Fülberth 



Georg Fülberth ist emeritierter 
Professor für Politik und regelmäßiger 
Kolumnist der UZ 


Nach dem Anschlag auf den Weihnachts¬ 
markt an der Berliner Gedächtniskirche 
stellte die Kanzlerin ihrem Volk einen 
„starken Staat 44 in Aussicht. In ihrer Neu¬ 
jahrsansprache hat sie das noch einmal 
wiederholt. Als Antwort auf den isla- 
mistischen Terrorismus sagte sie: „Unser 
Staat ist stärker. Unser Staat tut alles, um 
seinen Bürgern Sicherheit in Freiheit zu 
gewährleisten. Diese Arbeit ist nie been¬ 
det, und gerade in diesem Jahr haben wir 
den Sicherheitsbehörden viel neue Un¬ 
terstützung gegeben. 2017 werden wir als 
Bundesregierung dort, wo politische oder 
gesetzliche Veränderungen nötig sind, 
schnellstens die notwendigen Maßnah¬ 
men in die Wege leiten und Umsetzern 44 
Sie meinte wohl noch mehr Videoüber¬ 
wachung, raschere Abschiebungen, wei¬ 
tere Einschränkungen des Datenschutzes. 

AfD, Pegida, „Reichsbürger 44 und 
„Identitäre 44 werden sich darüber schlapp 


lachen. Sie sind der Meinung, hier soll¬ 
ten nur Symptome kuriert, nicht aber die 
Ursachen beseitigt werden. Dies sei nur 
möglich durch Abschottung gegen Ge¬ 
flüchtete und gegen den angeblich para¬ 
sitären europäischen Süden. Das sei nicht 
allein durch Verwaltungs- und Gesetzge¬ 
bungsmaßnahmen zu erreichen, sondern 
durch Mobilisierung des so genannten 
Volkes, sein entschlossenes Treten nach 
unten und außen. Dies ist tatsächlich die 
Doktrin und Praxis bereits oder bald re¬ 
gierender Autokraten und Demagogen: 
Erdogan, Orbän, Trump und machtvoller 
nationalistischer Oppositionsbewegun¬ 
gen: Marine Le Pen. 

Kritiker haben herausgefunden, dass 
das Programm der AfD neoliberal (ge¬ 
meint ist marktradikal) ist. Dort werde 
nicht ein starker, sondern ein „schlanker 44 
Staat gefordert, der sich aus der Wirt¬ 
schaft heraushalte und dem freien Spiel 
der Kräfte seinen Raum lässt. Das war 
auch die Agenda Angela Merkels 2003 
auf dem Parteitag der CDU in Leipzig. In 
ihrer aktuellen Neujahrsansprache pries 
sie „unsere soziale Marktwirtschaft 44 . Da¬ 
mals gehörte sie zu denjenigen, die noch 
ein anderes Eigenschaftswort hinzufüg¬ 
ten: „neue 44 soziale Marktwirtschaft. Ge¬ 
meint war die Entfesselung des Kampfes 
jeder gegen jeden. Die Ergebnisse kön¬ 
nen inzwischen besichtigt werden: wach¬ 
sende soziale Ungleichheit, allerdings - so 
viel historische Gerechtigkeit muss sein - 
nicht erst seit Merkel, sondern schon seit 
Schröder, Fischer und Trittin. Wer dabei 
unten landet und keinen Weg sieht, sich 
gegen oben erfolgreich zu wehren, wird 


nationalistisch mobilisiert. Die AfD und 
die Kanzlerin haben annähernd dasselbe 
Wirtschaftsprogramm. Daraus entstand 
eine wohlstandschauvinistische Massen¬ 
bewegung: Wer etwas hat, will es gegen 
Habenichtse verteidigen; wer nichts hat, 
will noch Schwächere - vor allem die Ge¬ 
flüchteten - von den spärlichen noch vor¬ 
handenen Sozialtransfers fernhalten. 

Die Kanzlerin sagt: „Unsere Un¬ 
ternehmen stehen überwiegend gut da. 
Unser wirtschaftlicher Erfolg gibt uns 
die Möglichkeiten, unser Sozialsystem 
zu stärken und all denen zu helfen, die 
Hilfe brauchen. Ab morgen treten zum 
Beispiel wichtige Verbesserungen in der 
Pflege in Kraft. 44 Sie vergaß zu erklären, 
weshalb Arbeitskräftemangel in der Pfle¬ 
ge herrscht. Die Löhne für diese anstren¬ 
gende Tätigkeit sind niedrig. Zur Zeit 
streiten Union und SPD darüber, ob das 
Rentenniveau im Jahr 2045 bei 43 oder 
46 Prozent liegen soll. Wer monatlich 
2000 Euro netto verdient, hätte dann - 
unrealistischerweise eine lückenlose Er¬ 
werbsbiografe vorausgesetzt - entweder 
860 oder 920 Euro. 

„Unsere Unternehmen 44 liefern Waf¬ 
fen in alle Welt, konkurrieren die Indus¬ 
trien schwächerer Länder nieder oder 
verhindern, dass sie überhaupt entstehen. 
Die Kanzlerin erwähnt keinen Zusam¬ 
menhang mit Armutsmigration und Ter¬ 
rorismus. Union, SPD, Grüne und FDP 
haben wirtschafts- und sozialpolitische 
Tatsachen geschaffen, die die AfD be¬ 
grüßt, während sie deren Folgen zugleich 
demagogisch für ihre Zwecke nutzt. 

Die Kanzlerin pfeift im Wald. 


Diener des Finanzkapitals 


Hans Tietmeyer, der am 27. Dezember 
vorigen Jahres gestorben ist, war von 
1993 bis 1999 Präsident der Bundes¬ 
bank und damit der letzte, bevor der 
Euro die D-Mark ablöste. Zugleich 
war er vermutlich die wichtigste Figur, 
die den Charakter der Währungsunion 
und der EU als neoliberale Konstruk¬ 
te prägte. Der Mann war ein Überzeu¬ 
gungstäter. Er favorisierte die harte 
Form des Kapitalismus. Das wurde der 
breiten Öffentlichkeit zum ersten Mal 
bekannt, als er als CDU-Mitglied und 
Leiter der Grundsatzabteilung im Bun¬ 
deswirtschaftsministerium anno 1982 
für seinen Minister Otto Graf Lambs¬ 
dorff (FDP) ein Grundsatzpapier ver¬ 
fasste, das dieser als Manifest zum Koa¬ 
litionswechsel von SPD zu CDU/CSU 
nutzte. Der Inhalt des Textes bestand in 
der Forderung, die Gewinne der Unter¬ 
nehmen auf Kosten der abhängig Be¬ 
schäftigten zu stärken. Es wurde das 
neoliberale Programm der Regierung 
Kohl und aller folgenden Regierungen 
Deutschlands. Allein das sichert Tiet¬ 
meyer einen Platz im Inferno reaktio¬ 
närer Politiker. 

Das mit dem Inferno passt auch 
zum harten Katholizismus Tietmeyers. 
Der Laienorden „Opus Dei“ der das 
„Werk Gottes 44 durch das Zusammen¬ 
wirken reaktionärer Machtmenschen 
schon auf Erden verwirklicht, hat eine 
Mitgliedschaft Tietmeyers nie bestätigt 
und nie dementiert. Als Tietmeyer das 
nächste Mal in die Geschichte eingriff, 
war er schon Mitglied im Direktorium 
der Bundesbank. Helmut Kohl borgte 
ihn sich im Frühjahr 1990 aus, um die 


Währungsunion mit der DDR vorzu¬ 
bereiten. Den DDR-Bürgern die gute 
D-Mark zu schenken und damit die 
schnelle Einigung zu erzwingen, hatte 
Kohl im Februar beschlossen. 

Nur ein Jahr später wurde die 
nächste Währungsunion im Vertrag von 
Maastricht gebastelt. Tietmeyer sorgte 
dafür, dass die gemeinsame Währung 
und Zentralbank nicht den Regierun¬ 
gen oder teilnehmenden Staaten un¬ 
tergeordnet sein würde, sondern den 
Finanzmärkten. Die Maastricht-Krite¬ 
rien sind seine Schöpfung, ebenso wie 
die Tatsache, dass die Staaten um die 
Gunst der Finanzmärkte wettzueifern 
hätten. 

Noch ehe der Euro vollendet wur¬ 
de, warnte der französische Soziolo¬ 
ge Pierre Bourdieu vor dem „Modell 
Tietmeyer 44 . Tietmeyer hat das als Lob 
empfunden. Dem Finanzkapital die un¬ 
beschränkte Herrschaft zu überlassen, 
war sein Ideal. In Davos, beim jährli¬ 
chen Treffen der Reichen und Mäch¬ 
tigen, rühmte der Mann die Tatsache, 
dass mit dem Euro die Unterordnung 
der Politik unter die Finanzmärkte nun 
vollzogen sei. Aber als die Finanzkri¬ 
sen und die Euro-Krise zuschlugen, be¬ 
klagte er die Inkompetenz der Finanz¬ 
märkte, dass sie nicht schon früher die 
Schwächen der Schuldnerstaaten auf¬ 
gedeckt hatten. Gegen Ende seines 
Lebens kehrte er zu seinem liebsten 
Thema zurück. Er übernahm die Pa¬ 
tenschaft der „Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft 44 , die sich der Propa¬ 
ganda für den neoliberalen Kapitalis¬ 
mus widmet. 
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Ruhmreiches Scheitern 

Gut gemeint, aber ärgerlich: Robert Cohen hat Teile der Gestapo-Akten zu Olga Benario herausgegeben. 



O lga Benario ist die bekannteste 
deutsche Kommunistin der 20er 
und 30er Jahre. Mehrere Biogra¬ 
phien und Filmporträts wurden ihr be¬ 
reits gewidmet. Ruth Werner, ehemalige 
Kundschafterin der Roten Armee, hatte 
in der DDR 1958 mit einem Bestseller- 
Roman den Anfang gemacht. In den ver¬ 
gangenen Jahren war es der US-ameri¬ 
kanische Germanist und Schriftsteller 
Robert Cohen, der zunächst einen er¬ 
folgreichen Roman („ Das Exil der fre¬ 
chen Frauen“, 2009) verfasst hat, in dem 
er Olga als eine der Hauptfiguren agie¬ 
ren lässt 

2013 hat er ihren bewegenden Haft¬ 
briefwechsel mit ihrem brasilianischen 
Lebensgefährten Luiz Carlos Prestes 
herausgegeben. Dass sein Vorwort nicht 
von allzu großer Kenntnis zeugte und 
dass es an Quellenangaben mangelte, fiel 
dabei weniger ins Gewicht. Bürgerliche 
Medien haben leider so gut wie keine 
Notiz von dieser wichtigen Publikation 
genommen. 

Nun hat Cohen erneut ein Buch 
über Olga Benario ediert. Es basiert auf 
den im vergangenen Jahr online gestell¬ 
ten Gestapo-Akten, die zum ehemali¬ 
gen „Sonderarchiv“ Moskau gehören 
und bisher nur dort zugänglich waren. 
Die Bestände, insgesamt viele Kilome¬ 
ter Akten deutscher Behörden, waren 
bei der Eroberung Berlins durch die 
Rote Armee beschlagnahmt worden. 

Die acht Bände Akten zu Bena¬ 
rio - sie betreffen zum Teil auch Eli¬ 
se Ewert, die Frau des ebenfalls von 
der Komintern in Brasilien eingesetz¬ 
ten deutschen Kommunisten Arthur 
Ewert - wurden bis jetzt noch von 
keinem Historiker ausgewertet. Cohen 
bezeichnet das Konvolut als „die viel¬ 
leicht umfassendste Dokumentation zu 
einem einzelnen Opfer des Holocaust“. 
Nun war Olga Benario aber nicht in 
erster Linie ein Holocaustopfer; ihre 
jüdische Herkunft war für ihre Inhaf¬ 
tierung in Brasilien und ihre Haft in 
Deutschland unmaßgeblich. Erst zu ei¬ 
nem späteren Zeitpunkt, als sie für die 
Gestapo uninteressant geworden war, 
wurde sie ihrem „jüdischen Schick¬ 
sal“ und der Vernichtungsmaschinerie 
überlassen. 


Cohens Edition ist erklärterma¬ 
ßen „weder ein Geschichtsbuch noch 
eine Dokumentensammlung“. Er legt 
darin Abschriften von einzelnen aus¬ 
gewählten und chronologisch geord¬ 
neten Dokumenten vor, die er ge¬ 


kürzt und bearbeitet hat - er selbst 
spricht von „umfassenden Eingriffen“. 
Das Originaldossier, so argumentiert 
er, sei nur Spezialisten zumutbar. Da¬ 
rüber kann man verschiedener An¬ 
sicht sein. 


Seine Ausgabe ist so jedenfalls für 
Historiker und alle Interessierten, die 
Wert auf Präzision und umfassende In¬ 
formation legen, ungeeignet. Auf An¬ 
merkungen zu den Dokumenten wurde 
ebenfalls verzichtet. 

Der Herausgeber ist der Meinung, es 
handle sich bei dem Material zugleich 
um „die vielleicht vollständigste Selbst¬ 
darstellung der Täter im Hinblick auf 
ein einzelnes Opfer“. Wenn das so wäre, 
stellt sich allerdings die Frage, warum 
auch sämtliche Angaben über „die Tä¬ 
ter“ fehlen. Zwar ist es in vielen Fällen 
schwierig, Unterschriften unter den Do¬ 
kumenten zu entziffern, aber oft sind die 
Beamten doch zu ermitteln. Und es gab 
durchaus Unterschiede zwischen ihnen. 
So scheint der Anstaltsarzt des Frauen¬ 
gefängnisses Barnimstraße Olga Bena¬ 
rio ein gewisses Wohlwollen entgegen¬ 
gebracht zu haben - er sorgte dafür, dass 
sie ihr in der Haft geborenes Baby meh¬ 
rere Monate länger bei sich behalten 
konnte, als die Gestapo es wünschte -, 
während der Direktor in ihr vor allem 
eine „durchtriebene Kommunistin“ sah. 

Olga genoss anfangs einige Privile¬ 
gien; so war sie in einer großen Dop¬ 
pelzelle untergebracht, durfte fast un¬ 
beschränkt Briefe schreiben und erhielt 
die ihr zugesandten Pakete. Die Gesta¬ 
po duldete das mit Rücksicht auf die in¬ 
ternationalen Proteste und in der Hoff¬ 
nung, ihr ein umfassendes Geständnis ih¬ 
rer politischen Aktivitäten zu entlocken. 

„Die Tendenz geht dahin, sie, wie 
in ähnlichen Fällen, aussagegefügig zu 
machen, wozu sie vielleicht bereit ist im 
Hinblick auf das Schicksal ihres Kindes“, 
hieß es am 1. Mai 1937. 

Diese Hoffnung wurde jedoch ent¬ 
täuscht. 

Ein Gestapo-Bericht vom 13. Okto¬ 
ber desselben Jahres hält fest, dass Olga 
auf einen ihr vorgelegten ausführlichen 
Bericht eines inhaftierten ehemaligen 
hohen KPD-Funktionärs knapp ant¬ 
wortete: „Wenn andere zum Verräter 
geworden sind, ich werde es jedenfalls 
nicht.“ 

Sie beschränkte ihre Aussagen kon¬ 
sequent auf Angaben über weit zu¬ 
rückliegende und harmlose Fakten 
ihrer eigenen Biographie. Auch eine 


spätere Vernehmung kurz vor Beginn 
des 2. Weltkriegs, als sie bereits andert¬ 
halb Jahre KZ-Haft hinter sich hatte, er¬ 
brachte keine neuen Erkenntnisse für 
die Polizei, obwohl sie immer wieder 
darauf hingewiesen wurde, dass davon 
ihre eventuelle Freilassung abhinge. 

Sie ging jedoch keinerlei Kompro¬ 
misse ein. 

Noch ein Jahr vor ihrem Tod in der 
Gaskammer von Bernburg urteilte der 
Lagerdirektor von Ravensbrück über 
sie: „Ihre politische Einstellung ist un¬ 
durchsichtig, lässt aber erkennen, dass 
sie sich vom Kommunismus noch nicht 
freigemacht hat.“ 

Wegen ihres Ungehorsams wurde 
sie u. a. mit Schreibverbot und Arrest 
bestraft. 

Erste Rezensionen haben Cohen 
bescheinigt, dass er mit seiner Publika¬ 
tion an Peter Weiss („Die Ästhetik des 
Widerstands“) anknüpfe. Nur ist sein 
Buch leider auch literarisch von gerin¬ 
gem Wert. Sein Vorwort entspricht weit¬ 
gehend dem, das er bereits der Brief¬ 
edition vorangestellt hatte. 

Anspruchslosere Leser(innen) 
werden sich wohl mit der Publikation 
schnell langweilen, zumal sie auf jeg¬ 
liche Illustration - abgesehen von der 
Abbildung einer zeitgenössischen Pro¬ 
testkarte mit einem gemalten Porträt - 
verzichtet. 

Dass das Interesse an Olga Benario 
wachgehalten wird, wäre aber unbe¬ 
dingt wünschenswert. 

Ungeachtet ihres Nimbus war sie 
letztendlich keine erfolgreiche Komin¬ 
tern-Agentin. Ihre Missionen in Frank¬ 
reich und Großbritannien flogen jeweils 
nach kurzer Zeit auf und ihr Auftrag, 
gemeinsam mit Ewerts und anderen 
Genossen die Revolution in Brasilien 
zu unterstützten, endete im Desaster. 
Doch man kann auch ruhmreich und 
hocherhobenen Hauptes scheitern. 
Und das ist bis heute - gerade heute - 
von dieser mutigen Frau zu lernen. 

Cristina Fischer 

Robert Cohen (Hrsg.): Der Vorgang Be¬ 
nario. Die Gestapo-Akte 1936-1942. 
edition berolina, Berlin 2016, geb., 
188 S., 14,99 Euro 


Anstöße - Erträge - Spiegelungen 

Festschrift für Friedrich-Martin Balzer 


Wenn Manfred Weißbecker ein Buch 
herausgibt, dann bedarf es keiner 
Empfehlung - erst recht nicht, wenn 
es sich um „Ein Lesebuch von und 
für Friedrich-Martin Balzer“ handelt. 
Dieser über 400 Seiten starke Band zu 
Balzers 75. Geburtstag ist weit mehr 
als eine Festschrift. Er ist ein Opus, in 
dem Geschichte versammelt ist, prä¬ 
sentiert und repräsentiert von Auto¬ 
ren, die großteils zu den namhaftesten 
Protagonisten nicht nur der deutschen 
Linken zählen - insgesamt 23 Namen, 
deren biographische Daten hineinfüh¬ 
ren in die politischen und ideologischen 
Auseinandersetzungen des 20. und des 
sich nunmehr formierenden 21. Jahr¬ 
hunderts. Natürlich ist es auch die Viel¬ 
zahl an Autoren, die dieses Lesebuch 
so lesenswert macht, vor allem aber ist 
es das breite Spektrum an Erfahrun¬ 
gen, Überzeugungen und Einsichten, 
das diesen Band zu einem zeitgenössi¬ 
schen Panorama werden lässt. „Anstö¬ 
ße - Erträge - Spiegelungen“ lautet sein 
Haupttitel, der sich nachgerade als ein 
literarisches Triptychon ausweist. 

Auf der ersten Tafel sind Texte von Au¬ 
toren eingestellt, die im Diskurs der 
Linken eine geradezu normative Kom¬ 
petenz verbürgen: Wolfgang Abend- 
roth, Erwin Eckert, Gert Wendelborn, 
Helmut Ridder, Hans Heinz Holz, Pe¬ 
ter Römer, Eric Hobsbawm. Zur Spra¬ 
che kommt ein breites Themenfeld, das 
Politisches, Soziologisches, Philosophi¬ 
sches und auch Kirchengeschichtliches 
umfasst und in einem gemeinsamen 
cantus firmus verbunden ist, der auf die 


Frage nach Krieg und Frieden, nach Fa¬ 
schismus und Antifaschismus, nach Ir¬ 
rationalität und Rationalität und nach 
einer demokratischen Gesellschaft aus¬ 
gerichtet ist, die diesen hehren Namen 
erst verdient, wenn sie mit „revolutionä¬ 
rer Konsequenz“ von einer „radikalen 
Orientierung im Kampf gegen soziale 
Unterdrückung und imperialistischen 
Krieg“ bestimmt ist - so der Theolo¬ 
ge Wendelborn in einem seiner beiden 
erstveröffentlichten Beiträge (S. 85). 
Doch eine solche Gesellschaft scheint 
gegenwärtig so realitätsentrückt zu sein, 
dass es den Historiker Hobsbawm zu 
der deprimierenden Feststellung treibt. 
„Meine geschichtliche Erfahrung sagt 
mir, dass wir uns - ich kann das nicht 
ausschließen - auf eine Tragödie zu be¬ 
wegen. Es wird Blut fließen, mehr als 
das, viel Blut, das Leid der Menschen 
wird zunehmen, auch die Zahl der 
Flüchtlinge. Und noch etwas möchte 
ich nicht ausschließen: einen Krieg, der 
dann zum Weltkrieg werden würde - 
zwischen den USA und China ... Die 
Barbarei schreitet voran.“ (S. 129) 

Die zweite Tafel, das Zentrum des 
Triptychons, steht ganz im Zeichen der 
exzellenten Studien und Referate von 
Friedrich-Martin Balzer. Neben acht 
Erstveröffentlichungen sind es ausge¬ 
wählte Aufsätze aus den Jahren 2002 bis 
2013. Auch hier imponiert die Themen¬ 
breite und Balzers Fähigkeit, selbst die 
komplexesten Zusammenhänge so zu 
durchdringen, dass sie dem Leser an¬ 
schaulich werden - ganz abgesehen von 
jener sprachlichen Klarheit und metho¬ 


dologischen Stringenz, die dem Histo¬ 
riker wie selbstverständlich zur Verfü¬ 
gung stehen. Und natürlich treten nun 
auch wieder die großen Namen der 
ersten Tafel auf, und Balzers Texte zu 
Abendroth, Holz und Hobsbawm sind 
nicht minder lesenswert als die „Anstö¬ 
ße“ dieser Vordenker. Um sie hat sich 
Balzer in vielfacher Weise verdient 
gemacht und 2011 mit unglaublichem 
Aufwand und höchster Akribie eine 
Holz-Gesamtbibliographie auf CD zu¬ 
sammengestellt, die 2 560 Titel und 500 
publizistische Beiträge im Volltext und 
sogar die Recherche enthält, dass Holz 4 
Veröffentlichungen weltweit bereits in 
mehr als 6000 Bibliotheken inventari¬ 
siert sind. Auch Hobsbawms Bibliogra¬ 
phie der deutschen Schriften verdan¬ 
ken wir Balzer, dessen Nachruf auf den 
großen Historiker mit den beinahe be¬ 
schwörenden Worten schließt: „Bleibt 
die Hoffnung, dass Hobsbawm sich in 
seiner düsteren Prognose über einen 
eventuell nicht auszuschließenden gro¬ 
ßen Weltbrand irren wird.“ ( S251) 

Der Kreis jener, die in der zwei¬ 
ten Tafel im Fokus stehen, ist freilich 
weit größer: Klaus Fuchs, Walter Rüge, 
Heinz Düx, Emil Fuchs, Klaus Fuchs- 
Kittowski und, auch zusammen mit 
Heinz Kappes, Erwin Eckert, der ent¬ 
schieden antikapitalistische und anti¬ 
faschistische Pfarrer, der aufgrund sei¬ 
ner kompromisslosen Haltung als reli¬ 
giöser Sozialist 1931 zunächst aus der 
SPD ausgeschlossen und, nachdem er 
sich der KPD angeschlossen hatte, auch 
aus dem Kirchendienst fristlos entfernt 


wurde - von den Faschisten wegen 
„Vorbereitung zum Hochverrat“ zu fast 
vier Jahren Zuchthaus und dann zu Po¬ 
lizeiaufsicht verurteilt. Die drei Beiträ¬ 
ge zu Eckert, der nach der Befreiung bis 
zum Verbot der KPD als Landtagsabge¬ 
ordneter tätig war und sich hernach an 
herausragender Stelle in der internati¬ 
onalen Friedensbewegung engagierte, 
sind nur ein kleiner Einblick in das um¬ 
fangreiche OEuvre, das Balzer über die 
Jahre diesem außergewöhnlichen Mann 
gewidmet hat. „In Eckerts Lebensweg 
und in seinem revolutionären Wirken 
bündeln sich in besondererWeise Span¬ 
nungsfelder und Entscheidungsmög¬ 
lichkeiten der jüngeren Geschichte: Sei¬ 
nem Wahlspruch ,Dem Ganzen dienen, 
sich selbst treu bleiben 4 folgend, über¬ 
wand Eckert Schranken, die vielen sei¬ 
ner Zeitgenossen unüberwindbar blie¬ 
ben 44 (S. 325) Mit diesem Resümee stellt 
Balzer das Erbe Eckerts sehr bewusst 
auch in die Spannungsfelder unserer ge¬ 
fährdeten Gegenwart und lässt es so zu 
Mahnung und Weckruf werden. 

Die dritte Tafel schließlich vereint 
als „Spiegelung“ sechzehn Beiträge, die 
auf das umfassende Werk Balzers und 
als Rezensionen auf bestimmte Veröf¬ 
fentlichungen Bezug nehmen. Unter 
den Autoren finden wir u.a. die Namen 
von Renate Riemeck, Hanfried Müller, 
Kurt Pätzold,Thomas Metscher, Robert 
Steigerwald, Georg Fülberth. Gespie¬ 
gelt werden hier nicht nur die Arbeit 
des Historikers Balzer, sondern all jene 
historische Persönlichkeiten, die nicht 
nur für Balzer im eigenen biographi¬ 


schen Radius standen. So wird Balzer 
in diesem Triptychon geradezu zu ei¬ 
nem Scharnier, das die Tafeln verbin¬ 
det - personell und in jeder Beziehung 
in einem Engagement, das sich mutig, 
entschlossen und klug dem antiimpe¬ 
rialistischen Kampf für Frieden und 
Gerechtigkeit verschrieben hat. Und 
so schreibt denn auch Manfred Weiß¬ 
becker in seinem Vorwort: „FMB, wie 
oftmals in kürzester Form zu lesen ist, 
oder Martin, wie ihn Freunde und Be¬ 
kannte nennen, lässt sich vom Wissen 
um die unabweislich wahrzunehmende 
Verantwortung jedes Einzelnen in und 
für die Gesellschaft leiten. Wer handeln 
will, für den kann es kein Beharren bei 
bloßer Betrachtung der Dinge geben, 
der muss, um verändernd eingreifen zu 
können, Zusammenhänge analysieren 
und Ursachen erklären, Der muss Ross 
und Reiter benennen, die Triebkräfte 
des historischen Prozesses erforschen 
sowie zu den ökonomischen, politi¬ 
schen, sozialen und geistigkulturellen 
Wurzeln bestehender Verhältnisse vor¬ 
stoßen.“ (S. 9f.) Und all das tut Fried¬ 
rich-Martin Balzer in vorbildlicher Wei¬ 
se. Allein schon deshalb ist dem hier an¬ 
gezeigten Buch eine große Leserschaft 
zu wünschen. 

Dieter Kraft 

Manfred Weißbecker (Hg.): Anstöße - 
Erträge - Spiegelungen. Ein Lesebuch 
von und für Friedrich-Martin Balzer, 
Marburg 2015, Selbstverlag, ISBN 978- 
300-051009-0, Bestellservice: www. 
friedrich-martin-balzer.de 
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Die schrägen Typen 

Honore de Balzacs „Typenlehre der Presse“ 



Honore de Balzac, porträtiert vom zeitgenössischen Karikaturis¬ 
ten Nadar. 


anchmal gibt es im Wust der 
Buch-Neuerscheinungen 
kleine Kostbarkeiten zu ent¬ 
decken. 

Der Manesse Verlag, der bekannt 
ist für seine gut gemachten und or¬ 
dentlich edierten Ausgaben der Welt¬ 
literatur, legte vor kurzem eine solche 
Preziose auf. 

Obwohl bereits 1843 in Paris er¬ 
schienen und obwohl eine umfangrei¬ 
che, leider vergriffene Ausgabe „Ge¬ 
sammelte Werke“ bei Diogenes er¬ 
schienen ist, war diese Textsammlung 
nie ins Deutsche übertragen worden. 
Die Rede ist von Honore de Balzac und 
seiner Schrift „Von Edelfedern, Phra¬ 
sendreschern und Schmierfinken“, ge¬ 
meinsam mit anderen, dazu passenden 
und bisher bei uns unbekannten Texten 
über die Raubdruckerei und die For¬ 
derungen zum Schutz des geistigen Ei¬ 
gentums. 

Honore de Balzac, geboren 1799 in 
Tours, südwestlich von Paris und ge¬ 
storben 1850 in Paris, wird zu Recht 
und mit vielen Gründen zu den wichti¬ 
gen Schriftstellern des 19. Jahrhunderts 
gezählt, nach Jahren als Journalist und 
Gelegenheitsautor gelang ihm 1831 mit 
„Das Chagrin-Leder“ die Aufmerk¬ 
samkeit und Anerkennung zu gewin¬ 
nen, die es ihm erlaubte, sich als freier 
Autor nur noch seinen literarischen Ar¬ 
beiten zu widmen. Spätestens mit der 
umfangreichen „Menschlichen Komö¬ 
die“, die 1835 erschien und deren Titel 
bereits das Vorbild Dante und dessen 
„Göttliche Komödie“ aufnahm, in den 


Kosmos - manchmal auch 
ins Panoptikum - der Welt¬ 
literatur geschrieben. Bal¬ 
zac lebte nicht im Elfen¬ 
beinturm, 1839 wurde er 
Präsident des französischen 
Schriftsteller-Verbandes, 
formulierte scharf und ver¬ 
ständig gegen das Unwesen 
der Raubdruckerei und für 
den Schutz des geistigen 
Eigentums, schrieb einen 
„Code litteraire“ als Ge¬ 
setzesvorlage, der zwar erst 
1862 Eingang in ein Gesetz 
fand, aber immerhin. 

Eine beliebte Methode 
dieser Zeit, entlehnt den 
Tafeln, die aus der Biolo¬ 
gie, Zoologie und der neu¬ 
en Wissenschaft der Che¬ 
mie bekannt waren, schuf 
Balzac eine „Typenlehre 
der Pariser Presse“. 

Die Beschränkung auf 
die französische Hauptstadt 
war keine, denn das (ver) 
öffentlichte Leben fand 
nur in Paris statt, das große 
Land war wirklich nur Pro¬ 
vinz. Balzac stellt uns durch 
Ordnungen und Gattungen 
die vor, die die Zeitungen 
und Zeitschriften machen, 
finanzieren und beeinflussen. Nicht alle 
können hier im Einzelnen vorgestellt 
werden. Der erste und wichtige Typ 
ist der Chefredakteur, laut Balzac der 
„Graf Gernegroß“ und als „Rattenfän¬ 


ger der Zeitung tritt er als ihre Seele 
auf“. „Weil er gezwungenermaßen auch 
mit den Autoren spricht, kommt er mit 
Gedanken in Berührung, scheint über 
Weitblick zu verfügen und gibt sich das 


Ansehen einer starken Per¬ 
sönlichkeit“. Eine schöne 
Type ist auch der „Tenor“, 
er produziert den „Quark, 
der sich täglich am Kopf ei¬ 
ner Zeitung zu befinden hat 
und also der Aufmacher ist“. 
Zuletzt soll hier das „Fak¬ 
totum“ genannt werden, die 
Type, die die Kurzmeldun¬ 
gen sammelt, gerne auch 
vermischte Meldungen 
oder Hinweise notiert, aber 
ungeheuer wichtig ist, denn 
sie bleibt, bis die Zeitung in 
Druck geht. „Als Chef vom 
Dienst ist er von eminenter 
Bedeutung, die interessan¬ 
testen Dinge, die großen 
und die kleinen Artikel, al¬ 
les wird zwischen Mitter¬ 
nacht und ein Uhr zu einer 
Frage der Seitengestaltung, 
in jener fatalen Stunde der 
Zeitungen, der Stunde, 
wenn die politischen Nach¬ 
richten, die gegen Abend 
ins Kraut schießen, nach 
Kurzmeldungen verlangen.“ 
So geht es rund 150 Sei¬ 
ten lang, jeder bekommt 
sein Fett weg bis hin zum 
Abonnenten und Leser, der 
sich so was Tag für Tag ser¬ 
vieren lässt und dabei meint, „er bilde 
sich eine Meinung“. 

Heute sind wir, was die sogenannte 
„Medienlandschaft“ angeht, viel breiter 
aufgestellt (auch so ein bescheuertes 


Wortgetüm), die Nutzung von Papier 
hat sich längst verändert durch Radio, 
Fernsehen und die Möglichkeiten elek¬ 
tronischer Medien, aber die Typen, die 
diese Landschaft bevölkern, sind nicht 
sehr verschieden von denen, die Bal¬ 
zac so treffend geschildert hat. Wieder¬ 
erkennung und Ähnlichkeiten mit le¬ 
benden Personen sind möglich, wer sich 
den täglichen Auftrieb in Berlin antut, 
sieht diese Figuren (heute auch gerne 
in weiblicher Gestalt) ihr Geschäft ver¬ 
richten. 

Eine kleine Nachbemerkung: Wenn 
das Diktum des Chefredakteurs dieser 
Zeitung, der UZ, richtig ist, „dass man 
den Imperialismus richtig verstehen 
muss, wenn man ihn bekämpfen will“, 
so mag die Frage erlaubt sein, ob es sich 
lohnt, in diesem Berliner Betrieb lau¬ 
fend und professionell dabei zu sein. 

Herbert Becker 



Honore de Balzac: „Von Edelfedern, 
Phrasendreschern und Schmierfinken. 
Die schrägenTypen der Journaille“, he¬ 
rausgegeben und übersetzt von Rudolf 
von Bitter. Manesse Verlag, München 
2017,19,95 Euro. 



Bestes deutsches Bildungsfernsehen Rechte Töne 

Drei neue Folgen der NDR-Serie „Tatortreiniger“ Melodie & Rhythmus: Die erste Ausgabe 2017 


Heiko „Schotty“ Schotte ist Gebäude¬ 
reiniger, spezialisiert auf die Beseiti¬ 
gung menschlicher Überreste, die nach 
Gewaltverbrechen an Teppichen, Tape¬ 
ten und in den Ritzen des Holzfußbo¬ 
dens kleben. Der „Tatortreiniger“, ge¬ 
spielt von Bjarne Mädel, ist eine Serie 
des NDR, und eher ein Theaterstück 
denn eine „Comedyserie“ und schon 
gar kein Krimi. Die Serie ist spannend, 
unterhaltsam und sehr gut gemacht. 

Schotty trifft bei seiner Arbeit auf 
Angehörige, Freunde, Partner des Ver¬ 
storbenen, in einem Fall auf den Täter. 
Immer entwickelt sich ein Dialog, der 
das Wort Bildungsfernsehen anschau¬ 
lich macht: Extrem unterhaltsam wird 
eine halbe Stunde lang das Wesentliche 
zu einem Thema vermittelt. Es geht in 
den mittlerweile 27 Episoden um Sexu¬ 
alität, Ernährung, Religion, Rassismus, 
Behinderungen oder um die schöne 
neue Arbeitswelt. 

Drei neue Folgen wurden Ende 
2016 ausgestrahlt, darunter „Sind Sie 
sicher?“ und „Schluss mit Lustig“. Da¬ 


bei trifft Schotty auf den Geschäftsfüh¬ 
rer einer Consultingfirma, in dessen 
Büro sich ein Mitarbeiter umgebracht 
hat. Handwerk trifft auf moderne Ma¬ 
nagement-Methoden, in der es weder 
Routine gibt noch die Zeit, Reinigungs¬ 
mittel einwirken zu lassen, wie es eine 
Fachkraft wie der Tatortreiniger ge¬ 
wohnt ist zu tun. 

In „Schluss mit lustig“ muss sich 
Schotty der Kritik eines freiberufli¬ 
chen Clowns stellen, der das Normal¬ 
arbeitsverhältnis des Tatortreinigers 
hinterfragt. Schotty, der seinen Beruf 
ausübt, um davon leben zu können, 
trifft auf „Stramazzo“ der sich mit sei¬ 
nen Clown-Auftritten selbst verwirkli¬ 
chen will, davon aber nicht leben kann. 

Schottys Werte und Moralvorstel¬ 
lungen werden in den Dialogen immer 
wieder auf den Prüfstand gestellt. Schot¬ 
ty ist als Figur angelegt, die nicht bereit 
ist, die eigenen Vorstellungen einfach 
aufzugeben. Er ist aber gleichzeitig da¬ 
ran interessiert, andere Vorstellungen 
zu verstehen. Dabei wird einerseits ge¬ 


zeigt, wie wenig der Alltagsverstand 
zum Begreifen der Lebensrealität von 
Menschen reicht, die von der angebli¬ 
chen Norm ab weichen. In „Schluss mit 
Lustig“ und „Sind Sie sicher?“ werden 
gleichzeitig „neue“ Wertevorstellungen 
hinterfragt und mit den „alten“ Werten 
abgeglichen. Dabei kommt Schotty ganz 
gut weg, auch wenn ihm am Ende Zwei¬ 
fel bleiben, ob er festangestellt bis an 
sein Lebensende Tatorte reinigen will. 

Friedhelm Vermeulen 

Der Tatortreiniger 
Drehbücher: Mizzi Meyer 
Regie: Arne Feldhusen 

Die nächsten Sendetermine: 

Do,12.1.20:15-20:45 Uhr,ARDOne„Sind 
Sie sicher?“ 

Do, 12.1., 20:45-21.15 Uhr, ARD One „Öz- 
gür“ 

Do, 19.1., 20:15-20:45 Uhr, ARD One 
„Schluss mit Lustig“ 

Do., 19.1., 20:45-21.15 Uhr, ARD One 
„Pfirsichmelba“ 


Die Rechten verdanken ihren gegen¬ 
wärtigen Erfolg nicht zuletzt einer 
effizienten Nutzung der Potenziale 
von Pop-Subkultur und sozialen Me¬ 
dien. M&R zeigt, dass ihre Ästhetik 
nicht mehr von Springerstiefeln und 
dumpfem Nazi-Punk getragen ist. 
Die Neue Rechte, wie die „identitäre“ 
Jugendbewegung, und Alt-Right (seit 
dem Sieg von Donald Trump bei den 
US-Präsidentschaftswahlen feiert sie 
regelrechte Triumpfe, vor allem in der 
englischsprachigen westlichen Welt) 
kommen im „coolen“ Hipster-Outfit, 
Vintage oder edlen Nostalgie Look 
daher und marschieren im Rhythmus 
von Neofolk oder professionell abge¬ 
mischten Rap-Beats. Sie managen ih¬ 
ren Ideologie-Transfer via Vlog und 
nach dem Vorbild des überaus popu¬ 
lären Vice-Magazins, das das neolibe¬ 
rale Ego streichelt. Aber nicht allein 
aus der Subkultur werden die rech¬ 
ten Töne lauter: Immer mehr Main- 
stream-Popmusiker können der zar¬ 
ten Versuchung nicht widerstehen, 


sich als Troubadoure der Rotstift- 
und Kriegspolitik der Regierenden 
anzudienen - der „bürgerlichen Mit¬ 
te“, die den neuen Rechtstendenzen 
nicht nur die wichtigsten Impulse 
geliefert hat, sondern längst Teil des 
Problems ist. 

Weitere Themen im Heft: 

★ Erdogan schlägt um sich. Repressi¬ 
on gegen kritische Kulturschaffende in 
der Türkei 

★ Der Musiker Daniel Viglietti und der 
Schauspieler Rolf Becker begegneten 
sich erstmals vor 40 Jahren während 
der Militärdiktatur in Uruguay - eine 
Rückschau für die Gegenwart 

★ Native-American-Kultur des Wider¬ 
stands gegen die Dakota Access Pipe¬ 
line 

★ „Zeckenrap“ & Co - linke Subkultur 
als Anleitung zum Konformismus 

★ Ranting Poetry. Interview mit dem 
britischen Dichter Tim Wells 

★ Merzbow, Youssou N’Dour, Wenzel, 
Beth Hart, Blackfield, Dropkick Mur¬ 
phys 



Der Schauspieler Bjarne Mädel kümmert sich als „Tatortreiniger“ um den letzten Dreck. 


Anzeige 
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Mit Plänen und unter Planen 

Eine Reise in das revolutionäre Kuba am Tag i nach Fidel 



E nde 2016 ist Kuba in einem beson¬ 
deren, aber nicht im Ausnahmezu¬ 
stand. Einen Tag vor der Ankunft 
in Havanna war die neuntägige Staats¬ 
trauer nach dem Tod von Fidel Castro 
zu Ende gegangen. Viele Menschen 
sind traurig, aber es scheint dennoch 
niemanden zu geben, der sich um die 
Zukunft Sorgen macht. 

Warum auch? Die Revolution hatte 
zu jedem Zeitpunkt für einen Verlust 
des „Comandante en Jefe“ gut vorge¬ 
sorgt. Zum anderen ist der Übergang 
von Fidel zum Bruder Raul inzwischen 
gut zehn Jahre alt, und alles nahm sei¬ 
nen Gang ohne dass es zu gesellschaft¬ 
lichen Verwerfungen gekommen wäre. 
Staatspräsident Raul Castro wird 2018 
verfassungsgemäß sein Amt abgeben, 
und irgendwann wird er dann auch den 
Vorsitz der Kommunistischen Partei in 
andere Hände legen. Im Idealfall kann 
er danach noch über viele Jahre bera¬ 
tend zur Seite stehen, wie es auch Fi¬ 
del tat. 

★ 

„Ich bin Revolutionär dank Fidel. Ich 
werde auch als Revolutionär sterben“, 
sagt Jose Ramön Balaguer, bis zum 6. 
Parteitag Mitglied des Politbüros der 
PCC. Heute leitet der Mitkämpfer der 
Revolution die internationalen Be¬ 
ziehungen beim Zentralkomitee der 
Partei. Man merkt ihm die Belastung 
der vergangenen Tage kaum an, als er 
Dutzende Parteidelegationen aus aller 
Welt empfangen hatte, die zu den Trau¬ 
erfeierlichkeiten für Fidel nach Havan¬ 
na gekommen waren. „Fidel war sicher, 
dass wir weitermachen werden und 
auch dass Kuba diese Auseinander¬ 
setzung letzten Endes gewinnen wird“. 
Deutlich aber spürt man bei ihm die 
Trauer, wenn er über den Comandan¬ 
te spricht. 

Ein mehr als zweistündiges Ge¬ 
spräch mit Genossen Balaguer ist eine 
Fehrstunde in Sachen materialistischer 
Wirtschaftskritik. Der Grad an Über¬ 
einstimmung zwischen beiden Seiten 
ist hoch - ob es um die internationalen 
Finanzkrisen, den Keynesianimus, den 
Neoliberalismus mit der mit ihm ein¬ 
ziehenden Kapitalkonzentration, die 
Standortflucht der Großindustrie oder 
Donald Trumps Ideen zur Wiederan- 
siedlung von heimischen Arbeitsplät¬ 
zen als Versuch „Amerika wieder groß“ 
zu machen, geht. 

Die USA wollen die Integration 
Fateinamerikas zerstören, aber nor¬ 
male Beziehungen zur Großmacht 
sind schon wegen Guantänamo nicht 
möglich: „Es gibt weltweit 700 aus¬ 
ländische Militärbasen, aber Guan¬ 
tänamo ist die einzige, die gegen den 
Willen des Fandes, in der sie errich¬ 
tet wurde, gehalten wird.“ Aber den 
USA werden keine Zugeständnisse 
gemacht. Jose Ramön Balaguer: „Die 
Stärke der Prinzipien ist die Garantie 
für unser Überleben!“ 

Die Europäische Union bezeichnet 
Genosse Balaguer, der auch mehrere 
Jahre Gesundheitsminister war, als eine 
„Diktatur des Euro“. Wenn Defizitgren¬ 
zen nicht überschritten werden dürfen 
und die Troika die Budgets bestimmt, 
wenn Schulen und Krankenhäuser 
privatisiert werden und die Auslands¬ 
schulden als Druckmittel zum großen 
Geschäft werden, indem sie auf das 
Mehrfache des Bruttoinlandsprodukts 
wachsen und zudem gleichzeitig die 
NATO-Staaten innerhalb der EU auf¬ 
rüsten müssen, „dann handelt es sich 
um eine Diktatur!“ 

★ 

Der 7. Parteitag im April 2016 hatte 
Diskussionsvorlagen verabschiedet; bis 
September debattierten die Menschen, 
und nun ist alles in der Analysephase. 
Das Zentralkomitee der Partei, zuvor¬ 
derst die Abteilung Wirtschaft beim 
ZK, wird Hunderttausende von Mei¬ 
nungen aus dem Volk in Zusammen¬ 
arbeit mit dem „Zentrum für Sozialpo¬ 
litische Studien und Meinung“ bis April 


zusammenführen, und dann gehen die 
Beratungen in der Nationalversamm¬ 
lung der Volksmacht weiter, wo die 
Abgeordneten alles in Gesetzesform 
gießen werden. Darauf weist in einem 
weiteren Arbeitsgespräch Ricardo Ra- 
mos von eben jener Wirtschaftsabtei¬ 
lung der PCC hin und betont, dass diese 
nicht mit dem Wirtschaftsministerium 
zu verwechseln ist - ein Hinweis auf die 
Trennung von administrativen und po¬ 
litischen Einheiten, die der 6. Parteitag 
beschlossen hatte. 

Damals hatte es im Unterschied 


zu 2016 die Diskussionen im Volk be¬ 
reits vorab gegeben; sie mündeten in 
die 313 Feitlinien, mit denen seitdem 
gearbeitet wird. Gab es in jener Phase 
Meinungsunterschiede zwischen Volk 
und Vorlage der Partei? Genosse Ra- 
mos benennt die Fibreta, die stark sub¬ 
ventionierte Febensmittelkarte, auf die 
alle Kubanerinnen und Kubaner An¬ 
recht haben. Mehrheitlich war man ge¬ 
gen deren schnelle Abschaffung. In der 
Folge wurde eine Sondierung gemacht, 
ob und inwieweit Haushalte sich mit ih¬ 
ren Einkünften auf privaten Märkten 
selbst versorgen könnten. Im Ergebnis 
wird die Fibreta zwar irgendwann der 
Vergangenheit angehören, aber für die 
zwei Millionen Bedürftigen (1,5 Milli¬ 
onen im Rentenalter, eine halbe Milli¬ 
on Jüngere mit geringen Einkommen) 
können dann umso mehr Sozialleistun- 
gen erbracht werden, weil an Nichtbe¬ 
dürftige keine Subventionen mehr ge¬ 
geben werden müssen. 

Zweimal jährlich wurden die da¬ 
maligen Feitlinien im Plenum des 
Zentralkomitees überprüft, und dabei 
aus 130 angenommenen Vorlagen 344 
neue Normen erarbeitet und gleichzei¬ 
tig 684 Normen abgeschafft. Vier neue 
Gesetze (Arbeitsrecht, Auslandsinves¬ 
titionen, Steuerrecht, Seerecht) ent¬ 
standen. „Gleichzeitig mit Neuem zu 
experimentieren und die gemachte Po¬ 
litik einer Revision zu unterziehen, ist 
ein dialektischer Prozess“, sagt Ricar¬ 
do Ramos. „Es kann sein, dass die Po¬ 
litik richtig ist, die Normen angepasst 
und gut sind, aber die Kontrolle nicht 
hinreichend“, verdeutlicht der Genosse, 
was in Bewegung geraten kann, wenn 
man an einer Stellschraube dreht. „Je¬ 
des Risiko ist wegen der US-Politik für 
Kuba ein doppeltes Risiko!“ 

★ 

Kuba hat die Schulden mit dem „Club 
von Paris“ geregelt, womit die ehema¬ 
ligen Gläubiger zu potenziellen Kre¬ 
ditgebern werden. Die ausländischen 
Direktinvestitionen in der Sonderwirt¬ 
schaftszone Mariel sowie für die er¬ 
neuerbaren Energien sind jedoch noch 
deutlich hinter den Notwendigkeiten 
zurück. Die Vorlagen des 7. Parteitags, 
auch jene zu einem Entwicklungsplan 
bis 2030 und die Konzeption eines ku¬ 
banischen Sozialismus, haben zu einer 
Diskussion vor allem über das Eigen¬ 


tum geführt. 82 Prozent des Landes ge¬ 
hört dem Staat, aber er bearbeitet nur 
29 Prozent davon selbst. Kooperativen, 
die es seit einigen Jahren nicht mehr 
nur in der Landwirtschaft gibt, werden 
wegen der Verdienstmöglichkeiten 
gern gesehen. Der Privatsektor bleibt 
hingegen klein: nur 526 000 Menschen 
arbeiten auf eigene Rechnung, weniger 
als die Hälfte derer, die sich dafür ur¬ 
sprünglich beworben hatten. Mehrheit¬ 
lich sind die Kubaner/innen demnach 
zwar für die Möglichkeit der Selbst¬ 
ständigkeit, aber nur komplementär 



Der beste Tabak der Provinz wächst 
unter Kunststoffplanen 


zur strategischen Achse der staatlichen 
Unternehmertätigkeit. 

So oder so: Arbeitskräfte werden 
auf Kuba tendenziell gesucht. Ab 2026 
werden mehr Menschen sterben als ge¬ 
boren, und es werden gleichzeitig mehr 
aus dem Arbeitsprozess ausscheiden 
als in ihn eintreten. 

Deshalb wird das Renteneinstiegs¬ 
alter mangels Alternativen für die Fi¬ 
nanzierung des Rentensystems pro¬ 
gressiv steigen müssen; man wird aber 
nach 45 Jahren Berufstätigkeit mit 90 
Prozent der letzten Einkünfte rechnen 
können. In Deutschland redet man üb¬ 
rigens von der Hälfte, trotz anderer 
Möglichkeiten. 

★ 

Antonio Garcia ist der Direktor von 
„DUJO“, einem Staatsbetrieb, der 
zur kubanischen Möbelindustrie ge¬ 
hört und viel für den Tourismusbe¬ 
reich arbeitet. Die vom 6. Parteitag 
angestrebte Importsubstitutionspoli¬ 
tik trägt Früchte, denn bis vor einigen 
Jahren wurde das Gros der Hotelmö¬ 
bel importiert. 2 100 Menschen sind 
in den neun Zweigstellen beschäftigt, 
die über das Land verteilt sind; 92 da¬ 
von arbeiten in dem Betriebsteil in 
Havanna. Der Verdienst ist für einen 
kubanischen Staatsbetrieb vergleichs¬ 


schwieriger Weg 


weise gut - einige Arbeiter verdienen 
in manchen Monaten bis zu 2 000 Ku¬ 
banische Pesos, wenn man die Stimu¬ 
lanzen einrechnet, die von Effektivi¬ 
tät und Produktionszahlen abhängen 
und in CUC, also konvertiblen Pesos, 
ausgezahlt werden. Daher kehren in¬ 
zwischen viele der Schreiner, die in 
die Selbstständigkeit gegangen waren, 
wieder zurück. Die Umstellung auf ein 
Zwei-Schicht-System macht Arbeits¬ 
kräfte in der Tat auch nötiger denn je. 

Der betriebliche Mindestlohn stieg 
von 600 auf 950 Pesos, im Vergleich 
zum kubanischen Durchschnitt von 
mittlerweile 750 Pesos. Hier greifen 
die Maßnahmen zur unabdingbaren 
Stärkung der Staatsbetriebe, die heute 
dieselben Bedingungen vorfinden wie 
die Kooperativen; zum Beispiel kön¬ 
nen sie die Löhne selbst festsetzen, 
Märkte bestimmen und über zu täti¬ 
gende Investitionen selbst entscheiden. 
Der Staat behält aber die Hoheit über 
die Einkäufe, die im Fall von DUJO zu 
90 Prozent aus dem Ausland kommen. 
„Allein aus China kamen dieses Jahr 
achthundert Container, die jeweils 3 
000 US-Dollar kosten. Ohne Blockade 
könnten wir Holz aus den nahen USA 
bekommen.“ 

★ 

Am Tag des Besuchs im Außenminis¬ 
terium schaffte die Europäische Union 
den Gemeinsamen Standpunkt gegen 
Kuba offiziell ab, und es fehlten nur we¬ 
nige Tage bis zum Abschluss der Ver¬ 
einbarung über Dialog und Zusam¬ 
menarbeit am 12. Dezember. Alejandro 
Simancas, stellvertretender Leiter der 
Europa- und Kanadaabteilung, und de¬ 
ren Deutschlandexperte Gustavo Tristä 
del Todo stellen die gute Beziehung zu 
Frankreich unter Präsident Hoflande 
heraus, aber auch die Kooperation mit 
Portugal, wo seit fünf Jahren etwa vier¬ 
zig kubanische Ärztinnen und Ärzte in 
armen Kommunen eines EU-Mitglied- 
staates aushelfen. Die Beziehungen zu 
Deutschland - das kein Kondolenz¬ 
schreiben zu Fidels Tod, aber Ex-Kanz- 
ler Schröder schickte, der sich „respekt¬ 
voll“ verhielt - sind leicht verbessert, 
und es gibt wirtschaftlichen, kulturellen 
und akademischen Austausch. Wichtig 
waren der kubanischen Regierung die 
Besuche von Frank-Walter Steinmeier 
und Sigmar Gabriel, der sich im Januar 


auch mit Raul Castro traf, was im Mai 
den Gegenbesuch von Außenminister 
Bruno Rodriguez in Berlin nach sich 
zog. Deutschland ist nach Spanien der 
zweitwichtigste Handelspartner in der 
EU; insbesondere erwartet man Zu¬ 
wachs bei alternativen Energien, die 
von jetzt 5 auf anteilig 20 bis 25 Prozent 
im Jahr 2030 wachsen sollen. „Aber das 
deutsche Kapital ist ängstlich, was Blo¬ 
ckadekonsequenzen angeht“, sagt Ale¬ 
jandro Simancas. 

„Und es verlangt Vertragsfreiheit“, 
ergänzt Gilda Chacön bei einem Emp¬ 
fang in der internationalen Abteilung 
des Dachverbands der Arbeiter Ku¬ 
bas (CTC) zum Thema ausländischer 
Betriebsanteile. Sie verweist auf die 
Wichtigkeit gewerkschaftlicher Ver¬ 
tretung und darauf, dass in allen Zo¬ 
nen des Landes gleiches gewerkschaft¬ 
liches Recht gilt. Mit der kürzlich 
erfolgten Zusammenlegung der Forst- 
mit der Tabakarbeitergewerkschaft 
sind im CTC nun sechzehn Einzelge¬ 
werkschaften organisiert und vertre¬ 
ten 97 Prozent der Arbeiterschaft des 
Landes. 

★ 

Der beste Tabak Kubas, nach wie vor 
ein Exportschlager ersten Ranges, 
kommt aus der Provinz Pinar del Rio, 
westlich von Havanna. Dort gibt es al¬ 
lein in der gleichnamigen Hauptstadt 
41 landwirtschaftliche Genossenschaf¬ 
ten; deren erfolgreichste Pflanzer kön¬ 
nen mit der Qualität ihrer Exportwa¬ 
re bis zu 10 000 Pesos monatlich ver¬ 
dienen. Auf 2 600 Hektar wird Tabak 
angebaut, von dem vier Prozent in den 
Export gehen - womit siebzig Prozent 
des Zigarrenexports aus Pinar del Rio 
kommt. 

Die Herstellung einer Zigarre ist 
vor allem hinsichtlich der Tabakauf¬ 
zucht eine Wissenschaft. Die wertvolls¬ 
ten Blätter - jene, die als Deckblätter 
für die Zigarren dienen - stammen von 
hier und die Pflanzen werden vor allem 
wegen der Schädlinge unter Kunststoff¬ 
planen gezogen. Nichts kann also dem 
Zufall überlassen bleiben - und erin¬ 
nert damit an den Aufbau des Sozia¬ 
lismus. Der allerdings ohne schützende 
Planen auszukommen hat, weil er sich 
dem internationalen Austausch stellen 
muss. Kuba nimmt auch diese Heraus¬ 
forderung an. Günter Pohl 



Inzwischen gibt es 3,5 Millionen Smartphones auf Kuba - mit den entsprechen¬ 
den Folgen für die Kommunikation 
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Vor Änderung der imperialen Spielregeln 

Die Regierung Trump dürfte versuchen, die USA mit Protektionismus stark zu machen • Von Klaus Wagener 



US-Präsident Barack Obama trifft seinen Nachfolger Donald Trump im Weißen Haus, 10. November 2016. 


H ier soll nicht der Versuch ge¬ 
macht werden, Politik zu perso¬ 
nalisieren. Der Wechsel im Wei¬ 
ßen Haus markiert aber häufig auch 
eine Veränderung der politökonomi- 
schen Strategie und der Außenpolitik 
der USA. Meist sind diese Modifikatio¬ 
nen von diversen strategischen Zirkeln 
längst vorgedacht worden, konnten 
aber von der verschlissenen, amtieren¬ 
den Regierung nicht mehr kommuni¬ 
ziert, geschweige denn umgesetzt wer¬ 
den. Der Wechsel von George W. Bush 
zu Barack Obama, von progressiven 
„Yes-We-Can“-Hoffnungen begleitet, 
brachte in weiten Bereichen eher eine 
Verschlechterung des ohnehin Misera¬ 
blen. Die tiefe Desillusionierung, die 
Selbstdemaskierung der beiden Sys¬ 
temparteien als skrupellose Agenten 
der 0,1 Prozent verhalf sogar einem 
Donald Trump zu Popularität und einer 
Amtszeit im Weißen Haus. Mit Trump 
nun könnte es allerdings zu einer polit- 
ökonomischen Neujustierung kommen. 
Ob in dem Sinne, wie ihn sich seine 
Wähler erhoffen, ist eine andere Frage. 

Die als „Globalisierung“ beschrie¬ 
bene imperiale Durchdringung des ge¬ 
samten Globus hatte dem Finanzka¬ 
pital, speziell der Wall Street und der 
Londoner City, ungeheure Profite ge¬ 
bracht. Für das international agieren¬ 
de Finanzkapital erzeugte der Globa¬ 
lisierungsprozess, die Verlagerung der 
Produktion und damit des Kapitals zu 
den jeweils profitträchtigsten Hunger¬ 
lohngebieten eine wahre Goldgräber¬ 
stimmung. Die Verlierer dieser neoli¬ 
beralen Unterwerfung des Globus, die 
Main Street, das produzierende Ge¬ 
werbe im weitesten Sinne, in den USA 
Main Street oder Hauptstraße genannt, 
konnte im Rennen um die niedrigsten 
Standards und Produktionskosten mit 
den Hungerlohnfabriken Asiens nicht 
mithalten. Das Ergebnis: Die verrotten¬ 
den Industrieregionen nehmen gesell¬ 
schaftlich prägende Dimensionen an. 
Der US-amerikanische Mittelstand 
erlebt seine tiefste Krise seit der Gro¬ 
ßen Depression. Wo bislang ein Ein¬ 
kommen die Lebenshaltung der gan¬ 
zen Familie sicherte, braucht es heute 
mindestens zwei, häufig noch weitere. 
Millionen Menschen haben in der Kri¬ 
se ihre Jobs, ihre Häuser, ihre Zukunft 
verloren. 44 Millionen US-Bürger le¬ 
ben von staatlichen Lebensmittelmar¬ 
ken. Während die Milliardäre nicht 
wissen, wohin mit der Kohle, löst sich 
für Millionen ihr „American Dream“ 
buchstäblich in Luft auf. 

Vom Gläubiger zum 
größten Schuldner 

Dieser soziale Trennungsprozess ging 
einher mit einer zunehmenden Ver¬ 
abschiedung der reichen Oberschicht 
aus der Staatsfinanzierung. Hatte die 
US-Bourgeoisie im Kalten Krieg noch 
Steuersätze von über 90 Prozent ak¬ 
zeptiert, begann unter Ronald Rea¬ 
gan (1981 - 1989) die Vorherrschaft 
der neoliberalen Steuersenker vom 
Schlage eines Arthur B. Laffer - und 
damit der Weg in die Staatsverschul¬ 
dung. Die öffentliche Verschuldung 
verdoppelte sich unter Barack Obama 
von rund 10 auf nun etwa 20 Billionen 
(20000 000 000 000) US-Dollar. Kein 
US-Präsident vor ihm hat auch nur an¬ 
nähernd so viele Schulden gemacht. 

Die gegenwärtige, hier natürlich 
nur angerissene, globale ökonomische 
Basisstruktur, in der die USA als Ver¬ 
braucher der letzten Instanz mit Hilfe 
der US-Notenpresse die Produktions¬ 
überschüsse der ganzen Welt aufkaufen, 
funktioniert nicht auf Dauer. Die USA 
verbuchten 2015 Handelsbilanzdefizite 
zu insgesamt 101 Staaten. Und zwar in 
Höhe von insgesamt 740 Mrd. Dollar. 
In den letzten 30 Jahren akkumulierte 
der Hegemon ein Defizit von mehr als 
13 Billionen Dollar. Allein der Handel 
mit China sorgte 2015 mit einem Minus 
von rund 365 Mrd. Dollar für etwa die 
Hälfte des Gesamtdefizits. Akkumuliert 
in den letzten 30 Jahren belief sich das 
Minus auf deutlich mehr als 4 Billio¬ 
nen Dollar. Die Werte für den Waren¬ 


austausch mit Deutschland sind zwar 
deutlich bescheidener. 2015 lag das 
Defizit bei 75 Mrd. Dollar. Akkumu¬ 
liert über die letzten 30 Jahre erreich¬ 
te es aber auch knapp 1 Billion Dollar. 
Nicht nur die chinesische Zentralbank, 
sondern die Kapitalsammelstellen auf 
der ganzen Welt bekamen für die rea¬ 
len Produkte ihrer Industrie schön be¬ 
drucktes Papier aus der Federal-Reser- 
ve-Produktion. Die USA wandelten 
sich vom weltgrößten Gläubiger nach 
1945 zum globalen Schuldenbaron. Die 
Begeisterung über die Flutung der glo¬ 
balen Währungsmärkte mit auf Dol¬ 
lar lautenden Wertpapieren hält sich 
in aller Welt schon seit der seinerzeit 
ebenso strukturierten Finanzierung des 
Vietnamkriegs in engen Grenzen. Die 
exponentielle Dollarvermehrung im 
Verlaufe der Großen Krise hat das nicht 
attraktiver gemacht. Mit dem Aufstieg 
der Volksrepublik zur ökonomischen 
Großmacht und dem Entstehen US- 
unabhängiger Bündnisse entsteht aber 
nun das Potential, um die Vormacht des 
Dollars und damit den nicht zuletzt auf 
dieser Vormachtstellung gründenden 
US-Imperialismus an einer entschei¬ 
denden Stelle anzugreifen. 

Klar ist, dass ein „Weiter so!“ in 
der bisherigen US-Kriegspolitik und 
in der kurzsichtigen Unterwerfung un¬ 
ter das Profitinteresse des Finanzsek¬ 
tors das angestrebte nächste „ameri¬ 
kanische Jahrhundert“ zu einer frag¬ 
würdigen Veranstaltung werden lässt. 
Die von den strategischen Vordenkern 
wie Zbigniew Brzezinski entworfenen 
US-dominierten Bündnissysteme zur 
Absicherung des Hegemoniestatus 
und Kontrolle eines möglichen eurasi- 
schen Herausforderers haben nur sehr 
begrenzt der imperialistischen Wirk¬ 
lichkeit standgehalten. Donald Trump 
weist zu Recht auf den Umstand hin, 
dass 6 Billionen US-Dollar in sinnlose, 
ja kontraproduktive Kriege im Nahen 
und Mittleren Osten versenkt wurden. 
Eine Sicherung der globalen Hege¬ 
monieposition bedürfte einer Verän¬ 
derung der Spielregeln, wenn sie er¬ 
folgreich sein wollte. Die Regierung 
Obama ist an dieser Aufgabe ebenso 
gescheitert wie ihre Vorgängerinnen. 
Ja, man darf sagen, dass sie das Prob¬ 
lem nicht einmal angegangen ist. 

Das zumindest kann man Trump 
nicht vorwerfen. Inwieweit seine bisher 
erkennbaren, durchaus widersprüchli¬ 
chen Lösungsansätze, soweit sie denn 
umgesetzt werden, tatsächlich tragen, 
ist eine andere Sache. So wie es aus¬ 


sieht, möchte die neue Regierung aber 
die hohen Außenhandelsdefizite zumin¬ 
dest reduzieren und ein stärker binnen¬ 
wirtschaftlich getriebenes Modell eta¬ 
blieren. Dazu soll ein ambitioniertes 
Infrastrukturprogramm angeschoben 
werden, „Regulierungen“ und Ener¬ 
giekosten sollen fallen, aber ebenso 
soll das ohnehin extrem hohe, 622 Mrd. 
Dollar betragende Rüstungsbudget wei¬ 
ter erhöht werden. Gleichzeitig sollen 
die Einkommens- und Unternehmens¬ 
steuern drastisch gesenkt werden. Vo¬ 
lumen: 2,6 Bio. Dollar in 10 Jahren. Ein 
ähnliches Steuersenkungskonzept (mit 
Sätzen von bis unter 15 Prozent) wurde 
auch schon von der britischen Premier¬ 
ministerin Theresa May verkündet. Und 
zumindest in diesem Punkt darf man 
sich der Realisierung relativ sicher sein. 
Von einer neuen Runde im globalen 
Rennen um die niedrigsten Steuersätze 
darf also ausgegangen werden. 

Eigentlich dürfte die Laffer-These, 
nach der niedrigere Steuersätze über 
höheres Wachstum im Ergebnis zu hö¬ 
heren Steuereinnahmen führen, nach 
den Erfahrungen der Reagan-Ära auch 
empirisch als widerlegt gelten. Das hin¬ 
dert natürlich niemanden, genau das 
auch weiterhin zu behaupten. Hier hat 
der Begriff „postfaktisch“ tatsächlich 
seinen Sinn. Für die Finanzierung all 
dessen, was bislang verkündet wurde, 
steht bislang erkennbar allenfalls die 
US-Notenbank zur Verfügung. 

Es geht der neuen Regierung mit ih¬ 
ren ökonomischen Exponenten Wilbur 
Ross und Peter Navarro offenbar um 
eine Art militärisch flankiertes, fiska¬ 
lisch vorgetragenes protektionistisches 
Reindustriealisierungskonzept, „Ame¬ 
rica first“ genannt. Freihandel, der klas¬ 
sische Propagandabegriff zur kapitalisti¬ 
schen Durchdringung der jeweils ökono¬ 
misch schwächeren Staaten, steht damit 
vor einer radikalen merkantilistischen 
Neudefinition. Vor allem der China-Fal¬ 
ke Navarro, ein selbst für die Verhältnis¬ 
se des US-Ökonomiebetriebs ziemlich 
exzentrisch-protektionistischer Wirt¬ 
schaftsprofessor, der nun Trumps neu 
geschaffenem „Nationalen Handelsrat“ 
vorstehen soll, sieht, wie in seinem Buch 
„Death by China“ zu lesen ist, vor allem 
in Chinas Aufstieg die Ursache für den 
Abstieg der USA. Deshalb müsse Chi¬ 
nas Aufstieg um jeden Preis verhindert 
werden. Navarro und der künftige Wirt¬ 
schaftsminister Ross haben ihre protek¬ 
tionistischen Vorstellungen in einem 
31-seitigen „White Paper“ niedergelegt. 
Sie könnten damit, wie fachlich umstrit¬ 


ten auch immer, unmittelbar Eingang in 
die reale Regierungspolitik finden. 

Merkantilismus Deutschlands 
gemeint 

Auch die Ankündigung, sich von zwar 
US-dominierten, aber multilateralen 
Abkommen wie NAFTA, TPP und 
TTIP zu verabschieden und stattdes- 
sen bilaterale Handelsverträge abzu¬ 
schließen, deuten auf eine Wende hin. 
In bilateralen Verträgen sollte dann 
die USA-Regierung mehr Gestal- 
tungs-, besser Erpressungsspielraum 
haben und ihre Interessen, bzw. die 
der entsprechenden Kapitalfraktion 
ganz asymmetrisch stärker zur Gel¬ 
tung bringen könnten. PR-Aktionen 
wie die „Rettung“ der Arbeitsplätze 
beim US-Klimaanlagenhersteller Car¬ 
rier unterstreichen die Marschrichtung, 
in die es nun gehen könnte. Durch ent¬ 
sprechende Steuer- und Zollgestaltung, 
wie sie nun von der Trump-Mannschaft 
vorgetragen werden, könnte es für US- 
Firmen durchaus wesentlich unattrakti¬ 
ver werden, Produktion ins Ausland zu 
verlagern, und für ausländische Firmen, 
auf Produktionsstandorte in den USA 
zu verzichten. Die Trumpsche Propa¬ 
ganda richtet sich zwar besonders auf 
China und Mexiko, doch ist im Prinzip 
natürlich auch der Merkantilismus des 
Exportweltmeisters Deutschland ge¬ 
meint. Wenn Washington die globalen 
Spielregeln ändert, was angesichts des 
verbissenen Anti-Etatismus der Repu¬ 
blikaner und der Partialinteressen der 
US-Finanzbranche keineswegs ausge¬ 
macht ist, geht das am deutsch-euro¬ 
päischen Exportkonzept nicht spurlos 
vorüber. Es könnte sich am Ende die 
Frage stellen, wozu man halb Europa 
in die Verarmung getrieben hat. 

Käme es wirklich so weit, könn¬ 
ten die Wirkungen eines US-amerika¬ 
nischen Protektionismus heftig sein. 
Das träfe sowohl für die USA und die 
kapitalistischen Hauptstaaten zu, als 
auch für die auf Export angewiesenen 
Schwellenländer wie Mexiko und Bra¬ 
silien und selbstverständlich auch die 
Länder der „Dritten Welt“. Sollten die 
USA ihr Handelsbilanzdefizit mit Chi¬ 
na abbauen, hätte auch China ein Prob¬ 
lem. Die innerhalb weniger Jahrzehnte 
aufgebaute weltgrößte Exportindustrie 
hätte ihre Basis, den Konsumenten der 
letzten Instanz, verloren. Zwar hat die 
chinesische Führung - in der Erkennt¬ 
nis der Endlichkeit des gegenwärtigen 
Modells - begonnen, strategisch umzu¬ 
steuern, den eurasischen Markt zu er¬ 


schließen, in gewaltige Infrastruktur¬ 
maßnahmen wie z.B. das Projekt der 
„Neuen Seidenstraße“ zu investieren 
und den Binnenkonsum zu fördern, 
aber bislang - das zeigen die Zahlen 
sehr klar - käme ein auch nur partiel¬ 
les Wegbrechen des nicht ersetzbaren 
Großkunden USA einer ökonomischen 
und sozialen Katastrophe gleich. Die 
Auswirkungen einer solchen Katastro¬ 
phe wären selbst dann in Deutschland 
und Europa spürbar, wenn Europa di¬ 
rekt nicht von Trumps Protektionismus 
betroffen wäre. Deutschland exportiert 
Waren im Wert von über 70 Mrd. Euro 
nach China. Das meiste davon, Indus¬ 
trieausrüstung, Luxuskonsum, ist un¬ 
mittelbar durch das chinesische Wachs¬ 
tumsmodell induziert. 

Kaufkraft dürfte leiden 

Aber auch die „Repatriierung“ der 
US-Industrie würde die sozialen Prob¬ 
leme der USA nicht lösen. Die „Wohl¬ 
standsgewinne“ der Globalisierung (= 
niedrige Preise) beruhen auf der bru¬ 
talen Ausbeutung der Billiglöhner in 
der „Dritten Welt“. Eine Rückholung 
der Fertigung würde bedeuten Rück¬ 
holung der US-Kosten und -Preise bei 
weiterhin globalisierten Billig-Einkom- 
men. Das Geschäftskonzept von Walm¬ 
art, Primark und Co., der „Outletcen- 
ter der VR China“, hätte sich erledigt, 
„Buy American“ würde vielleicht Reali¬ 
tät, aber ob die dazugehörige Kaufkraft 
beim desolaten Zustand der Arbeiter¬ 
bewegung erkämpft werden kann, ist 
mehr als die Frage. 

Mit Trump als neuem US-Präsiden- 
ten deutet sich eine neue Etappe der Kri¬ 
senbewältigungsstrategie an. Nach den 
wohlfeilen Erklärungen des ersten G20- 
Gipfels 2008 in Washington, der noch an 
die Gemeinsamkeit und den Bestand 
des Handelsliberalismus appellierte, be¬ 
gann der Abwertungs-Währungskrieg 
der Zentralbanken, die Flutung der Fi¬ 
nanzinstitute und der Staatsfinanzierung, 
die gewaltige Aufblähung der Geldmen¬ 
ge durch die führenden Zentralbanken. 
Aber schon bald machte die deutsche 
Kanzlerin das eigentliche Ziel des deut¬ 
schen Imperialismus klar: „Deutschland 
wird gestärkt aus der Krise hervorge¬ 
hen.“ Natürlich zu Lasten anderer. Die 
Führung der VR China war so klug, an¬ 
ders als ihr deutscher Gegenpart, Ähn¬ 
liches nicht in die Welt hinauszuposau¬ 
nen. Aber sie hat so gehandelt. Nun geht 
diese Phase offenbar zu Ende. Es sieht 
so aus, als bereite das Imperium den Ge¬ 
genangriff vor. 
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Wir trauern um unseren Freund und Mitstreiter, Mentor und Impulsgeber, 
den leidenschaftlichen und unbequemen Journalisten und Publizisten 

Eckart Spoo 

19. Dezember 1936- 15. Dezember 2016 

Eckart Spoo erlebte als Kind Krieg und Faschismus in seiner Geburtsstadt Mönchengladbach und im Fluchtort Harz. Dies hat sein ganzes Leben geprägt, 
seine konsequent antifaschistische, antimilitaristische und friedenspolitische Haltung. Mehr als drei Jahrzehnte schrieb Eckart Spoo als Korrespondent der 
Frankfurter Rundschau Zeitungsgeschichte. Von 1970 bis 1986 war er Vorsitzender der Deutschen Joumalisten-Union (dju). Pressefreiheit, gerade die »in¬ 
nere Pressefreiheit« in den Redaktionen und die damit erforderliche Abschaffung des Tendenzparagrafen, das war die Forderung, die den Journalisten bis 
zu seinem Tode umtrieb. Spoo hielt publizistische Monopole für verfassungswidrig, setzte sich für eine vielfältige Zeitungslandschaft ein. Für die dju saß 
er im Deutschen Presserat, wo er unablässig forderte, eine Ächtung journalistischer Kriegspropaganda in den Pressekodex aufzunehmen. 1997 gründete er 
zusammen mit weiteren Publizisten eine eigene Zeitschrift: Ossietzky. Die Zweiwochenschrift für Politik, Kultur und Wirtschaft steht in der Tradition der 
Weltbühne. Spoos Anspruch als langjähriger Ossietzky-C hefredakteur: jedes Heft voller Widerspruch gegen angstmachende und verdummende Propaganda, 
gegen Sprachregelungen, gegen das Plattmachen der öffentlichen Meinung durch die Medienkonzerne, gegen das vermeintliche Recht des Stärkeren und ge¬ 
gen die Gewöhnung an den Krieg. Zu diesen Themen veröffentlichte er auch eine Vielzahl aufklärerischer Bücher. Eckart Spoo ist tot - wir verlieren unseren 
Mitstreiter für Menschenrechte und Frieden, der ein Joumalistenleben lang der Aufklärung verpflichtet war. 

Knut Albrecht • Arnold Ahrens • Dietrich Antelmann • Angela Antoni • Emst Antoni • Peter Arlt • Martin Arnold • Kersten Artus • Peter Asmussen • Edgar 
Auth • Berthold Balzer • Martin Balzer • Hartmut Bäumer • Hans Bauer • Rudolph Bauer • Johannes M. Becker • Rolf Becker • Gerd Bedszent • Herbert 
Behrens • Anke Beins • Rüdiger Beins • Esther Bejarano • Joachim Bennewitz • Christel Berger • Matthias Berger • Heidi Beutin • Wolfgang Beutin • Joachim 
Bischoff • Matthias Biskupek • Wolfgang Bittner • Heinrich Bleicher-Nagelsmann • Susanna Böhme-Kuby • Hans-Emst Böttcher • Stefan Bollinger • Heinz- 
J. Bontmp • Dieter Braeg • Eberhard Brandt • H.-D. Charly Braun • Reiner Braun • Volker Bräutigam • Raimon Brete • Barbara Bromberger • Olaf Brühl • 
Dieter Bmmm • Hannah Butenschön • Rainer Butenschön • Christoph Butterwegge • Helga Christensen • Daniela Dahn • Klaus Dammann • Hanne Daum • 
Herbert Dege • Vera Dege-Wietzer • Diether Dehrn • Frank Deppe • Richard Detje • Reiner Diederich • Ralph Dobrawa • Brigitte Domes • Hartmut Dreier • 
Hartmut Drewes • Bernd Drücke • Michael Dunst • Peter Dürrbeck • Bernd Duschner • Wolfgang Eckert • Gudmn Ehlert • Wolfgang Ehmke • Thomas Eilers 

• Ute Eilers • Ulrich Farin • Doris Fisch • Marion Fisch • Martin Forberg • Magdalena Foster von Frankenberg • Peter Franz • Bmni Freyeisen • Fritz Freyei¬ 
sen • Christine Fricke • Detlef Fricke • Georg Fülberth • Wolf Gauer • Wolfgang Gehrcke • Andreas Gehrke • Swidbert Gerken • Albrecht Girle • Rüdiger 
Göbel • Horst Gobrecht • Cornelia Goesmann • Rolf Gössner • Tilo Gräser • Else Gromball • Annette Groth • Joachim Guilliard • Rolf Günther • Angelika 
Haas • Klaus-Detlef Haas • Rainer Hachfeld • Issam Haddad • Carola Hänisch • Heiner Halberstadt • Gerhard Hallermayer • Doris Hannover • Heinrich 
Hannover • Jürgen Harrer • Eveline Hartmann • Klaus Hartmann • Ralph Hartmann • Alfred Hartung • Gunter Hartung • Mecki Hartung • Agnes Hasenjäger • 
Johann-Albrecht Haupt • Anke Hausmann • Gert Hautsch • Stephan Hebel • Marlis Helfritsch • Wolfgang Helfritsch • Barbara Heller • Lühr Henken • Renate 
Hennecke • Detlef Hensche • Hansgeorg Hermann • Volker Hermsdorf • Katrin Herrmann • Almut Hielscher • Rolf-Henning Hintze • Jürgen Hinzer • Therese 
Hömigk • Gerhard Hoffma nn • Willi Hoffmeister • Hartwig Hohnsbein • Helga Hohnsbein • Thea Holleck • Gerd Hommel • Stefan Huth • Dorothea Ihme • 
Horst Ihssen • Daniela Jakob • Heide Janicki • Ulla Jelpke • Anne Jenter • Ute Friederike Jürß • Gert Julius • Erika Kaiser-Veith • Viktor Kalla • Karl-Heinz 
Kaschel-Arnold • Sima Kassaie • Jutta Kausch-Henken • Sabine Kebir • Joachim Kehrt-Zelter • Jürgen Kelle • Franz Kersjes • Toni Kilger • Patrik Köbele • 
Monika Köhler • Otto Köhler • Johann-Günther König • Uwe Koopmann • Hermann Kopp • Ingrid Koschmieder • Erika Kosse • Dieter Kraft • Helmut Kramer 

• Jürgen Krause • Jutta Krellmann • Uta Kretzler • Günter Krone • Stephan Krull • Elfriede Krutsch • Werner Kubitza • Thomas Kuczynski • Katrin Kusche 

• Gudrun Lang • Rudi Lang • Katrin Lange • Manfred Laube • Dagmar Lembeck • Ekkehard Lentz • Klaus Lörcher • Jürgen Lohmüller • Friedrich Lüeße 

• Kamil Majchrzak • Ahmad Majd Amin • Barbara Majd Amin • Mechthild Massarrat • Mohssen Massarrat • Hans Mausbach • Siegfried Mechler • Ursula 
Mende • Wolfgang Metzger • Horst Meyer • Jutta Meyer-Siebert • Jürgen Michallek • Maria Michel • Peter Michel • Hans Modrow • Andreas Möser • Amir 
Mortasawi • Bernhard Müller • Henrik Müller • Jürgen Müller • Till Müller-Heidelberg • Harald Munding • Kurt Nelhiebel • Klaus Nilius • Volker Nimrich • 
Andreas Nolte • Gisela Notz • Hermann Oberhofer • Willi van Ooyen • Isa Paape • Norman Paech • Peggy Parnass • Nasrin Parsa • Karl-Heinz Peil • Joachim 
Pereis • Johannes Petrich • Burkhard Pflug • Karin Pflug • Klaus Pickshaus • Klaus Pöhlmann • Helmut Pollähne • Lothar Pollähne • Doris Pumphrey • George 
Pumphrey • Bodo Ramelow • Georg Rammer • Ingeborg Rapoport • Klaus von Raussendorff • Andrej Reder • Fanny-Michaela Reisin • Sylvia Reme • Jürgen 
Reuter • Karin Richter • Wera Richter • Wolfgang Richter • Anne Rieger • Anja Röhl • Reinhard Röhring • Manfred Rößmann • Roland Roth • Werner Rügemer 

• Werner Ruf • Ulrich Sander • Günter Sanne • Horst Schäfer • Ilse Schäfer • Angelika Scheer • Uwe Scheer • Sabine Schiffer • Caspar Schirmeister • Gregor 
Schirmer • Holger Schmale • Martin Schmidt • Thomas Schmidt • Horst Schmitthenner • Ulrike Schmitz • Heide Schneider-Sonnemann • Arnold Schölzel • 
Jochen Scholz • Renate Schoof • Conrad Schuhler • Eberhard Schultz • Katharina Schulze • Sigurd Schulze • Willi Schulze-Barantin • Jan Schulze-Husmann 

• Norbert Schuster • Joachim Schwammbom • Helga Schwitzer • Reinhard Schwitzer • Hans See • Heinz-Peter Seidel • Rachel Seifert • Gabriele Senft • Gerd 
Siebecke • Ekkehard Sieker • Friedrich Siekmeier • Annegret Sloot • Manfred Sohn • Urte Sperling • Hans-Dietrich Springhorn • Herbert Steffes • Klaus 
Stein • Elke Steven • Gerhard Stuby • Azize Tank • Barbara Thalheim • Horst Trapp • Axel Troost • Manfred Uesseler • Kurt Veith • Ljiljana Vemer • Annette 
Vogt • Dorothea Vogt • Gisela Vormann • Karl-H. Walloch • Günter Wallraff • Hildegard Waltemate • Peter Christian Walther • Rudolf Walther • Ellen Weber 

• Ingeborg Weber • Helmut Weidemann • Hanne Weidler • Hartmut Weidler • Manfred Weisbecker • Sylvia Wempner • Wolfgang Wender • Jens Wernicke 

• Ingeborg Wiek • Matthias Wietzer • Christa Willich-Klein • Laura von Wimmersperg • Waltraud Winkler-Seidel • Heinz-Hermann Witte • Uwe Woetzel • 
Friedrich Wolff • Iris Wolff • Mag Wompel • Christophe Zerpka • Bodo Zeuner • Wolf Zimmermann • Günter Zint • Hermann Zoller • Ingrid Zwerenz • Elke 
Zwinge-Makamizile • Berliner Landesverband der Freidenker • BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e. V. • Bündnis gegen Rechts Heidekreis • Das An¬ 
tieiszeitkomitee • DKP Hannover • DKP-Parteivorstand • Forum Justizgeschichte • Gesellschaft für Bürgerrecht und Menschenwürde • Humanistische Union • 
Internationale Liga für Menschenrechte • ISOR Sozialverein e. V. • junge Welt - Redaktion, Verlag und Genossenschaft • Komitee für Grundrechte und Demo¬ 
kratie • Landesverband Bayern der VVN-BdA • Linkes Forum Paderborn • Niedersächsische Initiative gegen Berufsverbote • PapyRossa Verlag • radio flora • 
Redaktion Grundrechte-Report • Redaktion verdikt • Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein • SiDat! - Simon Dach Theater Wittig & Steinhäuser 

• Stiftung Haus der Demokratie und Menschenrechte • Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen • Verlag und Redaktion Ossietzky • weltnetz.tv 

Die Bestattung findet im engen Familienkreis statt. Familie, Verlag und Redaktion Ossietzky planen für den 13. Januar 2017 eine Gedenkfeier (15 Uhr, 

Münzenbergsaal, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin). 


Unser Freund und Genosse 

Hermann Janssen 

lebt nicht mehr. Einst Betriebsrat bei Thyssen-Krupp in 
Krefeld und seit 1972 Genosse der DKP, zog es ihn 1989 in 
seine zweite Heimat Portugal, das er nach der Aprilrevolu¬ 
tion lieben lernte. Hermann war bekannt für seine hohen 
Ansprüche an sich selbst, seinen Fleiß und seine Integrität; 
er genoss ein hohes Ansehen bei den Menschen seiner 
Wahlheimat, die ihn 2013 - er war bereits 23 Jahre Mitglied 
der PCP und Kandidat des Linksbündnisses CDU bei den 
Kommunalwahlen - zum Abgeordneten der Munizipalkam¬ 
mer wählten. Damals schrieb er dem „Rotfuchs": „Ich will 
einfach in Erfahrung bringen, ob man dieser kapitalistischen 
Barbarei nicht auch im Kleinen entgegenwirken kann. Es 
darf doch nicht sein, daß wir unser ganzes Leben - hier 
wie dort - vergeblich gekämpft haben. Die Hymne der por¬ 
tugiesischen Kommunisten beginnt mit den ermutigenden 
Worten: Avante camarada - Vorwärts Genosse! Sie spornt 
auch mich an." 

Hermann war in seiner Bescheidenheit eine beeindrucken¬ 
de Persönlichkeit. Wir sind dankbar, dass wir ihn in Portugal 
als verlässlichen Freund lieb gewinnen durften und werden 
ihn sehr vermissen. 

Unser Mitgefühl gehört seiner Frau Ana und allen seinen 
Freunden und Genossen in Aljezur / Algarve. 

Seine Genossinnen und Genossen sowie Freunde 
Ruth und Anja Mletschkowsky (HH und Düsseldorf) 
Beate und Peter Jennert (Hamburg) 

Martin und Renate Leo (Hamburg) 

Ingrid und Arno von Appen (Buchholz) 

Emma und Jürgen Lentz (Hamburg) 

Die Urnenbeisetzung findet in Aljezur statt. 



ilareich steuern 


Unternehmen 


BST 


ms 


FACHBERATER 

für Unternehmensnachfolge 
(DStV e.V.) 


www.stb-mannherz.de 


ln stiller Trauer nehmen wir Abschied von meiner lieben 
Frau, unserer Mutter, Schwiegermutter, Oma und unserer 
langjährigen Genossin 

Anneliese Nobst 

19 . 10 . 1928 - 16 . 12.2016 

Wir verneigen uns vor unserer Genossin und Weggefährtin, 
die sich von Beginn an aktiv am Aufbau der Landesorganisa¬ 
tion der DKP beteiligt hat. Wir werden ihr Andenken in Ehren 
halten und in ihrem Sinne weiterkämpfen für eine bessere 
Welt, für Frieden und Sozialismus. Anneliese wird weiter in 
unseren Erinnerungen und unseren Herzen leben, sie ist Teil 
unserer kommunistischen Identität und unserer kommunis¬ 
tischen Geschichte. 


Kurt Nobst 

im Namen 
aller Angehörigen 


Die Genossen 

der Landesorganisation 
Brandenburg der DKP 


Die Trauerfeier mit anschließender Beisetzung findet am 
Samstag, dem 14. Januar 2017, 

um 10.00 Uhr auf dem Friedhof der Gemeinde Blumberg, 
Chausseedreieck 15 statt. 
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Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 

Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 
gesucht. jk 


s \ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 

^ - j 




Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 



Für ein 

kämpf 

är=ss^ 


und gute Ideen 








Ruhr-Westfalen 


Die dkp 

Rheinland-Westfalen 

wünscht allen Genossinnen und Genossen, allen 
Freundinnen und Freunden der DKP viel Kraft, 
Gesundheit, gute Ideen und vor allem erfolg¬ 
reiche Arbeit 2017. 

Wir brauchen eine starkejfD)<P für den Kampf 
für Frieden und Abrüstung, für mehr soziale Ge¬ 
rechtigkeit, gegen Rassismus und den wachsen¬ 
den Nationalismus. Dazu nutzen wir die Kampag¬ 
nen zur Landtagswahl und zur Bundestagswahl, 
um mit den Menschen ins Gespräch zu kommen 
und unsere Forderungsprogramme zu verbreiten. 


„ich denke nicht, dass der Kapitalismus 
I ein Schicksal ist, das die Menschheit hin- 
I nehmen muss. Die gegenwärtige Zeit ist 
kein Schicksal, sondern eine Herausfor- 
jfl derung. Sie besteht darin, nach wie vor 
an den notwendigen Bau einer anderen 
Welt zu glauben. Denn die jetzige Erde 
wird ja für die meisten Bewohner so erlebt, als sei sie die 
Hölle eines ganz anderen Planeten." 

Eduardo Galeano - Schriftsteller aus Uruguay 

Das Jahr 2017 wird nicht einfach werden. Der sich 
hemmungslos austobende Imperialismus hinterlässt 
weltweit Schneisen der Verwüstung. Lasst uns mit 
Kraft, Ausdauer und Phantasie dem entgegentreten. 

Mit revolutionärem Optimismus wünschen wir uns 
allen ein erfolgreiches Jahr 2017! 

DKP und SDAJ Aachen 


DKP & UZ laden im Rahmen der Rosa-Luxemburg-Konferenz ein 

CafeK 

★ Salate, Schrippen & Schmalzstullen ★ 

Kaffee & Kuchen ★ Bier,Wein, Sekt & Selters ★ 

Wiedersehen & Klönen ★ SDAJ-Workshops 

17.00 Uhr: Widerstand wählen! 

Warum die Kommunstinnen und Kommunisten bei der Bundestagswahl 2017 
auf dem Wahlzettel stehen müssen. Diskussionsrunde mit DKP- 
Wahlkämpferinnen und -kämpfern 

20.00 Uhr: LLL-Treffen der DKP 

Mit Redebeiträgen von Patrik Köbele (Vorsitzender der DKP), Robert Griffiths 
(Communist Party of Britain), weiteren internationalen Gästen und der SDA] 
sowie Arbeiterliedern mit Achim Bigus 

Sa, 14.01.2017 ★ 10.00 - 22.00 Uhr ★ Mercure Hotel MOA 

Stephanstraße 41 ★ U-Bahnstation Birkenstraße (U9) ★ Berlin-Moabit 

SDAJ [ÜB DKP* 

sdaj-netz.de unsere-zeit.de dkp.de 
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Neue Impulse 
Bestellservice 


Bei uns ist immer HILH -Treffen! 

www.Neue-Impulse-Verlag.de 

Der ILieferservice 
für lesende ILinke! 

Ab 14. Januar 2017 online: 
Herzlich WiQJULkommen! 


Neue Impulse Verlag GmbH, Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 E-Mail: info@neue-impulse-verlag.de 
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unsere zeit 


Komplizenschaft 

„Deutsch-Südafrikanische 
Kontinuität“, UZ vom 16.12.2016, S.7 

Dank an Paul Rodermund, der die 
schändliche Geschichte der deutschen 
Komplizenschaft an der kolonialisti- 
schen Apartheid-Politik dem Verges¬ 
sen entreißt. Denn wie er richtig sagt, 
eine Wiedergutmachung steht noch aus. 
Und wie die aktuellen Zahlen zeigen, 
zieht deutsches Kapital weiterhin unge¬ 
hemmt Mehrwert aus südafrikanischer 
Arbeitskraft. Mit den von Paul Roder¬ 
mund angeführten 600 Unternehmen, 
die an die 100 000 Mitarbeiter ausbeu- 
ten, sind ebenso viele deutsche Un¬ 
ternehmen auf dem südafrikanischen 
Markt wie aus den USA gesteuerte, die 
zu 95 Prozent von dem Freihandels¬ 
vertrag AGOA profitieren. In einem 
Punkt ist Rodermund zu korrigieren: 
Deutschland ist mittlerweile zu Südaf¬ 
rikas Handelspartner Nummer 2 aufge- 
stiegen: 2014 wurde für 4,9 Mrd. Euro 
nach Deutschland exportiert und aus 
Deutschland wurden Waren im Wert 
von 8,3 Mrd. Euro bezogen. 

Georges Hallermayer ; Sarreguemines 

Leiharbeit - das unbekannte 
Wesen 

„Ungleiche Bezahlung zementiert“, 
UZ vom 9.12, S. 2 

Philipp Kissel nimmt in dem Artikel 
eine kritische Analyse des Tarifvertrags 
des DGB mit den Arbeitgeberverbän¬ 
den vor. Das Ergebnis der Wertung 
kommt in der Überschrift „ungleiche 
Bezahlung zementiert“ zum Ausdruck. 
Und er stellt fest, dass es ungleiche Be¬ 
zahlung eigentlich nicht geben dürfte, 
denn „per Gesetz müsste der gleiche 
Lohn gezahlt werden“. Das Gleiche 
stellt auch die SDAJ in einer Erklärung 
fest. Und „Der Tarifvertrag des DGB 
verhindert allerdings genau das.“ (siehe 
news.dkp, sdaj-erklärung-zur-tarifrun- 
de-leiharbeit) 

Die Autoren der beiden Tarifver¬ 
tragskritiken kennen sich offensicht¬ 
lich gut aus in den Arbeits- und Klas¬ 
senkampfbedingungen der Leiharbeits¬ 
kräfte. Entgangen ist ihnen allerdings, 
dass von den knapp 1 Million Leihar¬ 
beitskräften zwei Drittel in Klein- und 
Mittelbetrieben arbeiten. Diese sind 
zwei Mal doppelt freie Lohnarbeiter/In¬ 
nen, einmal im Marxschen Sinn und zu¬ 
sätzlich frei von Betriebsräten im Ver- 
und Entleihunternehmen und frei von 
Tarifverträgen im Entleihbetrieb. Viele 
arbeiten allein oder in kleinen Einhei¬ 
ten; sie begegnen sich nicht und kennen 
sich nicht. Das Aushandeln des Lohns 
war vor den - zugegeben nicht beson¬ 
ders guten - Tarifverträgen Sache des 
persönlichen Verhandlungsgeschicks. 
Und gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
gilt nicht einmal in Konzernbetrieben. 
Da soll dies beim schwächsten Ketten¬ 
glied möglich sein? 

Tariffragen sind bekanntlich 
Kampffragen. Nach Kissel und SDAJ 
sind Tariffragen offensichtlich Fragen 
des erfolgreichen Verhandlungsge¬ 
schicks und Willens der gewerkschaft¬ 


lichen Tarifkommission. Wie hoch dürf¬ 
te denn der gewerkschaftliche Organi¬ 
sationsgrad in der Leiharbeitsbranche 
sein? Mehr oder weniger als ein Pro¬ 
zent? Die hätten ja mal kräftig Druck 
machen können. Was hätten die Leih¬ 
arbeiter/Innen ohne diesen Tarifver¬ 
trag gewonnen? Den Mindestlohn! Der 
liegt laut Kissel ab 1.3.17 um 39 Cent/ 
Std. unter dem Tarifvertrag. Am Schluss 
stellt Kissel noch fest: „Das Instrument 
Leiharbeit wird nicht in Frage gestellt.“ 
Auch da frage ich mich, wo ist denn der 
gesellschaftliche Druck, Leiharbeit in 
Frage zu stellen? Da wären noch vie¬ 
le Diskussionen und Beschlüsse in ge¬ 
werkschaftlichen Gremien notwendig. 
Und darüber hinaus wären Aktionen 
gewerkschaftlicher Kräfte und sozia¬ 
ler Bewegungen notwendig, damit in 
einem Tarifvertrag Leiharbeit in Frage 
gestellt wird. 

Rainer Dörrenbecher ; per E-Mail 

Haltlose Behauptungen 

Leserbrief „Abel immer schon da“ 
von D. Krüger, UZ v. 16.12., S.15 

Als Mitarbeiter des biographischen Le¬ 
xikons der deutschen Spanienkämpfe¬ 
rinnen von Werner Abel und Enrico 
Hilbert möchte ich einige Bemerkun¬ 
gen zu dem Leserbrief von Dirk Krü¬ 
ger machen. Krügers polemische An¬ 
griffe gegen Werner Abel entbehren 
jeder sachlichen Grundlage. Sie dienen 
offensichtlich dem Ziel, Abels Glaub¬ 
würdigkeit als Historiker herabzuset¬ 
zen und widersprechen dem Ethos wis¬ 
senschaftlicher Auseinandersetzungen. 
Im Unterschied zu Krügers haltlosen 
Behauptungen basieren Abels Aufsät¬ 
ze auf überprüfbaren Quellen und der 
Kenntnis der Sekundärliteratur. Krü¬ 
ger wirft Abel u.a. vor, er verschweige 
„beharrlich“ den Nachdruck des Tscha- 
paiew-Buches von Alfred Kantorowi- 
cz 1956 in der DDR, kennt aber nicht 
den Aufsatz von Abel in der Zeitschrift 
Exil, Nr.1/2015, in dem dieser darauf 
ausführlich eingeht. 

Dieter Nelles , Wuppertal 

Zeitzeugen nicht genutzt 

Leserbrief „Abel immer schon da“ 
von D. Krüger, UZ v. 16.12., S.15 

Ja, möchte ich rufen. Endlich jemand, 
der sich ausgiebig mit dem Thema des 
Spanienkrieges 1936-39 beschäftigt. 
Was ist daran falsch, Herr Krüger? Ver¬ 
treten Sie einen anderen Standpunkt? 
Eine sachliche Diskussion dient der Sa¬ 
che. 

Aber jemandem vorzuhalten, zu ak¬ 
tiv zu sein? Man kann gar nicht aktiv 
genug sein. 

Sie haben richtig erkannt, dass in 
der DDR die Historiker nur wenig zum 
Thema des Spanienkrieges geforscht 
haben. Eine Schande, denn der inter¬ 
nationale Kampf gegen Franco, Hitler 
und Mussolini und ihre Helfershelfer 
war die erste militärische Auseinan¬ 
dersetzung gegen den Faschismus. Man 
nutzte das Potential der Zeitzeugen da¬ 
mals nicht. 

Hannelore Schliwinski, per E-Mail 


Werde weiter über Spanien 
schreiben 

Leserbrief „Abel immer schon da“ 
von D. Krüger, UZ v. 16.12., S.15 

Ich habe mir bis dato nicht vorstellen 
können, dass es ein Vergehen ist, anläss¬ 
lich des 80. Jahrestags des Beginns des 
Spanischen Bürgerkriegs in linken Zei¬ 
tungen und Zeitschriften zu publizieren. 
Ich habe auch nicht gewusst, dass ich mir 
zuvor die Genehmigung von Krüger ein¬ 
holen und ihm meine Biographie offen¬ 
legen muss. Zu DDR-Zeiten, so sagt ihm 
seine „sehr umfangreiche Bibliothek“, 
habe ich nichts über Spanien publiziert. 
Ja, das ist ein schreckliches Defizit, vor 
allem deshalb, weil ich erst vor einigen 
Jahren begonnen habe, mich intensi¬ 
ver mit jener Zeit in Spanien zu befas¬ 
sen. Ein Auslöser dafür war, dass ich die 
Möglichkeit bekam, Unterlagen über die 
Internationalen Brigaden aus dem Kom¬ 
intern-Archiv in Moskau zu bekommen. 
Da der Zugang zu diesem Archiv deut¬ 
lich komplizierter geworden ist, war ich 
der Meinung, diese Unterlagen und das, 
was für die Forschung neu ist, einem grö¬ 
ßeren Publikum bekanntmachen zu müs¬ 
sen. Und das natürlich auch in der UZ. 
Meines Wissens haben über die Kommis¬ 
sion für ausländische Kader beim ZK der 
KP Spaniens im deutschen Sprachraum 
bisher nur Michael Uhl (Tübingen) und 
Peter Huber (Schweiz) geschrieben. Die 
Akten der Internationalen Brigaden 
konnten Ende 1938 (fast) komplett nach 
Moskau evakuiert werden, einen kleinen 
Teil davon erhielt die DDR. Dieser Be¬ 
stand lagert heute im Bundesarchiv, ei¬ 
nen anderen Teil hat das IISG Amster¬ 
dam aus Russland erworben. Wenn sich 
Krüger schon nicht die Mühe machen 
wollte, nach Moskau zu reisen, dann hät¬ 
te er sich die beiden zuletzt genannten 
Bestände anschauen können. 

In meinem UZ-Artikel über die KP 
Spaniens wollte ich auch Max Schäfer 
eine Ehre erweisen, indem ich die 1940 
in Moskau geschriebene Charakteristik 
einbaute. Max Schäfer erhielt eine der 
besten Einschätzungen, die zu dieser 
Zeit in Moskau verfasst wurden. Weshalb 
ich aber bei dieser Gelegenheit auch sei¬ 
nen Nachruf auf seinen Bruder Karl er¬ 
wähnen sollte, erschließt sich mir nicht. 
Dirk Krüger sei nur noch gesagt, dass 
ich im kommenden Jahr und vermut¬ 
lich ohne seine Genehmigung einzuho¬ 
len, drei weitere unbekannte Kantoro- 
wicz-Briefe veröffentlichen werde. Ich 
werde trotz meiner DDR-Biographie, 
die Krüger anscheinend so empfindlich 
stört, weiter über Spanien in jener Zeit 
schreiben. 

Werner Abel 

Zu ernst für Satire 

Leserbrief „Abel immer schon da“ 
von D. Krüger, UZ v. 16.12., S.15 

Zunächst dachte ich an ein anerkennen¬ 
des Lob für die Produktivität des an¬ 
gesprochenen Autors. Am Ende hatte 
es mir die Sprache verschlagen und ich 
dachte an Satire. Aber die Sache ist viel 
zu ernst dafür. Ich bin Mitglied des Ver¬ 
eins „Kämpfer und Freunde der Spani¬ 


schen Republik 1936-1939 e.V.“ (KFSR). 
Dort betreue ich unter anderem die In¬ 
ternet-Seite des KFSR. Gerade auch 
auf die Medienveröffentlichungen von 
Werner Abel zurückgreifen zu können 
und zu dürfen war mir eine besondere 
Freude. Mir sind fast ausschließlich nur 
in linken Medien inhaltliche Angebote 
zur wissenschaftlichen Erhellung der 
Ereignisse vor 80 Jahren in Spanien ver¬ 
bunden mit faktengestütztem Archivma¬ 
terial bei meiner Medienauswertung für 
den KFSR bekannt geworden. Und ja, 
da taucht Werner Abel in produktivster 
Weise immer wieder auf. 

Hans-Jürgen Schwebke, Berlin 

Sehr befremdet 

Leserbrief „Abel immer schon da“ 
von D. Krüger, UZ v. 16.12., S.15 

Einem solchen Leserbrief Gewicht 
und Verbreitung in der UZ zukommen 
lassen, hat mich doch sehr befremdet. 
Im Gegensatz zu den in Ihrer Zeitung 
am 2. und 9. Dezember dankenswerter¬ 
weise veröffentlichten Artikeln von Wer¬ 
ner Abel über die Kaderkommission der 
Komintern zur Überprüfung aller Spa¬ 
nienkämpfer habe ich vergeblich nach 
inhaltlichem, wissenschaftlichem oder 
historisch wertvollem Neuigkeitswert 
gesucht. Schade, denn der Autor Dirk 
Krüger hat u. a. im Zusammenhang mit 
der Würdigung des Kinderbuches von 
Ruth Rewald „Vier spanische Jungen“ 
ebenfalls große Verdienste vorzuweisen. 

Kerstin Hommel , Berlin 

Mythen gepflegt 

Leserbrief „Abel immer schon da“ 
von D. Krüger, UZ v. 16.12., S.15 

Die beiden Artikel von Werner Abel 
über die Kaderkomission der Komin¬ 
tern zur Erfassung und Überprüfung 
aller Spanienkämpfer in den beiden 
Ausgaben vom 2. und 9. Dezember 
2016 haben mich gefreut. Denn in die¬ 
sen beiden Artikeln wurden neue For¬ 
schungsergebnisse eines Wissenschaft¬ 
lers wiedergegeben und nicht länger 
politische Mythen über den spanischen 
Bürgerkrieg gepflegt, wie es große Teile 
der Linken nach wie vor tun. Der Neue 
Impulse Verlag ist da mit der Neuedi¬ 
tion der Schäferschen Spanienberichte 
vom Juni 2016 deutlich weiter als Dirk 
Krüger. Immerhin ist im Vorwort die¬ 
ses Buches von „beschämenden“ Kon¬ 
flikten auf Seiten der deutschen Spa¬ 
nienfreiwilligen die Rede, immerhin 
konzediert hier dessen Autor Valentin 
Hemberger, dass bei der Schäferschen 
Auswahl seiner Spanienberichte 1976 
der „weltanschauliche Anspruch und 
realer wissenschaftlicher Output nur 
selten harmonierten“, und immerhin 
gibt es bei ihm eine Fußnote, in der er 
auf die „Schwachstellen der DDR-Ge- 
schichtswissenschaft“ verweist. Das sind 
Anfänge einer Selbstkritik, die bitter 
nötig ist, denn die ursprüngliche Schä- 
fersche Edition seiner Spanienberichte 
von 1976 im Verlag Marxistische Blätter 
atmet den repressiven Geist einer auch 
damals bereits verknöcherten Komin¬ 
ternpolitik. 


Termine 
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Recklinghausen: „Personalbemessung 
im Gesundheitswesen“, Gruppenabend 
der DKP. Ladenlokal Kellerstraße 7, 
19.30 Uhr. 


DO ★ 12. JAN 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP. 
Cafe Marat, Doberaner Straße 21,19.30 
Uhr. 


MO ★Iß. JAN 


Münster: „Ein Jahrhundert wird be¬ 
sichtigt. Teil 3:1989 - Die Welt hat eine 
Hoffnung verloren.“ Veranstaltung von 
DKP und SDAJ Münster mit Raimund 
Ernst. KulturKneipe F24, Frauenstraße 
24,19.30 Uhr. 


Ml ★ 18. JAN 


Röthenbach/Pegnitz: Jahresauftakt¬ 
versammlung der DKP Nürnberger Land 
mit Gustl Ballin. Floraheim, Siedlerstraße 
10,19.00 Uhr. _ 

Schwerin: Bildungsabend der DKP. 
Buntes Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


FR ★ 20. JAN 


Oldenburg: „Zur Rechtsentwicklung in 
Lateinamerika“. Diskussionsveranstal¬ 
tung der DKP mit Günter Pohl, Vorsitzen¬ 
der der Internationalen Kommission der 
DKP. Bei Beppo, Auguststraße 57, 20.00 
Uhr. 


SA ★ 18. FEB 


Hannover: 5. bundesweite Berufsver¬ 
botekonferenz. ver.di-Höfe, Veranstal¬ 
tungszentrum Rotation, Saal 3, Goserie¬ 
de 10,10.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag 
eine Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ mit 
Angabe des Themas der Veranstaltung an 
termine@unsere-zeit.de oder UZ-Redak- 
tion, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Wer die Schäfersche Neuedition sei¬ 
ner Spanienberichte mit der ebenfalls 
2016 erschienenen Sammlung von Er¬ 
zählungen und Berichten aus dem Spa¬ 
nischen Bürgerkrieg von Erich Hackl 
im Schweizer Rotpunktverlag ver¬ 
gleicht, der sieht, was ich meine. Hier 
gibt es die gesamte Bandbreite linker 
Positionen von Sozialdemokraten, So¬ 
zialisten, Kommunisten, Anarchosyn¬ 
dikalisten, katalanischen Autonomie¬ 
kämpfern oder den von der DDR als 
Titoisten und als Spione eingestuften 
und bekämpften Westemigranten. Und 
im Geist und im Wind dieser nun neuen 
und links-undogmatischen Beschäfti¬ 
gung mit dem Spanischen Bürgerkrieg 
sind Werner Abels Aufsätze der letzten 
Jahre zu sehen. 

Jörg Becker ; Solingen 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Wochenrückblick von Adi Reiher 


Silvester in Köln 


Im Spielfilm „My Big Fat Greek Wed¬ 
ding“ sagt der Brautvater sinngemäß, es 
gäbe nur zwei Arten von Menschen: Grie¬ 
chen und solche, die es sein wollen. Der 
geborene Kölner empfindet bezüglich 
seiner Heimatstadt ähnlich. Als Kölner 
Imi (Zugezogener) sehe ich das anders. 
Ich mag es hier zu leben, aber wer den 
Dom wegdenkt, sieht Gelsenkirchen - 
das bekanntlich auch seine Reize hat. 

Die Silvesternacht 2015/16 hat dem 
Selbstverständnis der Kölschen einen 
Schlag versetzt. Sollte sie wohl auch. Las¬ 
sen wir mal offen, wer da was „drehte“. 
Es versprach, spannend zu werden, was 
in der Silvesternacht 2016/17 passieren 
würde. Die Medien litten im Vorhinein 
tagelang an Schnapp-Atmung. 

★ 

Am Silvestervormittag verfängt sich 
WDR 2-Moderator Uwe Schulz in der 
eigenen, stets bemühten Feingeistigkeit. 
Den anscheinend besonders E-Mail- 
schreibfreudigen Flüchtlingsfeinden 
(„Raus mit den Terroristen“) wirft er vor, 
sich nur anonym zu äußern. Dann sagt er, 
dass sich doch jeder frei äußern könne - 
ohne Angst vor Repression. 

Auch wenn Schulz - christlich gepräg¬ 
ter Antifaschist - es nicht beabsichtigen 
mag, er folgt einem typischen medialen 
und fatalen Verhaltensmuster unserer 
Tage. Angebliche „Stimmen aus dem 
Volke“ werden unkritisiert zitiert. Auch 
Schulz prangert nur die Form, nicht den 
Inhalt an. Im Ergebnis werden die ano¬ 
nymen Schmutzfinken ermutigt, ihre Hal¬ 
tung frei zu bekennen. Sie wird mit dem 
Prädikat „Meinung des demokratischen 
Spektrums“ geadelt, anstatt sie als verfas¬ 
sungswidrig, faschistoid und verbreche¬ 
risch zu brandmarken. 

★ 

Mick Jagger spricht Spanisch. 3sat sen¬ 
det am Silvesterabend den offiziel¬ 
len - von den Rolling Stones autori¬ 
sierten - Spielfilm über ihr Konzert in 
Havana am 25. März 2016. Gleich am 
Anfang wird der - falsche - Eindruck er¬ 
weckt, das Konzert sei die Rückkehr des 
Rock‘n‘Roll auf die Karibik-Insel nach 
jahrzehntelanger Ächtung. Richtig ist, 
dass es eine solche - kein Verbot - An¬ 
fang der 70er Jahre, das „graue Jahrfünft“, 
des vergangenen Jahrhunderts gegeben 


hat, Rock wurde auf Kuba aber immer 
gehört und gespielt. 

Mick Jagger spricht erstaunlich viel 
und gut Spanisch, einen Teleprompter 
kann ich nur vermuten, ich sehe keinen. 
Das Publikum - hunderttausende Ku¬ 
baner und Touristen - ist von Jaggers 
Sprachkünsten entzückt und klatscht 
enthusiastisch, außer nach einem Satz: 
Jagger wünscht sich das Konzert als Be¬ 
ginn politischer Veränderungen. Das Pu¬ 
blikum schweigt höflich. 

★ 

Weit über 1 000 Polizeibeamte tum¬ 
meln sich in dieser Silvesternacht rund 
um den Kölner Hauptbahnhof. Zehnmal 
mehr als im letzten Jahr. Was soll da pas¬ 
sieren? Ein Narr, wer auch nur zu laut 
hustet. Aber es muss etwas passieren. Wo 
wäre sonst die Rechtfertigung des massi¬ 
ven Einsatzes? 

Für diese komplizierte Gemengela¬ 
ge hat der liebe Polizeigott die Perso¬ 
nenüberprüfung erfunden. Ob mit oder 
ohne Anlass, das schafft Action, Ärger 
und Vorfälle, auf die man später verwei¬ 
sen kann. Heute überprüft die Polizei ge¬ 
zielt „Nafris“. Nafri ist das putzige, völlig 
unrassistische und liebevolle Polizeikür¬ 
zel für einen Menschen, der aus Nordaf¬ 
rika stammt. 

So wird also jeder überprüft, der nach 
„Nafri“ aussieht. Bereits in den Zügen, 
beim Aussteigen, auf dem Bahnhofsvor¬ 
platz werden einige hundert „Nafris“ 
eingekesselt, zwecks Überprüfung, ver¬ 
steht sich. Die Ausbeute ist leider gering. 
Kaum Festnahmen, kaum Straftaten. 
Von letzteren behauptet später ein Po¬ 
lizeisprecher, dass der Polizeieinsatz sie 
massenhaft verhindert habe. Das kann 
man glauben, aber Tatsache ist, dass sich 
diese Einlassung im Bereich des Postfak¬ 
tischen bewegt. 

Übrigens wissen wir definitiv, dass 
„Nafri“ auf keinen Fall rassistisch ge¬ 
meint ist. Denn die Polizei hat noch an¬ 
dere nette Abkürzungen. z.B. „BuRu“ 
für Menschen aus Bulgarien oder Rumä¬ 
nien. Die einen stammen von den Ma¬ 
zedoniern und den Thrakern ab, die an¬ 
deren von den Römern und Dakern. Ich 
lege meine Hand dafür ins Feuer, dass 
alle 1 700 Polizisten im Kölner Einsatz 
darüber genau Bescheid wissen. 
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www.heinrich-czerkus.de ist eine ausgezeichnete Internetseite 


Schwarz-gelber Schal 
auf grüner Insel 

BVB-Schal fand seinen Weg nach Irland 


D ie folgende Geschichte be¬ 
schreibt die Reise eines Schals 
aus dem Ruhrpott nach Irland. 
Sie sollte eigentlich erst nach einer 
UZ-Reportage zum Thema Jugendfuß¬ 
ball auf der grünen Insel veröffentlicht 
werden. Aber die Flugrichtung interes¬ 
santer Neuigkeiten ist eben manchmal 
ebenso schwer berechenbar wie die des 
runden Leders. 

Unter den Fußball-Fanclubs in 
Deutschland belegt der Dortmunder 
„BVB-Fanclub Heinrich Czerkus“ ei¬ 
nen Ausnahmeplatz. Nicht nur wegen 
der guten Öffentlichkeitsarbeit (www. 
heinrich-czerkus.de ist eine ausgezeich¬ 
nete Internetseite, die dies belegt) noch 
mehr wegen der Ernsthaftigkeit und 
brennenden Aktualität der inhaltlichen 
Schwerpunkte. 

Der Club pflegt das Erbe des im 
April 1945 im Rahmen der Karfrei¬ 
tagsmorde von der Gestapo getöteten 
Kommunisten Heinrich Czerkus. Der 
in Minge geborene Metallarbeiter - seit 
Anfang 1933 für die KPD im Dortmun¬ 
der Stadtrat - war Borussia Dortmunds 
Platzwart der Weißen Wiese. Bei seiner 
Ermordung war Heinrich Czerkus 51 
Jahre alt, er liegt wie viele der 300 Op¬ 
fer der Karfreitagsmorde in der Bitter¬ 
mark begraben. 

Zu den Ergebnissen der Arbeit des 
Fanclubs gehört eine Gedenktafel an 
Heinrich Czerkus im Stadion, die am 
Karfreitag 2009 von Siggi Held enthüllt 
wurde. Innerhalb der deutschen Fansze¬ 
ne ist der Verein führend in der Arbeit 
gegen Rassismus engagiert, auch heute 
gehören zu seinen Mitgliedern Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten, darunter 
die stellvertretende DKP-Vorsitzende 
Wera Richter. Die Dortmunderin sand¬ 
te am 17. Dezember einen „Heinrich- 
Czerkus-Schal“ nach Nordirland. 

Dieser Schal ist im BVB-Gelb- 
Schwarz gehalten, die Vorderseite mit 
Bild des Kommunisten und Wider¬ 
standskämpfers, rückseitig der Slo¬ 
gan „kick racism out“ eingestrickt. Es 
ist ein ganz besonderer Fan-Artikel, 
nicht in den kommerziellen „Merchan¬ 
dising“ Läden erhältlich, nur für Mit¬ 
glieder des Heinrich-Czerkus-Fanclubs 
hergestellt. 

Der Empfänger ist ein junger Fuß¬ 
baller auf der Insel: Travis Baur, Sohn 
einer in Deutschland geborenen Ver¬ 
sicherungsangestellten und eines zwi¬ 
schenzeitlich nach England emigrier¬ 
ten irischen Ex-Erstligaspielers, fiel 
Wera Richter erstmals auf, als er im 
Alter von sechs Wochen (!) Dort¬ 
mund besuchte. Bei dem UZ-Presse- 
fest 2005 war er der mit Sicherheit und 
Abstand jüngste Gast. Seither hat sich 
Travis zum Torwart beim FC „Bertie 


Peacock“ entwickelt. Die U-12-Mann- 
schaft dieses Unikats im irischen Fuß¬ 
ball (nur Jugend, keine Seniorenmann¬ 
schaften) ist die erfolgreichste auf der 
Insel, Travis darf sich zur Zeit „Torwart 
mit den wenigsten Gegentoren“ Irlands 
nennen. Der Schal kam gut an, was das 
folgende Gespräch mit ihm belegt. 



Frage: Was denkst du vom Schal und 
dem Mann, dessen Bild drauf ist? 
Travis Baur: Mein bestes Geschenk, 
ich finde gut, was die machen und was 
Heinrich Czerkus gemacht hat - das ist 
für die Menschen und gegen Rassismus. 
Das „kick racism out“ ist in Englisch, 
da kann ich meinen Mitspielern leicht 
erklären, was gemeint ist. 

Frage: Wie finden die den Schal? 

Travis Baur: Michael, mein Mitspie¬ 
ler, ist echter Dortmund-Fan. Er will 
den Schal gerne haben - anziehen darf 
er ihn schon mal, aber nicht behalten. 
Viele hier mögen Liverpool, seit Klopp 
dort Trainer ist, hat der BVB viele Fans 
gewonnen. Die interessiert der Schal 
natürlich. 

Frage: Eure U12 ist in aller Munde, ihr 
habt seit einem Jahr nicht verloren - ge¬ 
winnt oft zweistellig. Wie fühlt sich da 
der Torwart? 

Travis Baur: Manchmal gelangweilt, 
im letzten Spiel hatte ich nur einmal 
den Ball. Wir sind zwei Torhüter, mein 
Kumpel Connor und ich werden bei je¬ 
dem Spiel beide eingesetzt. Besonders 
im Winter wirst du als Torwart schnell 
kalt, wenn du so wenig eingreifen 
musst. Aber es ist natürlich cool, dass 
wir alles gewinnen. Hermann Glaser-Baur 


Der rote Kanal 


„3 Zimmer/Küche/Bad“ 

Diese Komödie begleitet acht Freun¬ 
de, die innerhalb eines Jahres immer 
wieder quer durch Deutschland um¬ 
ziehen. Dabei ändern sich nicht nur 
die Lebensentwürfe, sondern auch 
Freundschaften, ständig. 

One, 7.1., 20.15 Uhr 

„ Willkommen bei den Sch'tis“ 

Der französische Postangestellte Phil¬ 
ippe wird in den Norden strafversetzt. 
Damit prallen zwei Welten aufeinan¬ 
der. Denn im Süden gibt es viele Kli¬ 
schees. Die aus dem Norden gelten als 
Hinterwäldler. 

BR, 7.1., 20.15 Uhr 

„ Türkei - Niedergang 
eines Ferienparadies“ 

Die Türkei wurde zu einem Krisen¬ 
gebiet durch Terroranschläge, Putsch¬ 
versuch und das Erdogan-Regime. 
Dadurch bricht der Tourismus, der 
einen großen Stellenwert in der tür¬ 
kischen Wirtschaft hat, zusammen. 
SWR, n.i., 20.15 Uhr 

„Die NPD - Der falsche Feind?“ 

In dieser Sendung wird auf das NPD- 
Verbotsverfahren eingegangen, und 
welche Folgen und Gefahren ein 


Verbot mit sich bringt. Argumente 
für und gegen ein Verbot. 

Phoenix, 12.1., 20.15 Uhr, im Anschluss: 

„Reichsbürger gegen den Staat“ 

Reichsbürger haben dem Staat den 
Kampf angesagt. Für sie existiert 
das Deutsche Reich weiterhin. Diese 
Dokumentation befasst sich mit den 
Hintergründen für das Entstehen der 
„Reichsbürger “ -Szene. 

Phoenix, 12.1., 21.00 Uhr 

„Der Tatortreiniger“ 

Erste Folgen der sechsten Staffel (sie¬ 
he auch S. 11). 

One, 12.1., ab 20.15 Uhr 

Tagesschau 

Immer wieder wert hineinzugucken: 
Wenn man sich grade intellektuell 
nicht ganz auf der Höhe fühlt, mit¬ 
zählen, wie oft der/die schnieke Te- 
leprompterableserln das Adjektiv 
„mutmaßlich“ absondert. Dann sich 
freuen, dass man Wörter kennt wie 
„allem Anschein nach“, „anschei¬ 
nend“, vermutlich, voraussichtlich, 
wahrscheinlich. Und schon fühlt man 
sich besser. Wenigstens besser als ein 
Wiederkäuer. 

ARD, täglich, 20.00 Uhr 













